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Und kein bisschen weiser 

Vor 65 Jahren konstituierte sich die SPD- 
Fraktion zum ersten Mal im Bundestag. Ein 
Grund zum Feiern?. 
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Last des Kommunismus 

August 2014: Deutsche Eiitestudenten 
besuchen die ukrainische Hauptstadt 
Kiew. 
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Thema der Woche 


NATO-Osterweiterung 

Nach der Auflösung des Warschauer Ver¬ 
trages verlief die Ostausdehnung des NA- 
TO-Paktes schneller als jene der EU. 

Fleute hat sie 28 Mitglieder, darunter sechs 
europäische Länder der ehemaligen War¬ 
schauer Vertragsstaaten, drei frühere Teil- 
Republiken der ehemaligen Sowjetunion und 
zwei frühere Teilrepubliken des ehemaligen 
Jugoslawiens. 

NATO-Manöver im Osten und im Schwarzen 
Meer gehören heute zum „Alltag“. 
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Die Speerspitze der Kriegstreiber 


N och das letzte Glas Champag¬ 
ner geleert und die letzte Aus¬ 
ter geschlürft - dann war das 
Hochfest der Nato in Südwales zu 
Ende. Die hochrangigen Etappenkrie¬ 
ger bestiegen ihre Regierungsjets und 
düsten, zufrieden mit sich und ihren 
Beschlüssen, nach Hause. 

Die Führer der „freien Welt“ hat¬ 
ten die Gelegenheit zur Selbstdar¬ 
stellung eifrig genutzt, besonders der 
britische Premierminister David Ca- 
meron konnte sich als Gastgeber pro¬ 
filieren, gockelhaft und gern an der 
Seite des mächtigsten Mannes der 
Welt dozierte er über die Notwendig¬ 
keit von Luftschlägen auf Syrien und 
im Irak. 

Die Beschlüsse vom 4. und 5. Sep¬ 
tember sind von langer Hand vorbe¬ 
reitet, sie sind der Abschluss eines 
Kapitels. Seit 20 Jahren wird die Er¬ 
weiterung des Nato-Territoriums vor¬ 
angetrieben. Die Krise in der Ukraine 
ist dabei nur ein Anlass zu konkreten 
Schritten mit dem Ziel, einen Ring 
aus Stahl um Russland zu legen und 
auf längere Sicht auch um die Volks¬ 
republik China. Um die beiden Län¬ 
der, die im UN-Sicherheitsrat immer 
wieder als Bremser gegen militärische 
Abenteuer des Imperialismus auftre- 
ten und sich weigern, Luftangriffe als 
Lösung für internationale Krisen zu 
akzeptieren. 

Diese Beschlüsse sind geeignet, die 
Welt noch weiter zu destabilisieren. 


„Schließlich bekräftigten 
wir, dass die Tür zur NATO- 
Mitgliedschaft offen ist für 
Nationen, die unsere hohen 
Standards erfüllen wollen“ 


Präsident Barack Obama, 
Newport, Wales, 

5. September 2014 


Seit Mitte der neunziger Jahre sind 
in Konflikten, in denen Streitkräfte 
der Nato eingesetzt wurden, Hundert¬ 
tausende Menschen getötet worden. 
Der Nato-Propaganda zufolge waren 


es in dieser Zeit nur ein paar hundert, 
gegen die sich die Angriffe richteten. 
Die Nato war niemals seit ihrer Grün¬ 
dung ein Verteidigungsbündnis, sie 


war immer ein Angriffsbündnis, „eine 
Speerspitze“, wie Nato-Generalsekre- 
tär Anders Fogh Rasmussen, der wohl 
einflussreichste Rüstungslobbyist des 
Planeten, sie voll Stolz nannte. 

In allen Ländern, die die Nato mit 
Gewalt mit „Freiheit und Demokra¬ 
tie“ beglücken wollte, hat sich die Lage 
der Menschen verschlechtert - poli¬ 
tisch, gesellschaftlich, wirtschaftlich 
und militärisch. Der Irak, Libyen, Af¬ 
ghanistan und Pakistan stehen an der 
Schwelle zur Barbarei. 

Im gleichen Zeitraum haben die 
NATO-Staaten begonnen, die bür¬ 
gerlichen und sozialen Freiheiten der 
eigenen Bevölkerung einzuschränken. 
Während sich die Nato-Staaten zu 
noch höheren Rüstungsausgaben ver¬ 
pflichten, haben die Völker die Schlin¬ 
ge der Austeritätspolitik um den Hals. 


Die Rolle der Nato als Schiedsrichter 
und gleichzeitig als Vollstrecker er¬ 
weist sich als katastrophal. Der Plan, 
die Horden des selbst gegen die syri¬ 


sche Regierung aufgepäppelten Isla¬ 
mischen Kalifats im Irak und in Syrien 
zu bombardieren, ist eine weitere Dre¬ 
hung einer endlosen Schraube. Das 
wird weitere Anschläge bewirken und 
damit die Gelegenheit zu weiteren 
Bombardierungen und damit höhe¬ 
re Profite für die Waffenproduzenten. 
Nur auf dieser Ebene hat das Vorge¬ 
hen einen zynischen Sinn - wenn die 
NATO die neuen Eliten der zerstörten 
Länder mit etwas Macht und die Rei¬ 
chen mit Geld versorgt. 

Aber warum Russland? Russland 
ist keine Großmacht mehr. Das Brut¬ 
toinlandsprodukt liegt bei 10 Pro¬ 
zent des in der Europäischen Union 
erzeugten. Die Fähigkeiten der rus¬ 
sischen Streitkräfte werden von der 
Waffenindustrie und den Geheim¬ 
diensten maßlos übertrieben. 


Russland kann nur wegen seines 
Atomwaffenarsenals als „militäri¬ 
sche Bedrohung“ herhalten. Die Kal- 
te-Kriegs-Rhetorik mit Rückgriff auf 


antikommunistische Reflexe ist ver¬ 
logen. Ein alternatives Gesellschafts¬ 
modell hat das Land nicht zu bie¬ 
ten - wohl aber hat das Land andere 
Interessen, auch legitime Sicherheits¬ 
interessen, die NATO und die Europä¬ 
ische Union ihm nicht zugestehen will. 
Der Weg zum Frieden führt über welt¬ 
weite nukleare Abrüstung - und dafür 
ist die Existenz der NATO das größte 
Hindernis. Die Demonstranten, die in 
Newport und Cardiff gegen den Gip¬ 
fel demonstriert hatten, haben es uns 
gesagt: Die NATO ist die mit Abstand 
größte Gefahr für den Weltfrieden. Im 
Interesse des Überlebens der Mensch¬ 
heit muss sie aufgelöst werden. 

Manfred Idler 

(Lesen Sie auf Seite 7: Die Nato im 
neuen Kalten Krieg) 


AKTIONSTAG 
FREIHEIT 
FÜR DIE MIAMI 5! 

am 12.9.2014 

Düsseldorf ab 11.00 Uhr: 

Bertha-von-Suttner-Platz, direkt 
hinter dem Hauptbahnhof. 

Weitere Informationen siehe: 
www.miami5.de 

13.9.2014, ab 11:00 Uhr, weitere 
überregionale Solidaritätsakti¬ 
on für die MIAMI 5 

ln Düsseldorf (am Heinrich Heine - 
Denkmal) und Chemnitz (am Karl 
Marx - Denkmal) laden die Solida¬ 
ritätsorganisationen SoliCuba und 
Cuba Si parallel zu einer Solidaritäts¬ 
veranstaltung ein. 

Kontakt: Petra Grübl, Tel. 02183/6363, 
mail: soli.cuba@t-online.de 

40-jahr- 

Feier 

Freundschafts¬ 

gesellschaft 

BRD-Kuba 

am 

4. Oktober 2014 

19 Uhr, im ND-Haus, 
Münzenbergsaal, 
Franz-Mehring-Platz i 
10243 Berlin 



„Entscheidende Fragen sind immer noch nicht geklärt“ 

Gespräch mit Kristina Tieck über den Fall Oury Jalloh 


UZ: Der Bundesgerichtshof (BGH) 
hat Anfang dieses Monats entschie¬ 
den, die verschiedenen Revisionsan¬ 
träge gegen das Urteil des Landge¬ 
richts Magdeburg zum Feuertod von 
Oury Jalloh vom Dezember 2012 zu 
verwerfen. Jalloh war im Januar 2005 
im Polizeirevier Dessau (Sachsen- 
Anhalt) verbrannt. Was genau war 
damals überhaupt passiert? 


einer Matratze fixiert. Als Gründe 
für die Ingewahrsamnahme und Fi¬ 
xierung wurden später die scheinbar 
unklaren Personalien und die hohe 
Alkoholisierung genannt. Oury Jal¬ 
loh selbst wurde zu keiner Zeit ein 
Grund für die Maßnahmen genannt. 
In diesem Zustand musste er über 
mehre Stunden verharren. Zirka ge¬ 
gen 12 Uhr sind dann die Signale der 


Kristina Tieck: Oury Jalloh ist als 
Asylsuchender nach Deutschland 
gekommen. Am Morgen des 7. Ja¬ 
nuar 2005 wurde er in Dessau von 
der Polizei aufgegriffen und zur Per¬ 
sonalienfeststellung in Gewahrsam 
genommen. Zwar konnte sich Jal¬ 
loh ausweisen, aber auf seinen Pa¬ 
pieren waren einzelne Buchstaben 
nicht oder schlecht zu erkennen, was 
den Polizisten ausreichte, Jalloh mit¬ 
zunehmen. Im Polizeirevier ange¬ 
kommen, wurde Oury Jalloh in Zel¬ 
le Nr. 5 an Händen und Füßen auf 


Kristinei Tieck ist Sprecherin 
der „Kritischen Juristinnen 
und Juristen“ an der Freien 
Universität (TU) Berlin. 


Feuer- und Rauchmelder im Zimmer 
des Dienstgruppenleiters angegan¬ 
gen. Nach mehrmaligen Wegdrücken 
der Alarmsignale, entschloss sich der 
Dienstgruppenleiter dann doch mal, 
einen Blick in den Zellentrakt zu 
werfen, doch zu diesem Zeitpunkt 
war der immer noch gefesselte Oury 


Jalloh auf der feuerfesten Matratze 
bereits durch das Feuer zu Tode ge¬ 
kommen. Laut Zeugenaussagen vor 
Gericht, hatten zwei Polizeibeamte 
kurz vor Ausbruch des Feuers Zu¬ 
gang zur Zelle Nr. 5. Dabei handelt es 
sich um die Polizisten, welche Jalloh 
zum Revier brachten und in der Zel¬ 
le fesselten. Und eben diese beiden 
Beamten wurden bereits im ersten 
Prozess durch das Landgericht Des¬ 
sau freigesprochen. Im zweiten Pro¬ 
zess vor dem LG Magdeburg sollte 
nur noch der Dienstgruppenleiter auf 
der Anklagebank sitzen. 

UZ: Wie bewerten Sie vor diesem Hin¬ 
tergrund die nun ergangene Entschei¬ 
dung der Richter am BGH? 

Kristina Tieck: Die BGH-Entschei- 
dung kommt aus rein juristischer 
Sicht nicht völlig überraschend. Zu 
fragen hatte der Strafsenat nur nach 
Rechtsfehlern, die das LG Magde¬ 


burg bei der Würdigung der Beweise 
gemacht haben könnte. Einen Feh¬ 
ler hat der BGH zwar darin gesehen, 
dass das LG dem Angeklagten ei¬ 
nen unvermeidbaren Verbotsirrtum 
zugute hielt, indem der Dienstgrup¬ 
penleiter nichts davon wissen könne, 
nach einer Ingewahrsamnahme einen 
Haftrichter über die weitere Haft¬ 
dauer entscheiden zu lassen. Doch 
diesen Fehler sollte der BGH als un- 
beachtlich ansehen, da es davon aus¬ 
geht, dass ein Haftrichter die weitere 
Haftdauer angeordnet hätte. Damit 
billigt der BGH, dass hier ein Mensch 
mit fast 3 Promille und unter Einfluss 
berauschender Substanzen auf dem 
Rücken liegend an allen vier Glied¬ 
maßen gefesselt über mehrere Stun¬ 
den in einer Zelle ohne dauerhafte 
Beobachtung war. Und das in der¬ 
selben Zelle, in der bereits zuvor ein 
Mensch unter der Aufsicht desselben 
Dienstgruppenleiters gestorben war. 
Auch hier wurde kein Haftrichter 


informiert. Durch die Revision soll¬ 
te jedoch eine neue Beweisaufnah¬ 
me nicht stattfinden, weshalb auch 
der von Polizei, Staatsanwaltschaft 
und Gerichten konstruierte Gesche¬ 
hensablauf keiner weiteren Prüfung 
unterlag. So wurde auch die Tatsa¬ 
chenfeststellung des LG Magdeburg 
übernommen, dass sich Oury Jalloh 
mit einem Feuerzeug angezündet 
habe, welches ein Polizist nur mög¬ 
licherweise in der Zelle verloren ha¬ 
ben könnte. Hier hätte der BGH sehr 
wohl auch einen Fehler des Landge¬ 
richts feststellen können. Aber dies 
hätte schließlich neue Fragen aufge¬ 
worfen und damit auch die seit dem 
7. Januar 2005 von allen Verfahrens¬ 
beteiligten außer der Nebenklage 
vertretene Selbstmordthese in Frage 
gestellt. Und wie sämtliche Verfahren 
bisher zeigten, besteht dazu bei den 
deutschen Behörden kein Interesse. 

Fortsetzung auf Seite 8 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Herbert Münchow 

GDI, EVG oder was... 



Detlev Beyer-Peters (vierter von rechts) mit ver.di-Verhandlungskommission NRW. 


„Arbeitgeber“ kamen ohne Angebot 

AWO in NRW will ihre Beschäftigten von der Entwicklung im 
Öffentlichen Dienst abkoppeln 


Die Frage, wer mitbestimmend beim 
Abschluss von Vereinbarungen über 
Lohn- und Arbeitsbedingungen ist, 
spielt für Lohnarbeiter eine gro¬ 
ße Rolle. In der Tarifrunde bei der 
Deutschen Bahn spitzt sich diese 
Frage zu - auch politisch im Zu¬ 
sammenhang mit den Plänen einer 
gesetzlich verordneten Tarifeinheit. 
Für die Gewerkschaft Deutscher 
Lokomotivführer (GDL) und die 
Eisenbahn- und Verkehrsgewerk¬ 
schaft (EVG) war die Verhandlungs¬ 
führerschaft für bestimmte Berufs¬ 
gruppen bis Ende Juni 2014 in einem 
Grundlagentarifvertrag geregelt, der 
im März 2008 nach dem letzten gro¬ 
ßen Streik der GDL abgeschlossen 
wurde. Für die GDL, die ursprüng¬ 
lich von einem Fahrpersonaltarif¬ 
vertrag sprach, war dieser Vertrag 
die Bedingung des Konzerns für den 
Abschluss eines eigenständigen Lok¬ 
führertarifvertrages. Etliche Zugbe¬ 
gleiter und Bordgastronomen, die in 
die GDL eingetreten waren, fühlten 
sich verschaukelt. 

Jetzt geht es erneut um die Ver¬ 
handlungsführerschaft für bestimm¬ 
te Berufsgruppen von Eisenbahnern. 
Die GDL erhebt Anspruch auf das 
gesamte Zugpersonal, was die Bahn 
ablehnt, und die EVG ebenfalls. In 
ihren Lohnforderungen liegen bei¬ 
de Gewerkschaften nicht weit aus¬ 
einander. GDL fünf Prozent mehr 
Entgelt, EVG sechs Prozent mehr 
Entgelt mindestens 150 Euro. Hin¬ 
sichtlich Arbeits- und Freizeit sind 
die Forderungen der GDL allerdings 
erkennbar konkreter auf die prekä¬ 
re Situation des Zugpersonals bezo¬ 
gen, als die Forderungen der EVG, 


vereinheitlichen sie dessen spezielle 
Berufsinteressen besser. 

Das erste Angebot des Bahnkon¬ 
zerns an die GDL lag klar unterhalb 
der Forderungen auch der EVG. 
Die GDL antwortete mit zwei bun¬ 
desweiten Warnstreiks. Eine Urab¬ 
stimmung wird vorbereitet. Bei der 
EVG beginnen die Verhandlungen 
erst. Man kann kaum sagen, dass es 
gegenwärtig eine einheitliche streik¬ 
orientierte Stimmung bei den Eisen¬ 
bahnern gibt. Aber der Frust und die 
Wut des Zugpersonals und anderer 
Eisenbahner, die ja nicht zuletzt ein 
Resultat der „Bahnreform“ sind, 
spiegeln sich in den Forderungen der 
GDL zum Teil wider. Der Ausgang 
der Tarifrunde ist offen, eine Koope¬ 
rationsvereinbarung zwischen GDL 
und EVG offenbar unmöglich, auch 
wegen der unentschuldbaren Äuße¬ 
rungen des GDL-Vorsitzenden auf 
einem Aktionstag in Fulda, wo er die 
Fusion von Transnet und GDBA zur 
EVG mit zwei Kranken verglich, die 
ein behindertes Kind zeugen. Real 
ist die Gefahr gewerkschaftlicher 
Spaltung bei der Bahn, wo nicht 
schon vorhanden. Sich bekämpfen¬ 
de Bahngewerkschaften schwächen 
die Widerstandskraft der an ihnen 
beteiligten Eisenbahner. Entschei¬ 
dend bleibt schließlich, auch bei 
den Eisenbahnern den fehlerhaften 
Kreislauf zu durchbrechen, wie der 
Herr so der Knecht. Wie soll das ge¬ 
hen, wenn die GDL-Spitze von ei¬ 
nem sauberen Kapitalismus träumt, 
den Elitegedanken nicht los wird 
und die EVG-Führung bei dem Ver¬ 
weis auf die besseren Argumente 
stehenbleibt? 


A m 4. September begann die Ta¬ 
rifrunde für den größten Teil 
der rund 36 500 Beschäftigten 
der Arbeiterwohlfahrt (AWO) in NRW 
mit der ersten Verhandlung in der ver. 
di-Landes zentrale in Düsseldorf Die 
UZ sprach mit Detlev Beyer-Peters, 
Mitglied der ver. di-Landestarif- und 
Verhandlungskommission und stell¬ 
vertretender Kreisvorsitzender der 
DKP Recklinghausen. 

UZ: Welche Ziele will ver. di in dieser 
Tarifrunde für die AWO-Beschäftigten 
erreichen? 

Detlev Beyer-Peters: Zum einen stre¬ 
ben wir das Tarifniveau des Öffentli¬ 
chen Dienstes an. Die materiellen For¬ 
derungen sind damit identisch. Neben 
den 30 Urlaubstagen für alle fordern 
wir speziell für die ver.di-Mitglieder 
einen freien bezahlten Tag pro Jahr 
mehr, also insgesamt drei sogenannte 
ver.di-Tage pro Jahr, bezogen auf ei¬ 
nen Vollzeitbeschäftigen. Diese Vor¬ 
teilsregelung für Gewerkschaftsmit¬ 
glieder muss in jeder Tarifrunde neu 
erstritten werden und ist bundesweit 
beispielhaft. 

Darüber hinaus wollen wir Ge- 
werkschafterlnnen die Zwangsteilzeit 
und Zwangsbefristung der AWO-Un- 
ternehmen in der Öffentlichkeit the¬ 
matisieren. 

UZ: Was ist bei der ersten Verhandlung 
in der letzten Woche heraus gekommen? 

Detlev Beyer-Peters: Die Tarifkom¬ 
mission hat die erste Verhandlung 
als Provokation der „Arbeitgeber“ 
gewertet und die Beschäftigten zum 
Arbeitskampf aufgerufen. Denn die 
AWO will ihre Beschäftigten von der 
Entwicklung im Öffentlichen Dienst 
abkoppeln. Im Prinzip wurden alle 
Forderungen von ver.di abgelehnt. 
Die Verhandlungskommission des 
„Arbeitgeber“verbandes der AWO 
für NRW kam ohne irgendein Ange¬ 
bot. Was die Gewerkschafter(innen) in 
den Betrieben besonders auf die Palme 
bringt: Die AWO will die Vorteilsrege¬ 
lung für ver.di-Mitglieder nicht mehr 
fortsetzen, will die Zahl der Urlaubs¬ 
tage nicht von 29 auf 30 Arbeitstage 
erhöhen und lehnt eine soziale Kom¬ 
ponente wie einen Mindest- oder So¬ 
ckelbetrag entschieden ab. Eine An¬ 
gleichung der Einkommen der Er¬ 
zieherinnen wird ebenfalls für nicht 
erforderlich gehalten. 

UZ: Wodurch ist die derzeitige Situati¬ 
on der Beschäftigten in den AWO-Un¬ 
ternehmen in NRW gekennzeichnet? 

Detlev Beyer-Peters: Die meisten Kol¬ 
leginnen sind in der Altenpflege und 
Kindererziehung tätig. Gerade für 
diese Beschäftigtengruppen gestalten 
sich die Arbeitsbedingungen immer 
schwieriger. Beide Bereiche sind seit 
Jahren einem Spardiktat ausgesetzt, 
das nicht nur die Bedingungen für die 
zu Betreuenden, sondern auch für die 
Betreuerinnen verschlechtert. Die Be¬ 


schäftigten klagen darüber, dass Neu¬ 
einstellungen fast ausschließlich befris¬ 
tet und in Teilzeit erfolgen. So ist es in 
den letzten Jahren immer üblicher ge¬ 
worden sogar Teile der wöchentlichen 
Arbeitszeit zu befristen. Etliche Kol¬ 
leginnen leben deshalb in der Unge¬ 
wissheit, ob und in welchem Umfang 
sie noch künftig bei der AWO Weiter¬ 
arbeiten „dürfen“. Auf diese Weise ha¬ 
ben sich soziale Dienstleistungsunter¬ 
nehmen wie in der privaten Wirtschaft 
zu sogenannten „atmenden Betrie¬ 
ben“ entwickelt, in denen die Beleg¬ 
schaft der jeweiligen Nachfrage stän¬ 
dig neu angepasst wird. Die Arbeits¬ 
dichte nimmt in einem Tempo zu, die 
die Beschäftigten an den Rand ihrer 
Leistungsfähigkeit geführt hat und zu¬ 
nehmend überfordert. Unter solchen 
Bedingungen wird es immer schwieri¬ 
ger, Fachkräfte zu gewinnen, im Unter¬ 
nehmen zu halten und eine sogenannte 
tragfähige Stammbelegschaft zu entwi¬ 
ckeln. 

UZ: Wie ist die politische und wirt¬ 
schaftliche Situation für die AWO und 
wie kommt es zu diesem „Spardiktat“? 

Detlev Beyer-Peters: Mit der Einfüh¬ 
rung der Pflegeversicherung wurde - 
im Grunde genommen für alle sozialen 
Dienstleistungen - ein Systemwechsel 
durchgesetzt. Ziel ist die vollständige 
Privatisierung aller sozialen Dienste. 
Zum einen werden die gemeinnützi¬ 
gen und staatlichen Dienstleistungs¬ 
träger dem sogenannten freien kapita¬ 
listischen Markt zum Fraß vorgeworfen. 
Bei privaten Dienstleistungsträgern 
stehen unter kapitalistischen Bedin¬ 
gungen naturgemäß nicht die Interes¬ 
sen der zu Betreuenden und der Be¬ 
schäftigten, sondern das Profitstreben 
im Vordergrund. Deshalb bestehen bei 
den meisten privaten Trägern keine Ta¬ 
rifverträge und sind die Methoden kapi¬ 
talistischer Rationalisierungs- und Aus¬ 
beutungsmethoden gerade hier äußerst 
rabiat. Zum anderen zahlen die staat¬ 
lichen oder sozialversicherungsrechtli¬ 
chen Kostenträger nur noch Pauscha¬ 
len, die in der Regel jährlich geringfügig 
erhöht werden. Personalkostensteige¬ 
rungen sind durch diese nicht ausrei¬ 
chend gedeckt. Auf diese Weise wird 
ein Konkurrenzdruck zwischen den 
Trägern sozialer Dienstleistungen mit 
dem Ergebnis erzeugt, dass die Tarife 
in der gesamten sozialwirtschaftlichen 
Branche wie eine Teufelsspirale nach 
unten gezogen werden. Der Kampf um 
höhere Tarife ist daher in diesem Be¬ 
reich auch ein Widerstand gegen die¬ 
se Entwicklung. Gewerkschaftlich gut 
organisierte Belegschaften wie z.B. bei 
der AWO in Nordrhein-Westfalen set¬ 
zen für die gesamte Branche in vieler¬ 
lei Hinsicht Maßstäbe, erst recht für das 
Lohnniveau. Wirtschaftlich betrachtet 
ist das den Geschäftsführungen der 
AWO-Unternehmen schon seit einiger 
Zeit ein Dorn im Auge. Politisch setzt 
die AWO für die Zukunft allerdings 
auf einen allgemeinverbindlichen Ta¬ 
rifvertrag für die sozialen Dienste, um 
auf diese Weise die Konkurrenz um die 


Preise der Ware Arbeitskraft durch eine 
Konkurrenz um die bessere Qualität 
zu ersetzen. Logisch, dass dies nicht im 
Interesse der privaten Träger liegt und 
logisch, dass die kirchlichen Träger die 
Entwicklung behindern. 

UZ: Welche Durchsetzungsfähigkeit 
hat ver.di, um eure Forderungen bei der 
AWO in NRW durchzusetzen? 

Detlev Beyer-Peters: Im Vergleich zu 
anderen Dienstleistungsträgern ist der 
Anteil der Gewerkschaftsmitglieder in 
den AWO-Unternehmen recht hoch. 
Die offensiven Tarifauseinanderset¬ 
zungen der vergangenen Jahre haben 
das Ansehen der Gewerkschaft in den 
Betrieben massiv erhöht und zu einer 
stetigen Mitgliedersteigerung beigetra¬ 
gen. Pfiffige und bunte Aktionen sowie 
lebendige und kreative Warnstreiks 
haben eine Kultur geschaffen, in der 
die Beteiligung an Streikaktionen für 
einen großen Teil der Beschäftigten 
selbstverständlicher geworden ist. In 
unserer letzten Tarifrunde haben sich 
ca. 3500 Kolleginnen an den Aktionen 
beteiligt. Es besteht der Drang, diese 
Zahl zu übertreffen und weitergehen¬ 
de Streikformen zu wagen. 

UZ: In Berlin und Karlsruhe hat es 
jüngst Tarif ab Schlüsse mit der AWO ge¬ 
geben, die nicht mit großartigen Ausein¬ 
andersetzungen verbunden waren und 
dem Tarif ab Schluss des Öffentlichen 
Dienstes nahe kamen. Welche Auswir¬ 
kungen hat das für eure Auseinander¬ 
setzung in NRW? 

Detlev Beyer-Peters: Ich gehe ange¬ 
sichts unserer Kampfkraft davon aus, 
dass diese Abschlüsse nur eine Aus¬ 
gangsbasis für uns darstellen werden. 
Am 12. September finden in drei gro¬ 
ßen Städten in NRW - u.a. auch in mei¬ 
ner Stadt - regionale Demonstrationen 
bzw. Kundgebungen der Beschäftigten 
statt. Unter der Losung „Wir sind die 
Stars - ... an jedem Tag“ greifen wir 
auf die Erfahrungen mit der Aktion 
aus der vergangenen Tarifrunde des 
Öffentlichen Dienstes zurück. 

UZ: Und wie gehfs weiter? 

Detlev Beyer-Peters: Am 29. und 
30. September werden sich die Ver¬ 
handlungskommissionen beider Sei¬ 
ten nordwestlich des Kahlen Asten 
im Bildungszentrum der AWO gegen¬ 
übersitzen. Es ist zu hoffen, dass die 
Stimmung nicht so kalt sein wird wie 
die sauerländischen Winter und dass 
das angekündigte Angebot der AWO 
nicht so „kahl“ sein wird, wie es dem 
Tagungsort entsprechen würde. Die 
Beschäftigten erwarten, dass in dieser 
zweiten Verhandlung die Angebote 
der AWO-Unternehmen mindestens 
so sprudeln wie die hier entspringen¬ 
den Quellen der Lenne und der Ode¬ 
born. Ansonsten werden sich die Ar¬ 
beitskampfmaßnahmen auf Höhen 
bewegen, die den Kahlen Asten weit 
überragen. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 





ICH UNTERSTÜTZE DEN 
JUGENDKONGRESS, WEIL 


... es jede Generation und 
den Sozialstaat über¬ 
haupt im Innersten trifft, 
wenn die Ausbildungssi¬ 
tuation sich aufgrund 
neoliberaler, menschen¬ 
feindlicher Politik weiter 
verschlechtert. 
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Mangel an billigen Ausbeutungswilligen 


DGB-Ausbildungsreport 2014 



D as ganze Jahr über jammern in 
diesem unserem Lande die Be¬ 
triebe und Unternehmen über 
fehlende Fachkräfte und geeignete 
Azubis. „Während für Jugendliche die 
Chance auf einen Ausbildungsplatz 
so gut wie nie ist, wird es für Unter¬ 
nehmen immer schwieriger, Bewerber 
zu finden“ so auch der Präsident des 
Deutschen Industrie- und Handels¬ 
kammertags (DIHK), Eric Schweitzer. 
Ende August gab es laut Bundesagen¬ 
tur für Arbeit (BA) noch 119 000 unbe¬ 
setzte Ausbildungsplätze. Also goldene 
Zeiten mit Beschäftigungschancen für 
alle? Pfeifendeckel! 

Es sieht nur so aus als hätten es 
junge Menschen in Deutschland nie 
leichter gehabt einen qualifizierten 
Ausbildungsplatz mit guter berufli¬ 
cher Perspektive zu bekommen - dem 
Fachkräftemangel sei Dank. Die Rea¬ 
lität sieht anders aus: im vergangenen 
Jahr wurden nur 530 000 neue Ausbil¬ 
dungsverträge abgeschlossen, so weni¬ 
ge wie nie zuvor. Zugleich bildet nur 
rund ein Fünftel der Betriebe über¬ 
haupt aus - ebenfalls ein neuer Tief¬ 
stand. Republikweit waren nach An¬ 
gaben der Bundesagentur für Arbeit 
Ende August noch 102 000 Bewerber 
ohne Lehrstelle. Noch immer stecken 
260 000 Jugendliche als „Altlast“ in ir¬ 
gendwelchen Warteschleifen zwischen 
Schule und Ausbildung fest. Gerade 
einmal 65 Prozent der Ausbildungs¬ 
platzsuchenden haben einen Ausbil¬ 
dungsplatz bekommen. Dabei sind sie 
gar nicht so wählerisch wie behaup¬ 
tet. Jeder Fünfte steckt in einer Aus¬ 
bildung, die er oder sie eigentlich gar 
nicht wählen wollte. Das passt ganz 
und gar nicht zum heuchlerischen Ge¬ 
zeter der Unternehmen. 

Diesen Missstand aber versucht 
sich z.B. die Bundeswehr zunutze zu 
machen. Mitte Juni 2014 verwahrte 
sich die DGB-Jugend gegen die Teil¬ 
nahme der Bundeswehr als Aussteller 
auf der Ausbildungsmesse in Hagen. 
Junge Menschen hätten ein Recht auf 
eine gute Ausbildung sowie ein gutes 
und gemeinsames Leben in Frieden. 

Von denen, die der Bundeswehr 
nicht auf den Leim gehen und denen es 
gelingt, einen zivilen Ausbildungsplatz 
zu ergattern, werden viele vom ersten 
Tag an als billige Arbeitskräfte miss¬ 
braucht. Ihre fachliche Anleitung ist 
mangelhaft und die vorgeschriebenen 
Ausbildungspläne werden nicht ein¬ 
gehalten. Die Ausbildungsvergütung 


reicht in vielen Branchen nicht ein¬ 
mal für den Lebensunterhalt. Davon 
betroffen sind insbesondere Frauen, 
etwa in den Berufen des Gesundheits¬ 
wesens. Junge Migrantlnnen haben 
trotz gleicher Qualifikationen gerin¬ 
gere Chancen, überhaupt eine Ausbil¬ 
dung zu bekommen. Jugendliche mit 
türkischen Namen werden bei der Be¬ 
werbung um einen Ausbildungsplatz 
von vornherein gegenüber ihren deut¬ 
schen Kollegen benachteiligt. 

Der gerade jetzt vom DGB vorge¬ 
legte Ausbildungsreport 2014 zeigt: die 
Schwierigkeiten, leere Ausbildungs¬ 
plätze zu besetzen, machen sich die 
Lehr-“Herren“ weitgehendst selbst: Je¬ 
der vierte Lehrling gibt vorzeitig auf. 
Aber nicht die Schulabgängerinnen 
sind ausbildungsunwillig, sondern die 
Betriebe. Besonders viele unbesetzte 
Ausbildungsstellen meldete 2013 - in¬ 
zwischen schon chronisch - das Hotel- 
und Gaststättengewerbe, das Lebens¬ 
mittelhandwerk, aber auch Fleischer, 
Köche, Bäcker. Selbstherrliche Chefs 
verstoßen gegen Tarifverträge oder ge¬ 
setzliche Vorgaben - schlechte Bezah¬ 
lung und Überstunden sind nur zwei 
Aspekte ihrer Billigheimerstrategie. 
Knapp 60 Prozent der unter 18-jähri¬ 
gen Köche arbeiten bereits während 


ihrer Ausbildung mehr als 40 Stunden 
pro Woche, die Mehrheit muss zudem 
Arbeitsmaterialien (wie etwa Messer) 
selbst bezahlen. 

Diese miesen Bedingungen sind 
die wahre Ursache für unbesetzt ge¬ 
bliebene Ausbildungsplätze sowie die 
extrem hohe Abbrecherquote. Unter 
den Restaurantfachfrauen und -män¬ 
nern sowie angehenden Köchinnen 
und Köchen liegt sie bei annähernd 
50 Prozent. Wen wundert es da, wenn 
mehr als 11000 Ausbildungsplätze in 
der Gastronomie - jeder dritte Platz 
für Restaurantfachkräfte und fast je¬ 
der fünfte für Köche - unbesetzt blieb. 

In Berufen, denen die Auszubil¬ 
denden laut DGB-Studie eine hohe 
Ausbildungsqualität bescheinigen, 
liegen die Abbrecherquoten deutlich 
unter dem Durchschnitt: Etwa 6,1 Pro¬ 
zent sind es bei den Bankkaufleuten 
oder 7,5 Prozent bei Industriekauf¬ 
leuten. Ihre Ausbildung zum Fach¬ 
verkäufer im Lebensmittelhandwerk 
brachen dagegen mehr als 41 Prozent 
ab. Merke: Gerade in den Branchen, 
die im DGB-Report am schlechtesten 
abschneiden, ist der Fachkräftemangel 
am größten. 

Soll dem von den Unternehmer be¬ 
klagte Fachkräftemangel, der in eini¬ 


gen Regionen und Branchen, keines¬ 
falls aber flächendeckend vorhanden 
ist, wirksam entgegentreten werden, 
muss das Recht auf Ausbildung, und 
zwar auf eine qualitativ hochwertige, 
umgesetzt sowie die Ausbildungsumla¬ 
ge eingeführt werden. „Wer nicht aus¬ 
bildet muss zahlen“, diese Forderung 
der SDAJ ist nach wie vor hoch aktu¬ 
ell. Nach der Ausbildung müssen jun¬ 
ge Menschen in unbefristete Vollzeit¬ 
stellen übernommen werden. Es müs¬ 
sen Ausbildungsvergütungen her, von 
denen Azubis unabhängig von ihren 
Eltern gut leben können. Die durch¬ 
schnittliche Vergütung im ersten Aus¬ 
bildungsjahr beträgt 618 Euro. 17,5 Pro¬ 
zent der Azubis bekommen sogar we¬ 
niger als 500 Euro, das ist hinten und 
vorne zu wenig. 

Der DGB-Ausbildungsreport zeigt: 
Die Lage der arbeitenden und lernen¬ 
den Jugend in diesem unserem Lan¬ 
de ist systemisch mies. Daher auf zum 
Aktionstag der IG-Metall-Jugend am 

27. und zum SDAJ-Jugendkongress am 

28. September in Köln. Dort werden 
tausende Azubis, Studierende und jun¬ 
ge Beschäftigte erwartet, um für eine 
gute und gerechte Bildung mit bezahl¬ 
ter Freistellung zu demonstrieren. 

Manfred Dietenberger 


Schlechte Ausbildung, keine Perspektive 


Die Jugend der IG Metall hat es sich 
mal wieder etwas kosten lassen, die 
SDAJ setzt wie gewohnt auf revoluti¬ 
onäre Inhalte: Am Wochenende vom 
27. auf den 28. September wird in Köln 
die Arbeiterjugend zu Besuch sein. 
Tausende werden erwartet, wenn am 
Samstag um 12 Uhr die Auftaktkund¬ 
gebungen auf dem Hans-Böckler-Platz 
und dem Heumarkt beginnen. Nach ei¬ 
ner Demonstration und Aktionen un¬ 
ter dem Motto „Bildung.Macht.Zu- 
kunft.“ geht es dann zum Konzert mit 
Bands wie „Irie Revoltes“ und „Bosse“ 
sowie dem Rapper „Marteria“. 

Mit dem Jugendkongress über¬ 
nimmt es dann am Sonntag die Sozi¬ 
alistische Deutsche Arbeiterjugend 
(SDAJ), die „Einheit zwischen Theo¬ 
rie und Praxis“ herzustellen. Die SDAJ 
lädt die arbeitende und lernende Ju¬ 
gend unter anderem zur Debatte über 
„Azubis als billige und rechtlose Ar¬ 
beitskräfte“, „Jugendarbeitslosigkeit 
und Ausbildungsplatzmangel in Euro¬ 
pa“, „Prekarisierung der Arbeitswelt 
und die Lage junger Frauen“ sowie zur 
Strategiediskussion um die „antikapi¬ 
talistischen Perspektiven in Gewerk¬ 
schaftskämpfen“ ins Bürgerzentrum 
Ehrenfeld. 

Dabei kann sich der Jugendver¬ 
band auf Erfahrungen stützen, die er 
mit seinen „Outings“ im Rahmen der 
Kampagne „Unsere Zukunft statt eure 


IGM-Jugend und SDAJ mobilisieren nach Köln 


Profite“ gesammelt hat. Mit diesen Ak¬ 
tionen der SDAJ-Gruppen wurden 
einzelne Betriebe bloßgestellt, die Ju¬ 
gendlichen eine berufliche Perspektive 
verwehren. 

„In Schwerin, Kiel, Hamburg, Ber¬ 
lin, Essen und Tübingen haben wir mit 
unserer Kampagne aufgezeigt, wie sich 
der schlechte Personalschlüssel in der 
Gesundheitsbranche auch auf die Aus¬ 
bildungsbedingungen auswirkt“, sagt 
Florian Hainrich, SDAJ-Verantwort¬ 
licher für Arbeiterjugendpolitik, im 
Gespräch mit der UZ. „Bei Siemens 
in Nürnberg, WMF in Geislingen so¬ 
wie Johnson Controls in Bochum ha¬ 
ben wir Aktionen gegen geplante Ent¬ 
lassungen durchgeführt. Der gesamte 
Verband hat sich im Rahmen dieser 
Kampagne intensiv mit betrieblichen 
Problemen auseinandergesetzt. In gut 
organisierten Bereichen ging es uns da¬ 
rum, ein Bewusstsein dafür zu wecken, 
dass auch hier Ausbeutung stattfindet, 
es keine sozialpartnerschaftlichen Lö¬ 
sungen gibt und Verbesserungen nur 
durch gemeinsame Aktionen gegen 
die Konzerne durchgesetzt werden 
können.“ 

Die Ergebnisse des DGB-Ausbil- 
dungsreports sind für die SDAJ der¬ 
weil keine Überraschung - auch nicht 
die hohen Abbrecherquoten bei Aus¬ 
bildungen im Bereich der Gastro¬ 
nomie. Gerade sie sei von extremer 


Ausdehnung der 
Arbeitszeiten und 
einem niedrigen 
gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad 
geprägt, so dass 
eine Widerstands¬ 
perspektive schwer 
aufzuzeigen sei: 
„Die Kollegin¬ 
nen und Kollegen 
flüchten geradezu 
aus den miesen Ar¬ 
beitsbedingungen. 
Es ist schon wider¬ 
lich, was dort un¬ 
ter dem Titel Aus¬ 
bildung 4 alles pas¬ 
siert“, kommentiert 
Florian Hainrich 
die Situation der 
Auszubildenden in 
der Gastronomie. 
Gute Gründe für 
ein Ausbildungs¬ 
gesetz also, das die 
SDAJ in einer Ex¬ 
tra-Ausgabe ihres 
Magazins „Positi¬ 
on“ vorstellt. 
Weitere Informa¬ 
tionen: jugendkon- 
gress2014.de; revo- 
lutionbildung.de 

Imö 



IG BAU: Aufruf zur Abrüstung 

Anlässlich des Antikriegstags rief die 
Industriegewerkschaft B auen-Agrar- 
Umwelt (IG BAU) dazu auf, die mili¬ 
tärische Aufrüstung weltweit massiv zu 
reduzieren. „In Deutschland unterlie¬ 
gen Rüstungsexporte zu Recht stren¬ 
gen Regeln. Am Antikriegstag über 
militärische Aufrüstung im Deutschen 
Bundestag zu debattieren und für die 
Aufweichung dieser Gesetze zu wer¬ 
ben, zeugt von Respekt- und Moral- 
losigkeit! Nicht Auf- sondern Abrüs¬ 
tung muss das Credo sein“, sagte IG 
BAU-Bundesvorstandsmitglied Cars¬ 
ten Burckhardt. 


IGM: Verbindungsbüro 
in Brüssel eröffnet 

Nach eigenen Angaben will die IG 
Metall ihre europapolitische Präsenz 
mit einem Verbindungsbüro in Brüssel 
verstärken. „Die IG Metall steht hin¬ 
ter dem Projekt Europa“, sagte Det¬ 
lef Wetzel, Erster Vorsitzender der IG 
Metall, anlässlich der Eröffnungsver¬ 
anstaltung des Verbindungsbüros in 
Brüssel. „Ein starkes Europa braucht 
den Rückhalt der Menschen. Dies 
kann nur gelingen, wenn sich Europa 
hin zu einem sozialen Europa verän¬ 
dert, das Solidarität und Gerechtig¬ 
keit lebt“, sagte Wetzel. In diesem Sin¬ 
ne wolle sich die IG Metall stärker als 
europapolitischer Akteur einbringen 
und die Interessen der Beschäftigten 
besser gegenüber den europäischen In¬ 
stitutionen vertreten. 


Mietpreisbremse auf Eis 

Der Entwurf des Bundesjustizminis¬ 
ters zur Mietpreisbremse und zum 
Bestellerprinzip liegt seit einem hal¬ 
ben Jahr auf Eis. Auch bei den anderen 
im Koalitionsvertrag fest vereinbarten 
wohnungspolitischen und mietrechtli¬ 
chen Vorhaben der Koalition geht es 
nicht voran, bilanzierte der Präsident 
des Deutschen Mieterbundes (DMB), 
Dr. Franz-Georg Rips, die ersten neun 
Monate Regierungsarbeit. „Mieterin¬ 
nen und Mieter warten auf eine Re¬ 
form des Mieterhöhungsrechts nach 
energetischen Modernisierungen, auf 
die Erhöhung des Wohngeldes und 
auf die Ankurbelung des Wohnungs¬ 
neubaus, insbesondere des sozialen 
Mietwohnungsbaus. (...) Schon heute 
sind die hohen Mieten, insbesondere in 
den Großstädten, ein entscheidender 
Faktor für die Armutsgefährdung.“ Ei¬ 
ner Studie des Instituts der deutschen 
Wirtschaft zufolge seien 14 Prozent 
der Land-, aber schon 22 Prozent der 
Stadtbevölkerung als „kaufkraftarm“ 
einzustufen (z.B. Dresden 19,5 Pro¬ 
zent, Leipzig 24,3 Prozent). Für die¬ 
se Menschen seien bezahlbare Mie¬ 
ten, Mietpreisbremse und ein höheres 
Wohngeld von größter Wichtigkeit. 


Amazon unter ver.di-Aufsicht 

Zwei Vertreter/innen von ver.di wur¬ 
den im Versandhandelszentrum Ama¬ 
zon Bad Hersfeld als Arbeitnehmer¬ 
vertreter/innen in den Aufsichtsrat 
gewählt. „Die Einrichtung des pari¬ 
tätisch besetzten Aufsichtsrats ist nur 
ein weiterer Schritt, um Amazon klar¬ 
zumachen, dass in Deutschland in Ge¬ 
setzen verbriefte Rechte der Beschäf¬ 
tigten existieren, zu denen auch der 
Abschluss kollektiver Tarifregelungen 
gehört“, sagte Mechthild Middeke, ver. 
di-Handelssekretärin und zuständig 
für Amazon in Bad Hersfeld. 

Die Einrichtung eines paritätisch be¬ 
setzten Aufsichtsrats nach dem Mit¬ 
bestimmungsgesetz war bei Amazon 
Bad Hersfeld erst auf Druck der Be¬ 
schäftigten zustande gekommen. Das 
Landgericht Frankfurt hatte am 17. Ja¬ 
nuar 2014 (Aktenzeichen 3-16 O 1/1) 
in einem sogenannten Statusverfahren 
auf Antrag des Betriebsrats von Ama¬ 
zon Bad Hersfeld festgestellt, dass die 
Amazon Logistik GmbH am Standort 
Bad Hersfeld ca. 3500 Arbeitnehmer 
beschäftigt und damit dem Mitbestim¬ 
mungsgesetz unterliegt, das ab 2000 
Beschäftigten greift. Amazon hinge¬ 
gen wollte einen Aufsichtsrat nach dem 
Drittelbeteiligungsgesetz einrichten - 
damit hätte nur ein Drittel statt der 
Hälfte der Sitze im Aufsichtsrat den 
Beschäftigten zugestanden. 





4 Freitag, 12. September 2014 


Innenpolitik 


unsere 


zeit Q£d 


Antifaschismus nicht 
kriminell^ sondern 
notwendig! 

Am 3. 8. 2013 wurde der Naziauf¬ 
marsch in Bad Nenndorf durch das 
solidarische Eingreifen von vielen 
Bürgerinnen und Antifaschistinnen 
verhindert. Das Zusammenwirken des 
Bündnisses „Bad Nenndorf ist bunt“ 
und der Blockadeinitiative „Kein Na¬ 
ziaufmarsch in Bad Nenndorf“ fand 
in der Bevölkerung breite Unterstüt¬ 
zung und gemeinsam wurde klarge¬ 
stellt, dass Faschisten nicht willkom¬ 
men sind und ihre Geschichtsverfäl¬ 
schung und die Opfer-Täter-Umkehr 
abgelehnt werden. An der vom DGB 
angemeldeten Demonstration und an 
der anschließenden Sitzblockade ha¬ 
ben sich Genossinnen und Genossen 
von uns beteiligt. 

Obwohl die rot-grüne Landesre¬ 
gierung sich öffentlich gegen den Na¬ 
ziaufmarsch geäußert hat und selbst 
der niedersächsische Innenminister 
Boris Pistorius sich zur selben Zeit 
in Bad Nenndorf gegen den Naziauf¬ 
marsch engagierte, gab es nach den er¬ 
folgreichen Blockaden Androhungen 
der Staatsanwaltschaft Bückeburg ge¬ 
gen Teilnehmerinnen an der Blocka¬ 
de. Dabei wurden einige Verfahren 
mit der Auflage einer Nichtwiederho- 
lung eingestellt. Außerdem wurden 
etwa 40 Strafbefehle gegen Antifa¬ 
schistinnen erlassen, so auch gegen 
unseren Genossen Sven S. (Name ge¬ 
ändert) in Höhe von 1 200 Euro. 

Als Gründe für den Strafantrag 
werden die Beteiligung an der Bio- 


DKP-Mitglied muss wegen 
Beteiligung an Blockade 
zwei Monate ins Gefängnis. 
Wir rufen daher alle 
an tifasch istisehen 
und demokratischen 
Organisationen auf sich mit 
Sven zu solidarisieren. Denn 
betroffen, ist einer! Aber 
gemeint sind wir alle! 


ckade, die Störung der Ordnung der 
Naziversammlung und angebliche An¬ 
wendung von Gewalt und Widerstand 
gegen Vollstreckungsbeamte genannt. 

Sven S.: „Ich habe mich wie vie¬ 
le andere Antifaschistinnen auch an 
der Blockade beteiligt, um die Ver¬ 
breitung naziverherrlichender Inhal¬ 
te durch die NaziverSammlung zu 
verhindern. Gewalt und Widerstand 
gegen Polizeibeamte habe ich nicht 
ausgeübt! Der Strafantrag gegen mich 
dient lediglich der Abschreckung ge¬ 
gen meine Person und andere Antifa¬ 
schistinnen. Ich sehe nicht ein, war¬ 
um ich für mein demokratisches Ein¬ 
treten für eine Gesellschaft frei von 
Rassismus und Faschismus eine Stra¬ 
fe bezahlen muss. Daher muss ich am 
8. September in der Justizvollzugsan¬ 
stalt Sehnde eine zweimonatige Er¬ 
satzfreiheitsstrafe antreten.“ 

Der Kreisvorstand der DKP-Han- 
nover erklärt dazu: „Wir werden uns 
weiterhin dafür stark machen, dass der 
Naziaufmarsch in Bad Nenndorf zur 
Geschichte wird. Die Faschisten ver¬ 
suchen mit ihrem sog. Trauermarsch 
die Täter des Nazi-Deutschlands zu 
Opfern zu verklären und so den Fa¬ 
schismus insgesamt zu verharmlosen. 
Das Eintreten der rot-grünen Landes¬ 
regierung gegen Faschisten verkommt 
zu einer Farce. Einerseits behauptet 
die Landesregierung öffentlich zivil¬ 
gesellschaftliches Engagement gegen 
Rechts zu unterstützen. Andererseits 
werden die Aktionen in Bad Nenn¬ 
dorf in der Statistik des Verfassungs¬ 
schutzes als linke politisch motivier¬ 
te Kriminalität aufgezählt. Außerdem 
werden Antifaschistinnen Strafanträ¬ 
ge und wie im Fall unseres Genossen 
Sven Haft auferlegt, obwohl sie sich 
lediglich an Aktionen des zivilen Un¬ 
gehorsams beteiligt haben. Wir ru¬ 
fen daher alle antifaschistischen und 
demokratischen Organisationen auf, 
sich mit Sven zu solidarisieren. Denn: 
betroffen ist einer! Aber gemeint sind 
wir alle!“ 

Pressemitteilung des DKP-Kreisverbandes Hannover 
vom 6.9.2014) 


Und kein bisschen weiser 

SPD-Fraktion wurde 65 • Partei weiter im Umfragetief 



Foto: CDU Deutschlands 

Denkmal Willy Brandt und die „Drei von der GroKo“ - Wer ist der bessere Sozialdemokrat? 


D ie SPD feiert sich mal wieder 
selbst. Diesmal geht es um die 
Gründung der SPD-Bundestags- 
fraktion am 31. August 1949, mit der ein 
Blick auf die „ruhmreiche Geschichte“ 
gewährt werden soll. Die Sozialdemo¬ 
kraten holten bei den ersten Bundes¬ 
tagswahlen im September 29 Prozent, 
lagen damit knapp hinter der CDU und 
wurden zweitstärkste Kraft im ersten 
deutschen Bundestag. 

Auf der konstituierenden Sitzung 
der Fraktion, vor 65 Jahren, wurde 
der nach dem 2. Weltkrieg in den von 
US-Amerikanern und Briten besetz¬ 
ten Zonen in Deutschland (die soge¬ 
nannten alten Bundesländer außer 
dem französisch besetzten Saarland) 
im Jahre 1946 eingesetzte Parteivor¬ 
sitzende Kurt Schumacher zum Frak¬ 
tionsvorsitzenden gewählt. Schu¬ 
macher, der der SPD im Jahre 1918 
beitrat, galt, wie die SPD aktuell erin¬ 
nerte, „als leidenschaftlicher Kämpfer 
und strikter Gegner der SED“. Er war 
im Hinblick auf Kommunisten ein 
Hassprediger. Unter seiner Führung 
habe sich die SPD-Bundesfraktion 
„zu einer selbstbewussten, aber auch 
loyalen und disziplinierten Opposi¬ 
tionsfraktion“ in der Regierungszeit 
des Bundeskanzlers Konrad Adenau¬ 
er entwickelt. Ihm sind, so bejubeln 
sich die SPD-Oberen von heute, sol¬ 
che sozialdemokratischen Persönlich¬ 
keiten wie Herbert Wehner, Helmut 
Schmidt, Hans-Jochen Vogel, Ulrich 
Klose oder Peter Struck (Deutsch¬ 
land wird am Hindukusch verteidigt) 
gefolgt. In den vergangenen Jahr¬ 
zehnten, so heißt es in der Erklärung 
des SPD-Fraktions vor sitzenden Tho¬ 
mas Oppermann, sei die Geschichte 
der SPD-Fraktion „wechselvoll, von 
großen Erfolgen und auch Niederla¬ 
gen geprägt“ gewesen. Es sei leiden¬ 
schaftlich diskutiert worden, aber 
es sei stets um die Sache gegangen: 
„Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit, So¬ 
lidarität.“ Es war ein Kurs voller Wi¬ 
dersprüchlichkeiten. 

Die SPD hat diese Losungen und 
sich selbst in den letzten Jahrzehnten 
durch ihre praktische Politik diskredi¬ 
tiert. Auch wenn man ihr in der Zeit 
des Bundeskanzlers Willy Brandt mit 
dessen Politik, neue Beziehungen zu 
den osteuropäischen Ländern, sozi¬ 
alistischen Ländern, einschließlich 
zur DDR, herzustellen, großen Re¬ 
alitätsgewinn bescheinigen muss, hat 
sie sich in den vergangenen Jahrzehn¬ 
ten nicht als „Friedenspartei“ profi¬ 
liert. Sie stand mehrfach auf Seiten 
von Kriegswilligen: Die NATO-Ag- 
gression gegen Jugoslawien, mit akti¬ 
ver Unterstützung der SPD-geführten 
Regierung mit Beteiligung der Grü¬ 
nen war ein Dammbruch. Demzu¬ 
folge ist aus ihrer Sicht konsequent, 
sich in allen sicherheitspolitischen 


Fragen militärisch zu engagieren, wie 
jetzt mit den Waffenlieferungen nach 
Kurdistan. 

Die SPD hat 1972 einen neuen Auf¬ 
bruch zu „mehr Demokratie wagen“ 
versprochen. Das versprach eine Par¬ 
tei, die zuvor mit ihrer Zustimmung 
zu den Notstandsgesetzen einen Ab¬ 
bau der Demokratie einleitete. Es war 
der SPD-Bundeskanzler Willy Brandt, 
der die Praxis der Berufsverbote in 
Deutschland einführte, die er in spä¬ 
teren Jahren als Fehler bezeichnete. 
Freiheit wurde in Wahrheit nur den 
Kapitalgebern für ihre Profitsicherung 
gewährt, während alle anderen Federn 


Im 20-Prozent-Turm 
gefangen 


lassen mussten. Was unter dieser Frei¬ 
heit zu verstehen ist, das haben uns in 
den letzten Jahren die Geheimdienste 
mit ihrer ungehemmten Ausschnüffe- 
lung der Bundesbürgerinnen und Bun¬ 
desbürger beschert. Die SPD befolgte 
den Rat des ehemaligen Innenminis¬ 
ters der CDU, Wolfgang Schäuble, der 
dazu aufrief: „Weniger Demokratie 
wagen.“ 


Die SPD hat sich immer wieder zur 
Partei der kleinen Leute erklärt, als Par¬ 
tei der sozialen Gerechtigkeit. Spätes¬ 
tens mit der 2002 beschlossenen Agen¬ 
da 2010 haben sich da ihre Mitglieder 
nicht mehr mit den Zielen ihrer eige¬ 
nen Partei verbunden gefühlt. Diese 
Politik war den Mitgliedern nicht mehr 
vermittelbar. Das war keine „moderne“ 
sozialdemokratische Politik mehr, wie 
es ihr der damalige Parteivorsitzende 
Franz Müntefering einimpfen wollte, 
sondern klare neoliberalistische Leitli¬ 
nie. So entstanden tiefe Gräben zu den 
Gewerkschaften und den arbeitenden 
und erwerbslosen Menschen in diesem 
Land. Hunderttausende Wählerinnen 
und Wähler setzten sich von der SPD 
ab, Zehntausende Mitglieder traten aus 
der Partei aus. Und von „Solidarität“ 
wollen wir im Zusammenhang mit der 
SPD lieber nicht schreiben. 

Im 65. Jahr der Bildung ihrer Bun¬ 
destagsfraktion ist die SPD von einer 
knapp bei 30 Prozent liegenden Partei 
in den 20-er Keller abgestürzt. Ihr ak¬ 
tueller politischer Kurs gibt keine Hoff¬ 
nung, dass sich das in absehbarer Zeit 
ändern wird. Das führt zu vielen Fragen 
in der SPD. Einige Fragen, die gegen¬ 
wärtig in den Führungszirkeln disku¬ 
tiert werden, heißen: Sollte die Partei, 


die sich um die „kleinen Leute“ küm¬ 
mern will, ihr Parteiprofil verändern, 
das „in den letzten Jahren zugunsten 
eines starken Profils bei der sozialen 
Gerechtigkeit in den Hintergrund ge¬ 
treten ist“ durch mehr „Wirtschafts¬ 
freundlichkeit“? Kann sich die SPD, die 
sich nach wie vor als Partei der Arbei¬ 
ter und Angestellten versteht, in Zei¬ 
ten wirtschaftlichen Wohlstands und 
geringer Arbeitslosigkeit behaupten? 
Werden die Menschen der SPD wieder 
vertrauen, wenn sie „gute Regierungs¬ 
arbeit“ in einer Koalition mit der CDU/ 
CSU leiste und den Koalitionsvertrag 
umsetze? Kann die SPD, wie es man¬ 
che fordern, wieder „Friedenspartei“ 
werden, wenn sie Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr oder jetzt der Waf¬ 
fenhilfe für Kurdistan zustimmt? Wie 
kann sich die SPD überhaupt in einer 
Koalition mit Kanzlerin Angela Merkel 
profilieren? 

Das Dilemma der SPD besteht 
letztendlich in ihrer Verweigerung zu 
einer alternativen Politik zu den Uni¬ 
onsparteien. In allen wesentlichen 
Fragen erscheint sie gegenwärtig kom¬ 
patibel mit den anderen bürgerlichen 
Parteien. Wird das so bleiben? Und 
was wird dann aus der „ruhmreichen“ 
SPD? RolfPriemer 


Keine Bundeswehr in Schulen 


In Cottbus sind zum Weltfriedenstag 
am 1. September gut 200 Menschen auf 
die Straße gegangen. Unter dem Motto 
„Krieg beginnt hier - Frieden erkämp¬ 
fen“ wurde des Beginns des 1. Weltkrie¬ 
ges vor 100 Jahren und des Beginn des 
2. Weltkrieges vor 75 Jahren gedacht. 
Zur Teilnahme an der Demonstration 
hatte ein Bündnis aus DKP, lokalen Ju¬ 
gendgruppen und attac aufgerufen. 

Weltweit gebe es zahlreiche Krie¬ 
ge und an vielen ist Deutschland be¬ 
teiligt, heißt es im Aufruf. Entweder 
sei Deutschland direkt mit Soldaten, 
mit Waffen made in Germany oder 
mit Geld dabei. Deutsche Soldaten 
in Auslandseinsätzen sind keine Frie¬ 
denskämpfer, stellten die Organisato¬ 
ren klar. Deshalb sei es unbedingt not¬ 
wendig, dass sämtliche Rüstungsexpor¬ 
te eingestellt und alle Ausländseinsätze 
verboten werden. 

Der Landesvorsitzende der DKP 
und Spitzenkandidat der Partei bei 


Demonstration zum Weltfriedenstag in Cottbus 


▼ 22. April 1945 

Cottbus 




Gedanken: W, Mai | 17 Uhr | Puschkinpark 
Foto: zk-cottbus.die 


den Landtagswahlen, Mario Berri- 
os Miranda, machte in seinem Re¬ 
debeitrag darauf aufmerksam, dass 


die Bundeswehr an Schulen und Job¬ 
centern nichts zu suchen habe. Jun¬ 
gen Menschen, die im Osten oftmals 
keine berufliche Perspektive haben, 
werde in den Rekrutierungsbüros, 
bei Jobmessen oder an Schulen im¬ 
mer wieder vorgegaukelt, dass die 
Bundeswehr ein Arbeitgeber wie 
jeder andere sei und dass der Beruf 
des Soldaten einer wie jeder ande¬ 
re sei. Deswegen solle der Bundes¬ 
wehr der Zugang zu Schulen, Hoch¬ 
schulen und Jobcentern verwehrt 
werden. Stattdessen sollen für junge 
Menschen eine ordentliche Berufs¬ 
ausbildung und ein entsprechender 
Arbeitsplatz im zivilen Bereich mög¬ 
lich werden. 

In einem anderen Beitrag wur¬ 
de die deutsche Beteiligung an dem 
Putsch in der Ukraine in den Mittel¬ 
punkt gerückt. Neben den USA sei 
auch Deutschland eine der treiben¬ 
den Kräfte gewesen, die auch Faschis¬ 


ten in wichtige politische und militäri¬ 
sche Funktionen brachten. Damit sich 
die Geschichte nicht wiederholt und 
die Gewalt, die von Deutschland aus¬ 
geht, nicht nach Hause zurückkehrt, 
müsse die deutsche Regierung dafür 
Sorge tragen, dass die Kiewer Putsch¬ 
regierung die Waffen schweigen lässt. 
Der Konflikt könne sich rasch zu ei¬ 
nem Krieg mit Russland ausweiten, 
in den auch Deutschland verwickelt 
wäre. 

Vor und am Rande der Demons¬ 
tration warb die DKP für ihre frie- 
dens- und landespolitischen Positio¬ 
nen und konnte viele Cottbuser er¬ 
reichen. In zahlreichen Diskussionen 
wurde deutlich, dass ein Umdenken 
in der Bevölkerung im Gange ist: Im¬ 
mer mehr Menschen denken über ge¬ 
sellschaftliche Alternativen nach und 
sind Kommunistinnen gegenüber auf¬ 
geschlossen. 

Bernd Müller 
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Sächsische AfD mit braunem Bodensatz 

Weitere Erkenntnisse über umstrittene Partei 



Nähe zu Faschisten; die eine stört's, den anderen nicht. 


N ach ihrem Wahlerfolg in Sach¬ 
sen droht die sozialchauvinisti¬ 
sche Alternative für Deutsch¬ 
land (AfD) auch bei den letzten in 
diesem Jahr noch anstehenden Land¬ 
tagswahlen weitere Erfolge zu erzielen. 
Sowohl in Thüringen als auch in Bran¬ 
denburg scheint die umstrittene Partei 
am 14. September den Sprung über die 
Fünf-Prozent-Hürde meistern zu kön¬ 
nen. 

Für Thüringen werden der AfD ak¬ 
tuell sieben Prozent der Wählerstim¬ 
men prognostiziert, für Brandenburg 
sind es sogar neun Prozent der Wähle¬ 
rinnen und Wähler, die derzeit für die 
in weiten Teilen rechtspopulistische 
Partei ihr Kreuzchen machen würden. 

Das überdurchschnittlich erfolgrei¬ 
che Abschneiden der AfD dürfte den 
etablierten Parteien zunehmend Sor¬ 
gen bereiten. Schließlich dürfte die 
Partei aus dem Stand heraus in Kürze 
in gleich drei Landtagen vertreten sein. 
Mit welchem Personal die AfD vor al¬ 
lem im Osten der Republik Politik 
macht, wird deutlich, wenn man einen 
Blick auf Sachsen wirft, wo die Partei 
jüngst mit gleich 14 Abgeordneten in 
den Landtag eingezog. 

Noch bevor sich die neuen Abge¬ 
ordneten überhaupt zur konstituie¬ 
renden Sitzung des Landtages zusam¬ 
mengefunden haben, sorgt die neue 
AfD-Fraktion für öffentliches Auf¬ 
sehen. So wäre dem frisch gewählten 
AfD-Politiker Detlev Spangenberg 
ursprünglich die Rolle des Altersprä¬ 
sidenten zugekommen, der die erste 
Sitzung des Landtages Ende Septem¬ 
ber in dieser Funktion hätte eröffnen 
sollen. Jedoch verkündete die AfD- 
Fraktion nur wenige Tage nach der 
Wahl in einer Pressemitteilung, dass 
Spangenberg auf sein „Amt als Al¬ 
terspräsident“ verzichte. Zuvor waren 
Vorwürfe gegen den 70jährigen pub¬ 
lik geworden, dass er sich früher bei 
der damaligen sächsischen Wählerver¬ 
einigung „Arbeit, Familie, Vaterland“ 
(AFV) engagiert hätte. Diese war vom 
ehemaligen CDU-Bundestagsabgeord- 
neten Henry Nitzsche ins Leben geru¬ 
fen worden und machte mit markigen 
und vor allem rassistischen Sprüchen 
gegen Nichtdeutsche mobil. 

Nitzsche hatte etwa im Bundestags¬ 
wahlkampf 2005 auf Plakaten mit der 
Parole „Arbeit, Familie, Vaterland“ ge¬ 
worben, die auch schon von der neo- 


„Sie gingen ohne Druck. Alles verlief 
ohne Probleme“, erklärte ein Spre¬ 
cher der Berliner Polizei, nachdem am 
7. September eine Gruppe von Flücht¬ 
lingen das von ihnen besetzte Dach ei¬ 
nes Hostels geräumt hatte. „Dies zeigt, 
dass unsere Strategie, eine Eskalati¬ 
on zu vermeiden, aufgegangen ist.“ In 
Kreuzberg-Friedrichshain hatte die Po¬ 
lizei in den Wochen zuvor weiträumi¬ 
ge Absperrungen errichtet, Anwohner 
und Passanten kontrolliert, immer wie¬ 
der waren die protestierenden Flücht¬ 
linge und ihre Unterstützer mit Re¬ 
pressionen der Sicherheitskräfte kon¬ 
frontiert. So sieht es also aus, wenn die 
Berliner Polizei eine Eskalation ver¬ 
meiden will. 

Eine Einigung über die strittigen 
Fragen gibt es dagegen nicht. Nach wie 
vor hält der Berliner Senat die protes¬ 
tierenden Flüchtlinge hin (UZ berich¬ 
tete). Die Fragen der Unterbringung, 
des Aufenthaltsstatus und der Arbeits¬ 
erlaubnis sind nicht einmal Gegenstand 
ernsthafter Verhandlungen. Untätig ist 
der Senat nicht: Polizei und Behörden 
schaffen Fakten, während er die Ver¬ 
handlungen aussitzt. Einige der Flücht¬ 
linge wurden bereits abgeschoben, die 
anderen Besetzer in kleinen Gruppen 
auf verschiedene Unterkünfte verteilt. 
Das Ziel: Die Betroffenen zu spalten. 
„Sie lügen nur. Es gibt keine Verände¬ 
rung, es gibt nichts.“ So beschreibt Na- 
puli Paul Langa die Stimmung, die sich 


faschistischen NPD verwendet wor¬ 
den war. Bei einer Veranstaltung im 
Jahr 2006 soll der frühere CDU-Poli- 
tiker Zeugenaussagen zufolge gesagt 
haben, Patriotismus werde gebraucht, 
„um endlich vom Schuldkult runter¬ 
zukommen“ und damit „Deutschland 
nie wieder von Multi-Kulti-Schwuch- 
teln in Berlin regiert wird“. 2003 hatte 
Nitzsche noch für Aufsehen gesorgt, als 


Rechtspopulisten drohen 
durchzustarten 


er erklärte, dass einem Muslim eher die 
Hand abfaule, als dass er CDU wähle. 

Spangenberg, der auch in anderen 
rechten Zusammenschlüssen sein soll, 
beschwichtigt hingegen in der AfD- 
Presseerklärung. „Ich habe mir zwar we¬ 
der in Bezug auf meine Gesinnung noch 
in Bezug auf meine politische Vergan¬ 
genheit etwas vorzuwerfen, möchte aber 
der Partei so kurz nach ihrem herausra¬ 
genden Erfolg keine überflüssige Dis¬ 
kussion zumuten“, konstatierte er darin. 

Spangenberg scheint hingegen in 
Sachen rechter Aktivitäten kein Ein¬ 
zelfall zu sein. So gerät die sächsische 


unter den aktiven Flüchtlingen gegen¬ 
über dem Senat gebildet hat. „Aber die 
Bewegung ist immer noch da.“ 

Als Vertreterin der Flüchtlingsbe¬ 
wegung berichtete sie auf dem Som¬ 
merfest der DKP Berlin über die lau¬ 
fenden Aktionen. Die Forderungen: 
Stopp aller Abschiebungen - „egal ob 
von Wirtschafts- oder Kriegsflüchtlin¬ 
gen“. Abschaffungen der Lager - „die 
Lager machen die Leute krank im 
Kopf“. Weg mit der Residenzpflicht - 
„wir müssen uns frei bewegen dürfen“. 

Eine Aufenthaltsgenehmigung hat 
sie nicht, auf ihren Asylantrag noch kei¬ 
ne Antwort. Mit der Gruppe „Women 


AfD aktuell auch aufgrund der Veröf¬ 
fentlichung interner Dokumente der 
Partei im Internet unter Druck. So 
hatte die Hackergruppe „Anonymous“ 
Papiere der sächsischen AfD, in denen 
rassistische Forderungen - wie etwa die 
Kürzung des Kindergeldes für nicht¬ 
deutsche Staatsbürger gefordert wird, 
ins Netz gestellt. 

Über weitere Hinweise zu rechten 
Aktivitäten in der AfD verfügt auch 
Kerstin Köditz, Sprecherin für anti¬ 
faschistische Politik der sächsischen 
Linksfraktion. „Die jetzt öffentlich ge¬ 
wordenen Mitgliederlisten beweisen 
das. Da taucht ein Mitglied der Chem¬ 
nitzer Naziband ,Blitzkrieg 4 als AfD- 
ler im Kreisverband Zwickau auf. Der 
Inhaber des Naziladens ,Nordic Fla¬ 
me 4 , Martin Hering aus der Sächsischen 
Schweiz, ist dort Mitglied. Und nicht 
zuletzt hat in Dresden Hans-Holger 
Malcomeß für die AfD zum Stadtrat 
kandidiert“, berichtete die Landtags¬ 
abgeordnete. Malcomeß habe „zahllo¬ 
se Aktivitäten in der extremen Rech¬ 
ten entwickelt und war nicht zuletzt 
im Gau Sachsen der später verbotenen 
Wiking-Jugend aktiv“. 

„Auf den geleakten Listen fin¬ 
den sich etliche Mitglieder von Par¬ 


in Exile“ arbeitet sie für eine Verbesse¬ 
rung der Lage von Flüchtlingsfrauen. 
Sie erzählt, dass die Probleme der Frau¬ 
en oft gar nicht sichtbar sind. Aber das 
Leben im Lager bringt eben gerade für 
Frauen mit Kindern gewaltige Schwie¬ 
rigkeiten mit sich. Von Problemen mit 
den Sanitäranlangen bis zu sexueller 
Belästigung - die Flüchtlingsfrauen 
sind von den menschenunwürdigen 
Bedingungen, unter denen Flüchtlin¬ 
ge bei uns zu leben gezwungen sind, 
doppelt betroffen. Aber mit ihren be¬ 
sonderen Problemen sind sie trotzdem 
ein Teil der allgemeinen Bewegung 
für die Rechte der Flüchtlinge. „Die 


I teien, die frü¬ 
her als rechte 
Konkurrenz 
zur CDU ange¬ 
treten waren, 
beispielsweise 
in der Schill- 
Partei oder im 
,Bund Frei¬ 
er Bürger 4 . In 
Leipzig haben 
gleiche mehre¬ 
re ehemalige 
ranghohe DSU- 
, Funktionäre für 

| die AfD zum 
Jgtf ~ ^ i Stadtrat kandi- 

B \ \ diert, die dann 

‘| zur Führung 
[ von Spangen¬ 
bergs ,Bünd- 
: nis für Freiheit 
B und Demo¬ 
kratie 4 gehör- 
B ten“, so Köditz 

weiter. „An¬ 
gesichts dieser 
Fakten verbie¬ 
tet es sich, von 
bedauerlichen Einzelfällen 4 auszuge¬ 
hen 44 stellte die Antifaschistin gegen¬ 
über dieser Zeitung klar. 

Nicht zuletzt dürfe man auch die 
Corpsstudenten und Burschenschaftler 
nicht übersehen, die sich in den Rei¬ 
hen der AfD tummeln, forderte Köditz. 
In diesem Zusammenhang sei „beson¬ 
ders pikant, dass der sächsische Verfas¬ 
sungsschutz 4 kürzlich ausgerechnet ge¬ 
genüber der rechten Jungen Freiheit 4 
erklärt“ hatte, „das Anschlagsrisiko für 
die jetzt öffentlichen Parteimitglieder 
steige beträchtlich“. 

Beweise für diese Behauptung 
blieb die Behörde unterdessen schul¬ 
dig. „Sollten die Daten aus einem Hack 
stammen, dann ist das eine Straftat. Da¬ 
mit ist die Polizei dafür zuständig und 
nicht der Inlandsgeheimdienst“ kon¬ 
statierte Kerstin Köditz. „Man könn¬ 
te leicht den Verdacht hegen, dass 
der Burschenschaftler und sächsische 
Verfassungsschutzpräsident Gordian 
Meyer-Plath versucht, seine burschen- 
schaftlichen Verbandsbrüder zu schüt¬ 
zen“, merkte sie weiter an. 

Es bleibt wohl nur eine Frage der 
Zeit, bis weitere öffentliche Enthüllun¬ 
gen über die AfD für weiteres Aufse¬ 
hen sorgen werden. Markus Bernhardt 


Frauen brauchen ihre Kinder, und sie 
brauchen ein Leben außerhalb der La¬ 
gerisolierung. Ihre Kinder müssen das 
Recht haben, zur Schule zu gehen. Und 
sie brauchen Privatsphäre.“ Stopp der 
Abschiebungen, Abschaffung der La¬ 
ger, weg mit der Residenzpflicht - „al¬ 
les was wir sagen ist: Die Frauen müs¬ 
sen für dieselben Forderungen kämp¬ 
fen wie die Männer.“ 

Aber zum Kampf für die Rechte 
der Flüchtlinge gehört auch zu erken¬ 
nen, warum immer mehr Menschen ge¬ 
zwungen sind, nach Europa zu fliehen. 
Die bewusstesten Teile der Flüchtlings¬ 
bewegung bringen es auf den Punkt: 
„Wir sind hier, weil ihr unsere Länder 
zerstört!“ Napuli kommt aus dem Su¬ 
dan. 2011 floh sie nach Uganda, 2012 
kam sie nach Deutschland. Aber der 
Bürgerkrieg im Sudan, der viele Men¬ 
schen das Leben gekostet hat und vie¬ 
len anderen ein Leben dort unmöglich 
gemacht hat, ist nicht unabhängig von 
der Politik der Großmächte - „in die¬ 
sen Konflikten kannst du die Hand des 
Westens sehen 44 , sagt Napuli. „Wenn 
du die Ursache eines Problems nicht 
kennst, dann kannst du es nicht lösen. 
Abschiebungen werden die Probleme 
der Flüchtlinge nicht lösen. Ich sage 
euch: Wenn sie nicht mit dem aufhö¬ 
ren, was sie da unten in Afrika mit den 
Leuten machen, dann werden die Leu¬ 
te auch weiterhin kommen.“ 

Olaf Peters 


Thüringen-NPD enttarnt sich 

Kurz vor der Landtagswahl in Thürin¬ 
gen wirft die NPD ihre bürgerliche Tar¬ 
nung ab und bekennt sich zur Militanz: 
Sie wirbt mit einem Werbe-Spot des 
militanten Szene-Kultstars „Lunikoff“ 
alias Michael Regener. Der bekam nach 
eigenen Angaben jüngst einen Platzver¬ 
weis der Thüringer Polizei, das Konzert 
wurde verhindert. Jetzt ruft der Musiker 
provokativ dazu auf: „Wenn ihr wollt, 
dass man in Thüringen wieder frei sin¬ 
gen und vor allem frei sagen kann, was 
man will, dann macht Euer Kreuz bei 
der NPD“ - und grölt ein kleines Lied. 

Mit diesem umstrittenen Schachzug 
versucht die NPD um Spitzenkandidat 
Patrick Wieschke wohl, unsichere Sym¬ 
pathisanten aus dem eigenen Lager an 
sich zu binden, sie nicht der „Alterna¬ 
tive für Deutschland“ zu überlassen. 
Viele Freie Kräfte wenden sich längst 
der Partei „Die Rechte“ oder auch der 
AfD zu. Fast jedes Schulkind hat schon 
mal von „Landser“ gehört, bei Konzer¬ 
ten wirkt der Name „Lunikoff 44 noch als 
Magnet. Mit dem kurzen, klamaukigen 
Musik-Video will Michael Regener, wie 
er sagt, der NPD die Wähler „scharen¬ 
weise“ zutreiben. 

Nach einem weichgespülten 
„Kümmerer“-Wahlkampf setzt die 
Wieschke-Truppe jetzt anscheinend 
bewusst auf Randgruppen und Jung¬ 
wähler. Anzugträger Wieschke ist selbst 
mehrfach verurteilt und galt als Anstif¬ 
ter eines Anschlags auf einen Döner- 
Imbiss 2000. (blick nach rechts) 

Kein Werben fürs Sterben 

„Ich empfinde es als unerträglich und 
perfide, dass die Bundeswehr ausge¬ 
rechnet bei einer Ausbildungsmesse 
für ihr - im schlimmsten Fall - blutiges 
Handwerk werben darf. Kriegsdienst 
ist kein Abenteuer- und Event-Erleb¬ 
nis, sondern widerspricht einer zivili¬ 
sierten Gesellschaft zutiefst“, erklärt 
Sevim Dagdelen, Bochumer Bundes¬ 
tagsabgeordnete der Partei „Die Lin¬ 
ke“, anlässlich der diesjährigen Berufs¬ 
bildungsmesse im Bochumer RuhrCon- 
gress vom 10. bis 11. September, wo die 
Bundeswehr erneut die Möglichkeit er¬ 
hielt, dort „personalwerbliche Maßnah¬ 
men im Bereich Jugendmarketing“ zu 
betreiben, wie es im Bundeswehrjargon 
heißt. Dagdelen weiter: 

„Anstelle jungen Frauen und Män¬ 
nern vorzugaukeln, dass es sich beim 
Beruf der Soldatin/des Soldaten um 
einen Job wie jeden anderen handele, 
sollte Aufklärung darüber betrieben 
werden, dass der Soldatenberuf nicht 
nur eine Ausbildung zum Töten dar¬ 
stellt, sondern unter Umständen auch 
für die jungen Menschen selbst töd¬ 
lich enden kann. Wirtschaft und Poli¬ 
tik sind dazu aufgefordert, endlich für 
genügend Ausbildungsplätze zu sorgen, 
damit junge Menschen, die bisher noch 
ohne Lehrstelle sind, nicht auf die Pro¬ 
paganda der Bundeswehr hereinfallen, 
der zufolge es sich beim Soldatenbe¬ 
ruf um einen krisensicheren und über¬ 
durchschnittlich dotierten Job handele.“ 

Benachteiligung von 
Flüchtlingskindern beenden 

„Die Aufnahme von Flüchtlingskindern 
muss verbessert werden, um ihnen ei¬ 
nen guten Start in ein neues Leben zu 
ermöglichen“, fordert Ulla Jelpke, innen¬ 
politische Sprecherin der Fraktion „Die 
Linke“, als Reaktion auf die Studie „In 
erster Linie Kinder“, die das UN-Kinder- 
hilfswerk UNICEF heute vorgestellt hat. 
Die Abgeordnete weiter: 

„Etwa ein Drittel der Asylsuchen¬ 
den in Deutschland sind Kinder. Von 
den Einschränkungen, denen Flücht¬ 
linge durch das Asylbewerberleistungs¬ 
gesetz unterworfen sind, sind sie in be¬ 
sonderer Weise betroffen. Dazu gehören 
die Unterbringung in großen Sammelun¬ 
terkünften statt in Wohnungen, die Be¬ 
schränkung medizinischer Hilfe auf Not¬ 
fälle und die Versorgung mit Lebensmit¬ 
telpaketen statt mit Bargeld. Weder in 
der Gesetzgebung noch im Handeln der 
zuständigen Behörden wird das Kindes¬ 
wohl angemessen berücksichtigt. 

Doch es reicht nicht, für Kinder ein¬ 
zelne Verbesserungen einzuführen. Kin¬ 
der besserzustellen, ändert nichts am 
generell diskriminierenden Umgang 
mit Asylsuchenden und Geduldeten in 
Deutschland.“ 


Die Hand des Westens 

Polizei gegen Flüchtlinge - Gegenwehr der Flüchtlingsfrauen 
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Brüchige Waffenruhe in der Südostukraine 

Atempause im Krieg oder Türöffner für eine Friedenslösung? 


Monat der Solidarität 

Die kubanische Regierung legte 2001 
dem UNO-Menschenrechtsrat eine 
Klage vor, in der bis 1999 3 478 Tote 
und 2 099 Verletzte aufgrund von Ter¬ 
roranschlägen, die von US-amerikani¬ 
schem Territorium ausgingen, nachge¬ 
wiesen wurden. Anfang der 90er Jahre 
hatte die kubanische Regierung des¬ 
halb Aufklärer in den Terroristensumpf 
nach Miami gesandt, um weitere An¬ 
schläge gegen ihr Land zu verhindern. 
Im Juni 1998 wurden der US-Regierung 
umfangreiche Unterlagen über terro¬ 
ristische Aktivitäten in Südflorida, die 
auf diesem Wege gesammelt worden 
waren, übergeben. Den kubanischen 
Kundschaftern war es gelungen, rund 
170 Terrorakte aufzudecken und zu ver¬ 
hindern. Statt jedoch endlich den Ma¬ 
fia-Sumpf trockenzulegen, verhaftete 
das FBI am 12. September 1998, also 
vor nunmehr 16 Jahren, diese Kubaner, 
die seitdem als „Miami 5“ oder „Cu- 
ban Five“ weltbekannt geworden sind: 
Gerardo Hernändez, Rene Gonzalez, 
Ramön Labanino, Antonio Guerrero 
und Fernando Gonzalez. Alle wurden 
in manipulierten Prozessen zu langjäh¬ 
rigen Freiheitsstrafen verurteilt. 
Anlässlich des 16. Jahrestages dieses 
politischen und juristischen Willkür¬ 
akts finden derzeit in Kuba, in den 
USA und in vielen weiteren Ländern 
Solidaritätsaktionen statt. Nachdem 
Rene Gonzalez und Fernando Gon¬ 
zalez inzwischen nach dem Absitzen 
ihrer ungerechten Strafen in die Hei¬ 
mat zurückkehren konnten, kommt es 
nun darauf an, auch ihre drei Genos¬ 
sen, die nach dem Willen der US-ame¬ 
rikanischen Justiz noch viele Jahre in 
den Kerkern verbringen sollen, freizu¬ 
kämpfen. 

Der Monat der Solidarität begann 
in Erinnerung an einen Terroranschlag 
auf ein Hotel in Havanna am 4. Okto¬ 
ber 1997, bei dem der junge Italiener Fa- 
bio di Celmo getötet wurde. Höhepunkt 
der Solidaritätsaktionen ist der 12. Sep¬ 
tember, an dem in den USA zu einer 
Kundgebung vor dem Weißen Haus in 
Washington aufgerufen worden ist. 

Das Internationale Komitee für die 
Freiheit der fünf Kubaner organisiert 
für den 11. September Besuche im Ca¬ 
pitol, dem Sitz des Kongresses der USA, 
für den 12. September um 12 Uhr eine 
Mahnwache vor dem Weißen Haus und 
für den 13. September ein öffentliches 
Forum mit Experten für die Beziehun¬ 
gen zwischen des USA und Kuba. 

Die Kampagne soll am 6. Oktober 
ihren Abschluss finden, dem Jahrestag 
des Attentats auf ein ziviles kubani¬ 
sches Flugzeug im Jahre 1976, bei dem 
insgesamt 73 Menschen getötet wur¬ 
den. Bisher haben Solidaritätskomi¬ 
tees aus 31 Ländern eigene Aktionen 
gemeldet. (Quelle: Cubadebate) 

Polizei stürmt Stiftungssitz 

Die ungarische Polizei hat am Montag 
den Sitz der Budapester Umwelt-Stif¬ 
tung Ökotärs gestürmt, die seit Mona¬ 
ten mit der rechtsnationalen Regierung 
des Ministerpräsidenten Viktor Orbän 
im Clinch liegt. Ökotärs verwaltet die 
Gelder, die der Fonds Norway Grants 
(EEA) für ungarische Nichtregierungs¬ 
organisationen zur Verfügung stellt. 
Orbän hatte schon vorWochen erklärt, 
die Behörden würden gezielt gegen aus 
dem Ausland finanzierte Organisatio¬ 
nen vorgehen, da es sich dabei um „be¬ 
zahlte politische Aktivisten“ handle, 
die in Ungarn „ausländische Interes¬ 
sen“ durchsetzen wollten. 

Wahlstreit erneut gescheitert 

Die Verhandlungen zwischen den bei¬ 
den Präsidentschaftskandidaten in Af¬ 
ghanistan über die politische Zukunft 
des Landes sind erneut gescheitert. Die 
Gespräche über das Ergebnis der Stich¬ 
wahl hätten keine Vereinbarung oder 
Ergebnis erbracht, sagte ein Sprecher 
von Ex-Finanzminister Aschraf Gha- 
ni am Montag. Ex-Außenminister Ab¬ 
dullah Abdullah erklärte, er werde das 
Ergebnis der Stichwahl wegen Betrugs 
nicht akzeptieren. Bei den Verhand¬ 
lungen fast drei Monate nach der Wahl 
ging es um die Bildung einer Einheits¬ 
regierung. Sowohl Ghani als auch Ab¬ 
dullah beanspruchen den Sieg und da¬ 
mit die Nachfolge von Präsident Hamid 
Karsai. 


B ei der Tagung der Ukraine-Kon¬ 
taktgruppe in Minsk am 5. Sep¬ 
tember wurde unter Vermittlung 
Russlands und der OSZE von Reprä¬ 
sentanten der Volksrepubliken Donezk 
und Lugansk einerseits und des Kie- 
wer Regimes andererseits eine Feuer¬ 
einstellung vereinbart. Sie ist noch am 
Abend desselben Tages in Kraft getre¬ 
ten. Allerdings mehren sich inzwischen 
die gegenseitigen Vorwürfe über Ver¬ 
letzungen der Waffenruhe. Zu den 
schwersten Zwischenfällen ist es am 
Wochenende in Donezk und der Ha¬ 
fenstadt Mariupol gekommen. Zu den 
Minsker Vereinbarungen gehören eine 
Reihe weiterer Punkte, darunter nach 
Angaben der OSZE ein Gefangenen¬ 
austausch, gewisse Schritte zur Dezen¬ 
tralisierung der Macht in der Ukraine 
und ein Abzug der „illegalen bewaff¬ 
neten Formationen“ sowie Straffreiheit 
für die an den Kämpfen Beteiligten. 

Der Gefangenenaustausch soll be¬ 
reits begonnen haben. Es geht dabei 
um etwa 1 000 von der Volkswehr ge¬ 
fangengenommene ukrainische Solda¬ 
ten und etwa 200 Kämpfer der Volks¬ 
wehr in den Händen der ukrainischen 
Armee. Hinsichtlich der „Dezentrali¬ 
sierung“ sei die Etablierung von provi¬ 
sorischen Selbstverwaltungen „in ein¬ 
zelnen Regionen der Gebiete Donezk 
und Lugansk“, die einen gesetzlichen 
Sonderstatus bekommen sollen, vorge¬ 
sehen, heißt es in dem von der OSZE 
veröffentlichten Dokument. In diesen 
Regionen sollen vorgezogene Kommu¬ 
nalwahlen stattfinden. Darüber hinaus 
sieht das Protokoll die Annahme eines 
Gesetzes vor, das den Personen, die an 
den „Ereignissen in einzelnen Regio¬ 
nen der Gebiete Donezk und Lugansk“ 
teilgenommen haben, Straffreiheit ga¬ 
rantieren soll. 

Es ist allerdings kaum vorstellbar, 
dass die Vertreter der Volksrepubli¬ 
ken Donezk und Lugansk sich in die¬ 
ser auslegbaren Form damit zufrieden 
geben werden. Die einzelnen Punkte 
müssen in möglichst bald stattfinden¬ 
den Verhandlungen zwischen den bei¬ 
den Seiten präzisiert werden. Das gilt 
insbesondere für den „gesetzlichen 
Sonderstatus“ der Gebiete Donezk 
und Lugansk, das heißt für ihre auto¬ 
nomen Vollmachten unter dem Dach 
des ukrainischen Gesamtstaates. Was 
das „Gesetz über die Straffreiheit“ be¬ 
trifft, so handelt es sich dabei vorläufig 
im wahrsten Sinne dieses Wortes um 


Vor seinem Amtsantritt im Februar 
dieses Jahres wurde Italiens Premier 
Matteotti Renzi noch „Rottamato- 
re“ genannt, weil der frühere Christ¬ 
demokrat und nunmehrige Chef der 
Sozialdemokraten (Demokratische 
Partei - PD) erklärt hatte, die alte, 
noch aus der Kommunistischen Partei 
(IKP) kommende Funktionärselite zu 
verschrotten. Das verwirklichte er nur 
halb. Denn zur Beruhigung der linken 
PD-Basis nahm er dann in sein Kabi¬ 
nett drei jüngere Ex-Kommunisten auf, 
darunter seine Verteidigungsministe¬ 
rin Roberta Pinotti. 

Jetzt nennt man ihn den Annunci- 
atore, weil er ständig neue Maßnah¬ 
men ankündigt. Die jüngste ist ein 
Programm für 1000 Tage, das heißt: 
bis zum Ende der Legislatur 2017. Ge¬ 
naue Angaben zu Fristen für die ein¬ 
zelnen Aufgaben machte er allerdings 
wieder einmal nicht. Aber er ist schon 
recht bescheiden geworden, denn im 
Februar hatte er noch monatlich eine 
Reform versprochen. Verwirklicht hat 
er bisher nur - was allerdings beacht¬ 
lich ist - die Auflösung der Provinzen 
und die Senkung der Gehälter der Mi- 
nisterialbürokratie, was einige Milliar¬ 
den Euro in der Staatskasse einspart, 
und die Erhöhung der Einkommen 
der Beschäftigten mit den niedrigs¬ 
ten Einkommen durch eine Senkung 


einen ungedeckten Scheck. Schließ¬ 
lich soll das Gesetz von der Obersten 
Rada beschlossen werden, von einem 
Parlament, in dem die Nationalisten 
der Timoschenko-Partei im Bund mit 
den Neonazis der Swoboda und ande¬ 
ren ultrarechten Gruppen das Sagen 
haben. 

Trotz aller offenen Fragen und der 
Brüchigkeit der Waffenruhe sind die 
Minsker Vereinbarungen ein Schritt 
nach vorn. Sie sind Ausdruck einer 
Veränderung des Kräfteverhältnisses 
zugunsten der Volkswehr. Hatte das 
Kiewer Regime angesichts seiner zu¬ 


nächst enormen Überlegenheit in Zahl 
und Ausrüstung seiner Streitkräfte und 
dann auch während der Anfangser¬ 
folge bei der Offensive auf Lugansk 
und Donezk noch alle Gespräche mit 
den Volksrepubliken kategorisch ab- 
gelehnt, so war man nun nach dem 
Zusammenbruch der Offensive auf 
Lugansk und Donezk und der erfolg¬ 
reichen Gegenoffensive der Volkswehr 
gezwungen, mit den Repräsentanten 
der Volksrepubliken zu verhandeln und 
erste Zugeständnisse in Richtung einer 
Föderalisierung der Ukraine und einen 
gesetzlichen Sonderstatus der Gebiete 


der Steuern bzw. Sozialleistungen um 
monatlich 80 Euro. Demnächst soll die 
Abschaffung des Senats, eines Relikts 
der 1946 beseitigten Monarchie, folgen, 
was weitere Einsparungen verspricht. 
Im politischen Bereich hat er, wenn 
auch mit umstrittenen Methoden, Ex- 
Premier Berlusconi ausgetrickst und 
aus dem politischen Leben verbannt. 

Renzi hatte aber mehr verspro¬ 
chen. Er wollte den politischen und 
wirtschaftlichen Stillstand überwin¬ 
den. Davon ist bisher nichts zu spüren. 
Das BIP ist seit 2007 um 9 Prozent ge¬ 
sunken, die Industrieproduktion um 
25 Prozent zurückgegangen. Das für 
dieses Jahr prognostizierte Plus von 
0,8 Prozent wurde nicht erreicht, im 
Gegenteil setzte die Rezession wie¬ 
der ein, das dritte Mal seit 2008. Die 
Staatsverschuldung ist auf 2 100 Mil¬ 
liarden Euro angewachsen, mehr als 
130 Prozent des BIP. Die Unterneh¬ 
mer fordern, endlich den angekündig¬ 
ten Job-act zu verwirklichen, der den 
Kündigungsschutz aufheben und das 
ganze Tarifsystem aushebeln soll. Das 
werde, so verspricht Renzi, der einen 
„heißen Herbst“ verhindern will, un¬ 
ter Beibehaltung des sozialen Schutz¬ 
systems geschehen. Außerdem kontert 
er, der italienische Kapitalismus habe 
in den letzten 30 Jahren keine Arbeits¬ 
plätze geschaffen. 


Donezk und Lugansk unter dem Dach 
eines ukrainischen Gesamtstaates zu 
machen. 

Für eine Föderalisierung der Ukra¬ 
ine hat die KPU bereits vor dem Aus¬ 
bruch des Bürgerkrieges und später 
auch der russische Präsident Putin ge¬ 
worben. Inzwischen zieht die Erkennt¬ 
nis, dass eine föderale staatliche Verfas¬ 
sung für die Ukraine notwendig ist, viel 
weitere Kreise. 

So ist es bezeichnend, dass selbst ein 
ehemals hoher NATO-Militär, der Ex- 
Vorsitzende des NATO-Militärausschus- 
ses, Bundeswehrgeneral a.D. Harald Ku¬ 
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jat, im Interview mit Deutschlandradio 
Kultur am 4. September zu dem Schluss 
kommt, dass nach einem international 
überwachten Waffenstillstand und ei¬ 
ner gewissen Stabilität zwischen den 
Parteien zwei Dinge geschehen müssen. 
„Dann muss man darüber reden, wie die 
innere Verfasstheit der Ukraine ausse- 
hen soll, und dazu gehört nach meiner 
Meinung, dass die Minderheitenrechte 
der ethnischen Russen dort, aber auch 
der Polen und anderer Minderheiten ga¬ 
rantiert werden in der Form einer föde¬ 
ralen Struktur. Und dazu gehört die äu¬ 
ßere Verfasstheit. Und da muss eindeu- 


Seine Wirtschaftsministerin Fede- 
rica Guidi appelliert an die Unterneh¬ 
mer, Schluss zu machen mit Entlassun¬ 
gen und die Arbeitsplätze zu erhalten. 
Gleichzeitig verspricht er, die Steuern 
nicht zu erhöhen, was vor allem eine 
Zusage an die Unternehmer ist. Ein an¬ 
dermal resümiert er, wenn man von der 
Bevölkerung Einsparungen verlange, 
müsse das auch für die Unternehmer 
gelten. Wenn er dann noch verkündet, 
„Germania ist unser Modell“, fragen 
nicht nur die Basis-Gewerkschaften, 
ob er damit das Hartz-IV-System meint 
oder die über den italienischen Löhnen 
liegenden deutschen. 

Zu seinen Ankündigungen gehö¬ 
ren eine Verbesserung des Bildungs¬ 
wesens, keine Abstriche mehr von den 
Sozialleistungen und eben Arbeits¬ 
plätze für die nach offiziellen Angaben 
bald 13 Prozent Arbeitslosen und hier 
vor allem für die Jugendlichen. Dafür 
braucht er, wie die der PD nahestehen¬ 
de „Repubblica“ gerade schrieb, we¬ 
nigsten 20 Milliarden Euro. Die will er 
über neue Privatisierungen einholen. 
Nicht nur die bereits ins Auge gefass¬ 
ten beiden größten Staatsunterneh¬ 
men aus dem Energiesektor Eni und 
Enel, sondern auch weitere Staatsbe¬ 
triebe sollen verkauft werden. Das 
bringt mittelfristig Einnahmen, in der 
Perspektive beraubt sich der Staat 


tig klargestellt werden, dass die Ukraine 
nicht NATO-Mitglied werden kann und 
auch nicht NATO-Mitglied wird, und 
zwar aufgrund ihrer inneren Verfasst¬ 
heit und aufgrund der Tatsache, dass die 
NATO niemals ihre Verpflichtung nach 
Artikel fünf einlösen könnte.“ 

Mit den in Minsk vereinbarten ers¬ 
ten Schritten verbinden viele Men¬ 
schen in der Ukraine und darüber hi¬ 
naus Hoffnungen. Zugleich bleiben zu 
Recht Zweifel und Fragen. Die Sorgen 
sind berechtigt. 

Die Kriegspartei um den Put- 
schisten-Premier Jazenjuk und seinen 
Kriegsminister Geletej - der noch we¬ 
nige Tage vor der Minsker Vereinba¬ 
rung verkündete, der Bürgerkrieg sei 
jetzt vorbei und „der große Krieg hat 
begonnen“, in dem die Ukrainer sich 
„auf zehntausende Tote einstellen müs¬ 
sen“ -, haben den Befehl Poroschen- 
kos zur Feuereinstellung nur wider¬ 
willig hingenommen. Der Waffenstill¬ 
stand ist brüchig. Die Gefahr, dass er 
durch Provokationen völlig zunichte 
gemacht wird, geht vor allem von der 
weitgehend aus Neonazis und Ultra¬ 
nationalisten bestehenden National¬ 
garde und den von Oligarchen finan¬ 
zierten privaten Freiwilligenverbänden 
aus. Diese Gefahr hat der ukrainische 
Innenminister Awakow noch dadurch 
erhöht, dass er trotz des Waffenstill¬ 
stands am Wochenende zusätzliche 
Truppen der Nationalgarde in die zu¬ 
vor heftig umkämpfte Hafenstadt Ma¬ 
riupol entsandte. Die NATO-Staaten 
USA, Frankreich, Italien, Polen und 
Norwegen, die auf dem NATO-Gipfel 
in Wales Poroschenko die Lieferung 
moderner Präzisionswaffen zugesagt 
haben, tragen ebenfalls dazu bei, dass 
die Kiewer Kriegspartei den Waffen¬ 
stillstand nur für die Vorbereitung ei¬ 
ner weiteren Runde im Krieg gegen 
das eigene Volk benutzen könnte. Und 
schließlich gibt auch die Tatsache, dass 
die Vereinbarung in Minsk für die ukra¬ 
inische Seite von Expräsident Kutsch¬ 
ma und nicht von einem Repräsentan¬ 
ten der heute in Kiew Herrschenden 
unterzeichnet wurde, Anlass zur Sor¬ 
ge. Wie auf „Swobodnaja Pressa“ (Freie 
Presse) vom 6. September zu lesen ist, 
könnte dies Kiew die Möglichkeit ge¬ 
ben, jederzeit zu sagen: „Wir haben nie¬ 
mandem etwas versprochen. Kutschma 
hat das versprochen, setzt euch mit ihm 
auseinander.“ (Stand 7. September) 

Willi Gerns 


aber wichtiger Einnahmequellen. Au¬ 
ßerdem war das immer eine Grundla¬ 
ge, den Forderungen des Kapitals Pa¬ 
roli zu bieten. 

Angesichts dieser oft extrem ge¬ 
gensätzlichen Standpunkte des Premi¬ 
ers wächst auch in der eigenen PD die 
Kritik an den meist unverbindlichen 
Ankündigungen. Der langjährige Re¬ 
gierungschef und Vorsitzende der De¬ 
mokratischen Linken, eine der Vorläu¬ 
ferparteien der heutigen PD, Massimo 
D 4 Alema, nannte die bisherigen Er¬ 
gebnisse „unzureichend“. Der Regie¬ 
rungschef kündige viel an, habe aber 
wenig Ergebnisse vorzuweisen. Außer¬ 
dem treffe er seine Entscheidungen 
über den Kopf der Partei hinweg. Kri¬ 
tik dann auch noch, dass sich der Pre¬ 
mier auf dem traditionellen Pressefest 
der „Unitä“ im roten Bologna nicht se¬ 
hen ließ, weil er eben „kein Linker“ sei. 
Renzi wies das zurück, er „stehe links“, 
was schon seine Reformen zeigten, die 
er verwirklichen werde, „koste es was 
es wolle“. 

Den Forderungen nach einem 
„konkreten Programm für einen Auf¬ 
schwung“, die am Sonntag, wie „La Re¬ 
pubblica“ berichtete, der Gouverneur 
der Banca d‘ Italia (Staatsbank), Igna- 
zio Visco, persönlich vorbrachte, be¬ 
gegnete der Regierungschef mit einem 
neuen Versprechen: Künftig werde er 
vor den Bürgern regelmäßig Rechen¬ 
schaft ablegen und auf einer Website 
bekannt machen, welche Ergebnisse 
erreicht wurden. 

Gerhard Feldbauer 


Vom Rottamatore zum Annunciatore 

Renzi verwickelt sich in Widersprüche 



Waffenruhe in der Südostukraine, Provokation im Schwarzen Meer: Nato- 
Kriegsschiffe üben zusammen mit ukrainischen Marineeinheiten den Ernstfall: 
gegen Russland. 
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Die NATO im neuen Kalten 

Gipfelkonferenz in Wales beschloss Paket für den Ausbau 


D er NATO-Militärpakt, der ei¬ 
gentlich seit mehr als 20 Jah¬ 
ren mit der Auflösung des War¬ 
schauer Paktes am 1. Juli 1991 den letz¬ 
ten Schein einer Existenzberechtigung 
verloren hat, hat sich mit seinem jüngs¬ 
ten Gipfeltreffen am 4./5. September in 
Newport/Wales (Großbritannien) einen 
neuen „Feind“ zugelegt. An die Stelle 
der früheren Bedrohungslüge von der 
„sowjetischen Gefahr“ zu Zeiten des 
kalten Krieges trat die Lüge von einer 
„russischen Bedrohung Europas“ 
Sicherlich ist das Russland von heu¬ 
te nicht mehr die Sowjetunion. Die Po¬ 
litik der heutigen russischen Führer 
wird von anderen Interessen und Zie¬ 
len bestimmt als die der UdSSR. Das 
Putin-Regime dient den Interessen des 
wiedererstandenen russischen Kapita¬ 
lismus und vor allem den Interessen der 
dominierenden Öl- und Finanzkonzer¬ 
ne und ihrer Oligarchen. In deren Inte¬ 
ressenlage spielen gewiss auch geopoli- 
tische Gesichtspunkte und das Ringen 
um Einflusszonen eine Rolle. Dennoch 
trägt die heutige russische Außenpolitik 
im Grunde eher defensiven Charakter. 

Denn es war nicht Russland, das 
in den letzten Jahrzehnten ein dichtes 
Netz von Militärstützpunkten rund um 
die Welt außerhalb des eigenen Terri¬ 
toriums aufrechterhalten hat und wei¬ 
ter ausbaut. Es waren die USA und die 
Führungsmächte der EU, die über die 
NATO ihren Einfluss und ihre Militär¬ 
präsenz in Osteuropa bis an die Gren¬ 
zen Russlands ausgedehnt haben, ob¬ 
wohl in den „Wendejahren“ 1989/90 
einst zugesichert und in der NATO- 
Russland-Grundakte von 1997 vertrag¬ 
lich festgeschrieben worden war, dass 
die NATO sich nicht nach Osten aus¬ 
dehnen und keine zusätzlichen „subs¬ 
tanziellen Kampftruppen“ in Osteuro¬ 
pa stationieren wird. 

Die NATO-Chefs versuchten also, 
die Behauptung von den angeblichen 


Mit dem Steuerbescheid Ende Septem¬ 
ber erwartet diesmal etwa zwei Milli¬ 
onen französische Rentner eine kalte 
Dusche. Nunmehr treten winzige Ge¬ 
setzesänderungen in Kraft: Die neue 
Steuer CASA (Solidarität für die Au¬ 
tonomie), den Rentnern Vorbehalten, 
in Höhe von 0,3 Prozent. Oder: Bislang 
war der Rentenbonus von 10 Prozent 
für die Erziehung von drei Kindern 
steuerfrei. Dieser Teil der Rente wird 
nunmehr mitbesteuert, immerhin nicht 
gestrichen. Aber der Hammer trifft die 
3,6 Millionen verwitweten Rentnerln- 
nen. Denen wird der „Witwen/Witwer- 
Abschlag“ gestrichen (etwa ein halber 
Kinderabschlag), sodass nunmehr etwa 
zwei Millionen in die Steuerpflicht 
kommen. Diese Tatsache hat aber in 
Frankreich schwerwiegende Folgen 
für den Geldbeutel: Wenn Sie einmal 
steuerpflichtig sind, dann fallen viele 


russischen Expansionsabsichten gegen 
Europa als propagandistisches Schreck¬ 
gespenst zur Rechtfertigung weiterer 
Aufrüstungsschritte und als Tarnschild 
für ihren eigenen Expansionskurs in 
Osteuropa zu verwenden. 

Die am 5. September von den 28 
NATO-Staaten gebilligte „Gipfeler¬ 
klärung von Wales“ hat in insgesamt 
113 einzelnen Punkten ein ganzes Pro¬ 
gramm zum Ausbau der NATO als he- 
gemoniales Machtinstrument und „mi¬ 
litärischer Arm“ zur Durchsetzung des 
weltweiten Führungs- und Herrschafts¬ 
anspruchs der NATO beschlossen. Aus¬ 
drücklich wird darin nicht nur die „Ver¬ 
teidigung des Territoriums der NATO- 
Staaten“, sondern auch die Stärkung der 
weltweiten „Krisenreaktionsfähigkeit“ 
als Bündnisziel verkündet. Die NATO 
soll „eine starke, handlungsbereite, ro¬ 
buste und reaktionsfähige Allianz blei¬ 
ben, die fähig ist, derzeitigen und künf¬ 
tigen Herausforderungen zu begegnen, 
von woher sie auch kommen mögen“, 
heißt es in dem Text. Dem soll der in 
Wales verabschiedete neue „NATO 
Readiness Action Plan“ („Aktionsplan 
Einsatzfähigkeit“) dienen. 

Im Zentrum dieser Planungen steht 
der weitere Ausbau der NATO-Präsenz 
in Osteuropa. 

Dazu gehört, dass der bisherige Sta¬ 
tus Russlands als „Partner“, der in der 
NATO-Russland-Grundakte von 1997 
verankert war, praktisch aufgekündigt 
und Russland als „Gegner“ der NATO 
bezeichnet wird. 

Vorgesehen ist, „im östlichen Teil 
des Territoriums der Allianz eine stän¬ 
dige Präsenz und Aktivität in der Luft, 
auf dem Boden und zur See nach dem 
Rotationsprinzip aufrechtzuerhalten“ 
(http://www. nato. int/cps/fr/natohq/ 
news_112460.htm). Durch das Abhal¬ 
ten von ständigen Manövern in den öst¬ 
lichen NATO-Staaten soll eine ständi¬ 
ge Präsenz von Truppen aus den USA 


soziale Vergünstigungen weg: Dann 
bezahlen sie auch die Wohnungssteuer 
(tax d‘habitation) in voller Höhe und 
die Abgabe für Telekommunikation, 
wovon sie bislang befreit waren. Jean 
Durieux aus Nancy beklagte sich, sei¬ 
ne Wohnungssteuer sei um das 2,6fache 
gestiegen. Außerdem werden andere 
soziale Hilfen gekürzt: Das Wohngeld 
wird vermindert, das Seniorenticket für 
den öffentlichen Nahverkehr entzogen 
oder modifiziert, die Einschreibgebühr 
für Aktivitäten in Seniorenclubs oder 
Assoziationen wird erhöht, selbst das 
kleine Sparkonto LEP mit einem be¬ 
günstigten Zinssatz wird eventuell ge¬ 
schlossen, davon abgesehen, dass sie 
nicht mehr in den Genuss eines vom 
Rathaus offerierten Geschenkkorbes 
am Jahresende kommen werden. 

So wird in Frankreich bei den 
Ärmsten der Armen gespart. 1243 000 


und den EU-Staaten einschließlich der 
Bundeswehr sichergestellt werden, von 
Estland, Lettland und Litauen über Po¬ 
len, Tschechien, die Slowakei, Ungarn 
und Slowenien bis Rumänien und Bul¬ 
garien. 

Außerdem wird laut NATO-Text im 
Rahmen der „schnellen Eingreiftrup¬ 
pen“ („Rapid response forces“) eine 
spezielle „Speerspitze“ („Very High 
Readiness Joint Task Force“) aus meh¬ 
reren tausend Soldaten gebildet, die 
fähig ist, „innerhalb weniger Tage“ in 
Aktion zu treten, und zwar „mit Un¬ 
terstützung von Luft-, See- und Spezi¬ 
aleinsatzkräften“. 

Um dies zu ermöglichen, sollen Ein¬ 
satzstäbe und Kontrollinstanzen sowie 
ständige Vorratslager für Waffen und 
andere militärische Ausrüstungen in 
den betreffenden Staaten angelegt wer¬ 
den. Ausdrücklich erwähnt wird, dass 
auch die Seestreitkräfte einbezogen 
werden, und zwar nicht nur in der Ost¬ 
see, sondern auch im Schwarzen Meer. 

Ein weiteres Kapitel der weiteren 
NATO-Ausdehnung nach Osten ist 
der verstärkte Zugriff auf die Ukrai¬ 
ne. Im Vordergrund steht zunächst die 
„Hilfe“ der NATO für Aufbau und Aus¬ 
rüstung der Kiewer Armee. Neben der 
„Beratung“ und Ausbildung der ukra¬ 
inischen Truppen durch NATO-Offi¬ 
ziere wird auch die direkte Lieferung 
von Waffen durch einzelne NATO- 
Mitgliedstaaten auf bilateraler Ebene 
vorgesehen. Außerdem sollen auch hier 
vermehrt NATO-Manöver abgehalten 
werden. Das nächste, „Rapid Trident“ 
(„Schneller Dreizack“) findet schon am 
15.-26. September unter Beteiligung 
von 1300 Soldaten aus den USA, aber 
auch aus Georgien, Aserbaidschan und 
Moldawien statt. Auch vier Bundes¬ 
wehroffiziere werden im Bereich „Lo¬ 
gistik und Auswertung“ teilnehmen. 
Mit den Manövern soll auch die „Inter¬ 
operabilität“ der ukrainischen Armee 


französische Rentnerlnnen leben un¬ 
ter der Armutsgrenze von 977 Euro 
pro Monat, wie das staatliche Institut 
für Statistik und ökonomische Studi¬ 
en Insee festhält. Dabei hebt sich die 
durchschnittliche Rente von 1.288 Euro 
nicht groß davon ab, was an den im Ver¬ 
gleich zu Deutschland oder Luxemburg 
niedrigeren Löhnen liegt. 50 Milliar¬ 
den Euro an Haushaltskürzungen sol¬ 
len es in den nächsten beiden Jahren 
werden. Dennoch hält die Regierung 
Valls 2 daran fest, den Unternehmern 
50 Milliarden an Steuervorteilen zu ge¬ 
währen. Die versprochene Erhöhung 
der Kaufkraft für kleine Einkommen 
... eine Luftnummer, jedenfalls für 
die Rentner. Kein Wunder, dass Präsi¬ 
dent Hollandes Ansehen noch weiter 
in den Keller rutscht, aber auch, dass - 
wie die letzte Ifop-Umfrage im Auftrag 
der rechtskonservativen Tageszeitung 


Fast-Food-Mitarbeiter 
im Streik 

„Wir sind mehr Wert“ - unter dieser 
Losung haben tausende Mitarbeiter 
von Fast-Food-Ketten in den USA 
bei einem landesweiten Streik mehr 
Lohn gefordert. Nach Angaben der 
Initiative „Fight for 15“ vom vergan¬ 
genen Freitag wurden nach Sitzstreiks 
bei McDonalds, Burger King, Wendy’s 
und anderen Unternehmen fast 500 
Protestierende von der Polizei festge¬ 
nommen. Die Bewegung fordert einen 
Stundenlohn von 15 Dollar (etwa 11,60 
Euro) und ging dafür am 5. September 
in 150 Städten auf die Straße. Derzeit 
liegt der in den US-Bundesstaaten un¬ 
terschiedliche Mindestlohn im Schnitt 
bei 7,50 Dollar. Im Verlauf der Bewe¬ 
gung machten die Streikenden auch 
deutlich, dass sie eine Gewerkschaft 
gründen wollen. 


Krieg 

der NATO 

mit den NATO-Streitkräften - also die 
Angleichung der Bewaffnung, Struktur 
und Einsatzkonzepte der ukrainischen 
Armee an NATO-Standards - verstärkt 
werden. Auch eine direkte NATO-Mit- 
gliedschaft der Ukraine wird weiterhin 
anvisiert, wenn auch nicht sofort. 

Die „Gipfelerklärung von Wales“ 
beschränkt sich aber nicht auf Osteu¬ 
ropa. Erwähnt werden darin auch die 
Konflikte im Mittleren Osten und in 
Nordafrika, die als „Bedrohungen des 
euro-atlantischen Sicherheitsumfelds“ 
dargestellt werden. Die Stationierung 
der „Patriot“-Raketen in der Türkei 
und die Stationierung ähnlicher Ra¬ 
ketenabschussbasen in anderen Ost- 
Staaten wird befürwortet. Außerdem 
werden Afghanistan, Iran, Syrien, Jor¬ 
danien, der westliche Balkan, Arme¬ 
nien, Moldawien, Aserbaidschan, das 
Mittelmeer, Mali und die Sahel-Saha- 
ra-Zone als Gebiete erwähnt, in denen 
NATO-Interessen berührt sind und 
NATO-Forderungen durchgesetzt wer¬ 
den müssen. 

Nicht zuletzt enthält die Wales-Er¬ 
klärung Festlegungen zur Erhöhung 
der Rüstungsausgaben. „Wir stimmen 
überein, die Tendenz zur Senkung der 
Verteidigungsbudgets umzukehren“, 
heißt es in dem Text. Eine „starke Ver¬ 
teidigungsindustrie“ in der gesamten 
Allianz und besonders eine stärke¬ 
re Verteidigungsindustrie in Europa 
sei erforderlich. Deshalb werden alle 
Mitgliedsstaaten verpflichtet, in den 
nächsten Jahren unbedingt das „Mini¬ 
mumniveau“ von 2 Prozent des BIP für 
Rüstungsausgaben anzustreben, davon 
mehr als 20 Prozent für „große Ausrüs¬ 
tungsvorhaben“. Dies soll jedes Jahr auf 
den Tagungen der Verteidigungsminis¬ 
ter und der Staats- und Regierungschefs 
als Kontrollpunkt auf der Tagesordnung 
stehen (Die deutschen Verteidigungs¬ 
ausgaben lagen nach NATO-Statistik 
2013 bei 1,3 % BIP). Georg Polikeit 


Le Figaro zeigte - die Mehrheit der 
Befragten Marine Le Pen vom neofa¬ 
schistischen Front National als zukünf¬ 
tige Präsidentin sehen. Es ist höchste 
Zeit, dem Front National das Wasser 
abzugraben, der überheblichen Forde¬ 
rung von Marine Le Pen vom letzten 
Wochenende nach Rücktritt der Re¬ 
gierung und Auflösung des Parlaments 
über alle Parteigrenzen hinweg entge¬ 
genzutreten und zu zeigen, dass sich der 
Front National wie auch ihre gewollt 
oder ungewollten Unterstützer wie der 
Herausgeber von Le Figaro, der Rüs¬ 
tungsindustrielle (Mirage) Dassault, zu 
früh gefreut haben. 

Marine Le Pen hat Frankreich 
wachgerüttelt, wie die Schweizer Ta¬ 
geszeitung „Le Temps“ schreibt, auch 
die Rentner, die ihre Zähne zusammen¬ 
beißen ... 

Georges Hallermayer 


Die Kosten des Gaza-Kriegs 

50 Tage Krieg - die Operation „Schutz¬ 
rand“ hat den israelischen Staat nach 
eigenen Angaben rund 9 Milliarden 
Schekel (etwa 2,5 Mrd. Dollar oder 
1,9 Mrd. Euro) gekostet. Das gab der 
israelische Kriegsminister Moshe Yaa- 
lon am 2. September bekannt. „Wir ha¬ 
ben mehr als 6 000 Ziele angegriffen, 
mehr als 5 000 davon durch die Luft¬ 
streitkräfte und etwa 900 von Land und 
vom Meer aus“, rühmte er sich. Trotz 
des gewaltigen Ausmaßes der Zerstö¬ 
rungen im Gaza-Streifen sollen die pa¬ 
lästinensischen Widerstandsorganisati¬ 
onen nach seinen Angaben dort aber 
immer noch über etwa 2000 Raketen 
verfügen. Yaalons Angaben beziehen 
sich aber nur auf die direkten militä¬ 
rischen Kosten des Krieges. Nicht be¬ 
rücksichtigt sind dabei die mehr als 2 
000 Toten auf palästinensischer Seite, 
davon zwei Drittel Zivilisten, 445 Kin¬ 
der, an die 10 000 Verletzte, 280 000 
Obdachlose und Flüchtlinge, 10 000 
zerstörte Häuser, Kriegsschäden nach 
Expertenschätzungen in Höhe von min¬ 
destens 4,5 Milliarden Euro, zerstörte 
Schulen, Krankenhäuser, Strom- und 
Wasserversorgungsanlagen, Wohnhäu¬ 
ser, Straßen und landwirtschaftlich ge¬ 
nutzte Flächen im Gaza-Streiten - so¬ 
wie die 71 Toten und bisher nicht be¬ 
kannt gegebene Zahl von Verletzten 
auf israelischer Seite. 

Obama will Ebola mit militä¬ 
rischen Mitteln bekämpfen 

Im Kampf gegen die Ebola-Epidemie 
in Westafrika sind nach Auffassung des 
Friedensnobelpreisträgers und Prä¬ 
sidenten der USA auch militärische 
Mittel erforderlich. Laut Barack Oba¬ 
ma sind Ausstattung und Personal not¬ 
wendig, um „beispielsweise Isoliersta¬ 
tionen und Geräte für Helfer einrich¬ 
ten zu können“, die aus aller Welt in das 
Krisengebiet reisen. Das sagte der US- 
Präsident in einem am Sonntag ausge¬ 
strahlten Interview des Senders NBC. 

Wenn die USA und andere Län¬ 
der nicht rasch mehr Hilfen leisteten, 
könnte der gefährliche Erreger mögli¬ 
cherweise mutieren und leichter über¬ 
tragbar werden. Ein Übergreifen auf 
die Vereinigten Staaten sei auf kürze¬ 
re Sicht aber unwahrscheinlich, sagte 
Obama. 

Nach Angaben der Weltgesund¬ 
heitsorganisation (WHO) sind allein 
in den drei am schwersten betroffenen 
Ländern Guinea, Liberia und Sierra 
Leone bereits mehr als 2 000 Menschen 
an Ebola gestorben. Betroffen ist seit 
Wochen auch Nigeria, im Senegal gab 
es bislang den Statistiken zufolge nur 
einen Fall. 

Ebola war zuerst 1976 in der Nähe 
eines gleichnamigen Flusses im Kon¬ 
go aufgetreten. Seither war es in Zen¬ 
tral- und Ostafrika mehrmals zu klei¬ 
neren Ausbrüchen gekommen. Für 
Westafrika ist die Krankheit hingegen 
neu. Zudem handelt es sich dort um 
den schlimmsten Ausbruch in der Ge¬ 
schichte der Epidemie. 

Japans Wirtschaft schrumpft 

Die japanische Wirtschaft ist in Folge 
einer Anhebung der Verbrauchssteuer 
so stark geschrumpft wie seit mehr als 
fünf Jahren nicht mehr. Das Bruttoin¬ 
landsprodukt (BIP) der drittgrößten 
Volkswirtschaft der Welt sank zwischen 
April und Juni um eine hochgerechne¬ 
te Jahresrate von real 7,1 Prozent und 
brach damit noch stärker als erwartet 
ein. Zunächst hatten die Statistiker ei¬ 
nen Rückgang um 6,8 Prozent berech¬ 
net. 

Mehr als die revidierten BlP-Zah- 
len, die in etwa den Erwartungen ent¬ 
sprachen, bereiten Ökonomen jedoch 
die stark nach unten korrigierten Da¬ 
ten zu den Unternehmensinvestitionen 
Sorgen: Sie gingen zum Vorquartal um 
5,1 und nicht wie gedacht um 2,5 Pro¬ 
zent zurück. Zudem waren die Lager¬ 
bestände höher als geschätzt. 

Zwar stiegen die Einkommen zu¬ 
letzt um 1,6 Prozent, die Verbraucher¬ 
preise zogen jedoch deutlich stärker um 
3,4 Prozent an. Die Ausgaben privater 
Haushalte sanken im Juli um 5,9 Pro¬ 
zent zum Vorjahr und damit stärker als 
befürchtet. Zudem fiel das Wachstum 
der Industrieproduktion im Juli mit 
0,2 Prozent schwächer aus als erhofft. 


Politik der kleinen Schnitte 

... oder wie ohne Rentenreform die Rente gekürzt wird 
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Karikatur: Bernd Bücking 

„Entscheidende Fragen sind 
immer noch nicht geklärt“ 

Fortsetzung von Seite i - Gespräch mit Kristina Tieck über den Fall Oury Jalloh 


Es hätt’ mich schon - im Jubilä¬ 
umsjahr - und angesichts der Kon¬ 
stellationen sehr gewundert: 40 
Ex-DDR-„Bürgerrechtlerinnen“ 
haben sich zu Wort gemeldet. Sie 
warnen aktuell davor, dass nach 
den Landtagswahlen am Sonntag 
eine „Steigbügelhalter-SPD“ der 
Linkspartei, die ihnen als Ausge¬ 
burt alles Bösen gilt, in Thüringen 
zur Macht verhelfen könnte. Unter 
diesen Ex-“BürgerrechtlerInnen“ 
sind Vera Lengsfeld und Angelika 
Barbe, beide CDU, die eh bei jeder 
antikommunistischen und gegen die 
Partei „Die Linke“ gerichteten Ak¬ 
tion dabei sind. Lürchten sie etwa 
die Wiederkehr des Sozialismus? 

Der kommt erst später. Aber tat¬ 
sächlich: In Thüringen ist nach der 
Landtagswahl ein Wechsel möglich. 
Nach jüngsten Umfragen würde die 
Partei „Die Linke“ dort zwischen 
26 und 28 Prozent der Stimmen er¬ 
halten (CDU 34 bis 36 Prozent, SPD 
16 und Grüne etwa sechs Prozent). 
Die Partei „Die Linke“ könnte, 
wenn SPD und eventuell die Grü¬ 
nen mit ihr koalieren, zum ersten 
Mal - trotz großer, berechtigter 
Bedenken gegen Regierungsbetei¬ 
ligungen und Kritik auch in den ei¬ 
genen Reihen, die wir teilen, - einen 
Ministerpräsidenten in einem Bun¬ 
desland stellen. 

Die Ex-„BürgerrechtlerInnen“ 
meinen in ihrem Aufruf, dass die 
Partei „Die Linke“ nach wie vor ein 
gestörtes Verhältnis zu Demokratie 
und Rechtsstaat habe und behaup¬ 
ten, es gehe bei der Wahl schließlich 
„um die Zukunft der Demokratie 
in Deutschland und Europa, die vor 
25 Jahren friedlich erstritten wurde.“ 

Sie beklagen: „Die mehrfach 
umbenannte SED verfügt über im¬ 
mense demokratische Defizite und 
vereinigt in sich linkspopulistische, 
linksradikale und sogar linksex¬ 
tremistische Tendenzen.“ Mit dem 
„linksradikal“ bzw. „linksextremis¬ 
tisch“ sind dabei unter anderem 


Alljährlich ist man nach dem Anti¬ 
kriegstag angehalten, die Verfasst- 
heit der Friedensbewegung zu ana¬ 
lysieren, ihre Stärken und Schwä¬ 
chen zu beurteilen, ihre Probleme, 
die sie hat, zu sehen. Das geschah 
und geschieht auch in diesem Jahr. 
Von allgemeinem Interesse - so 
finde ich - dürfte ein Beitrag von 
John Lütten in der „jungen Welt“ 
vom 6./7. September 2014 sein: „Die 
BRD und ihre Antifa“. Hier wird 
die Antifa-Bewegung, zugleich aber 
auch die Friedensbewegung analy¬ 
siert und auf ihre Defizite verwiesen. 

In diesem Beitrag lesen wir, die 
neue deutsche Außenpolitik sei in 
der Ukraine-Krise auf ihrem „Weg 
zur europäischen Großmacht nicht 
vor der Kooperation mit ultrana¬ 
tionalistischen und faschistischen 
Kräften zurückgeschreckt. Linker 
Protest darüber blieb bisher weitge¬ 
hend aus ... Die so genannten Mon¬ 
tagsmahnwachen verdeutlichen, was 
passiert, wenn die Linke ihre zentra¬ 
len Politikfelder nicht mehr besetzt.“ 

Es wird behauptet, deutlich 
mehr Zulauf als die Kundgebungen 
der Linken hätte eine „neue Frie¬ 
densbewegung“. Sie versammle sich 
zu wöchentlichen „Montagsmahn¬ 
wachen“. Ihr sei es dem Anschein 
nach gelungen, bundesweit bislang 
mehrere tausend bislang kaum poli¬ 
tisierte Menschen auf die Straße zu 
bringen. Zwei Dinge bewegten die 
Initiatoren und Teilnehmer beson¬ 
ders: der Wunsch nach Frieden und 
der Unmut über die massenmediale 
Ukraine-Berichterstattung, die als 
kriegstreiberisch empfunden wird. 


wohl die Kommunistische Platt¬ 
form, die Antikapitalistische Lin¬ 
ke, Teile des Jugendverbandes und 
andere, sind all jene in der Partei 
und darüber hinaus gemeint, die 
nicht nur kapitalismuskritische Po¬ 
sitionen einnehmen, sondern an der 
Notwendigkeit der Überwindung 
der herrschenden Verhältnisse fest- 
halten ... 

In einigen bürgerlichen Medi¬ 
en wurde die Erklärung der Ex- 
„Bürgerrechtlerlnnen“ mit Freude 
aufgegriffen, passt sie doch unter 
anderem ins Konzept der Propa¬ 
ganda, die Geschehnisse im Herbst 
1989 als „friedliche Revolution“ 
gegen ein „Unrechtssystem“, gegen 
„Unfreiheit“ und „Stasi“ zu verklä¬ 
ren, die schließlich zur deutschen 
Einheit geführt habe. 

Jedes Jubiläum - ob Grenzöff¬ 
nung in Ungarn, Botschaftsbeset¬ 
zungen, Montagsdemonstrationen 
in Leipzig oder die Gründung des 
„Neuen Forums“ - wird derzeit ge¬ 
nutzt, um dieses Bild zu verstärken, 
die DDR zu delegitimieren, zu be¬ 
haupten, das Bestehende sei alter¬ 
nativlos. Und da werden wir in die¬ 
sem und auch noch im nächsten Jahr 
noch Einiges zu erwarten haben. 

Diese Propaganda scheint wohl, 
angesichts zunehmender kapitalis¬ 
muskritischer Stimmungen und Ak¬ 
tionen, dringend nötig. Nötig auch, 
weil sich nach fast einem Viertel¬ 
jahrhundert viele Menschen im Os¬ 
ten des Landes - und dies nicht nur 
angesichts der Auswirkungen der 
aktuellen Krise auf ihre Arbeits¬ 
und Lebensverhältnisse, angesichts 
der Kriegsgefahren - an die sozia¬ 
le Sicherheit erinnern, die sie hat¬ 
ten, an Errungenschaften in Kultur, 
Bildung usw., vor allem aber daran, 
dass ihr Land, die DDR, niemals an 
Kriegsabenteuern beteiligt war. 

Nina Hager ist stellvertretende Vor¬ 
sitzende der DKP und Chefredakteu¬ 
rin der UZ 


Es frage sich, warum es einer 
zuweilen populistischen und tat¬ 
sächlich neurechten Friedensbe¬ 
wegung quasi über Nacht gelingt, 
mehrere tausend Menschen zu ak¬ 
tivieren? Der Autor antwortet mit 
einer Mutmaßung: Ein gewichtiger 
Grund sei, dass es die Linke nicht 
tut und ihr das Feld überlasse. Das 
Mobilisierungspotenzial der „Mon¬ 
tagsmahnwachen“ verweise auf ein 
linkes Versäumnis. Von verunsi¬ 
cherten, diffus systemkritischen Tei¬ 
len der Gesellschaft würden linke 
Kräfte offenkundig nicht mehr als 
Anlaufstelle für politische Analyse 
und friedenspolitischen oder ande¬ 
ren Protest wahrgenommen 

Es gibt viele Gründe, sich auch 
zu diesem Beitrag kritisch zu ver¬ 
halten, aber das eine steht wohl fest. 
Er ist ein Weckruf an alle Linken, 
insbesondere an die DKP. 

Sie müssen sich fragen: Haben 
sie richtige Einschätzungen der 
neuen Dimensionen aggressiver, 
imperialistische Expansionspoli¬ 
tik? Sind sie sich der neuen Gefah¬ 
ren bewusst, die von der weiteren 
Vorverlagerung von Kriegsprovo¬ 
kationen gegenüber Russland aus¬ 
gehen? Sind sie nicht zu zögerlich 
in der Reaktion auf die fast tägli¬ 
chen Schritte zur Anheizung einer 
Kriegspsychose? 

180 Veranstaltungen anlässlich 
des diesjährigen Weltfriedenstages 
waren eindrucksvoll. Es sollte aber 
dabei nicht bleiben. Das ist das Ge¬ 
bot des Augenblicks und eine Bot¬ 
schaft der immer noch lebendigen 
Friedensbewegung unseres Landes. 


UZ: Sowohl die Staatsanwaltschaft als 
auch die Nebenkläger wollten ursprüng¬ 
lich Revisionsverfahren gegen den 2012 
ergangenen Urteilsspruch der Magde¬ 
burger Richter erreichen. Das Magde¬ 
burger Landgericht hatte den Polizeibe¬ 
amten Andreas S. damals der fahrlässi¬ 
gen Tötung für schuldig befunden und 
zu einer Geldstrafe von 10 800 Euro 
verurteilt. Was bemängeln Sie an dem 
damaligen Urteilsspruch? 

Kristina Tieck: An dem Urteilsspruch 
könnte man bemängeln, dass es „nur“ 
zu einer Geldstrafe gereicht hat. Das 
Gesetz sieht für fahrlässige Tötung bis 
zu fünf Jahre Freiheitsstrafe vor. Klar 
wirkt da eine Geldstrafe ungenügend. 
Vor allem wenn nach dem Urteil eine 


sogenannte Gewerkschaft für Poli¬ 
zeibeamte einen Soli-Topf aufmacht, 
womit dem verurteilten Polizisten die 
Geldstrafe abgenommen wird. Aber 
das soll nicht Kern der Kritik sein. Denn 
das Gericht hatte nicht den Willen ge¬ 
zeigt, den Fall umfassend aufzuklären. 
So fand es keine Beachtung, wenn die 
Nebenklage ausführte, dass Oury Jal¬ 
loh rechtswidrig in Gewahrsam genom¬ 
men wurde, was schließlich u.a. zum 
Revisionsgrund von Nebenklage und 
Staatsanwaltschaft gemacht wurde und 
zu einer Anklage wegen Freiheitsbe¬ 
raubung mit Todesfolge führen sollte, 
welche ein höheres Strafmaß vorsieht. 
Auch wurden die Sachverständigen nur 
dahingehend beauftragt, die These von 
der Selbstentzündung durch ein Gut¬ 


achten zu bestätigen. Erst die Initiati¬ 
ve in Gedenken an Oury Jalloh muss¬ 
te durch eigene Mittel ein unabhängi¬ 
ges Brandgutachten in Auftrag geben, 
welches im November 2013 auch veröf¬ 
fentlicht wurde. Darin zeigte sich, dass 
ein Brand, wie er am 7. Januar 2005 in 
Zelle Nr. 5 des Polizeireviers Dessau 
auftrat, nicht ohne Brandbeschleuniger 
stattfinden könnte. 

UZ: Täuscht der Eindruck, dass die 
Aufklärung des Falles Jalloh kontinu¬ 
ierlich zu verschleppen versucht wird? 

Kristina Tieck: Dieser Eindruck drängt 
sich natürlich auf. Juristische Verfahren 
wie dieses, nehmen stets einen großen 


zeitlichen Rahmen ein. Dass hier das 
öffentliche Interesse mit der Zeit ab¬ 
nimmt, ist kein neues Phänomen und 
wird von staatlicher Seite auch genutzt, 
um etwas aus dem Fokus der Öffent¬ 
lichkeit zu kommen. Tatsächlich fiel 
während der Prozessbeobachtung auf, 
dass sich die Verhandlung immer mehr 
in die Länge zog, jedoch keine neuen 
Erkenntnisse lieferte. Auch abseits 
des Gerichtssaals war der Unterstüt¬ 
zerkreis, welcher eine lückenlose Auf¬ 
klärung forderte, immer wieder den 
Schikanen der Polizei und Justizange¬ 
stellten ausgeliefert. Dadurch wurde 
natürlich versucht zu erschweren, dass 
auch die Öffentlichkeit vor Ort ange¬ 
messen über den Prozess informiert 
wird. 


UZ: Welche Rolle spielen der bei der Po¬ 
lizei vorhandene Korpsgeist bzw. rassisti¬ 
sche Denkmuster und Vorurteile? 

Kristina Tieck: Der Korpsgeist innerhalb 
der Polizei ist sicherlich der elementare 
Bestandteil für das Gerüst von Aussa¬ 
gen, Erinnerungslücken etc. der Polizis¬ 
ten, welches einer endgültigen Aufklä¬ 
rung der Todesumstände des Oury Jal¬ 
loh entgegenstehen. Es wurde schon in 
anderen Strafprozessen aufgedeckt, wie 
sich Polizeibeamte gegenseitig decken, 
um Kolleginnen bzw. Kollegen vor Strafe 
zu schützen. Auch der Richter des ers¬ 
ten Prozesses vor dem LG Dessau stell¬ 
te fest, dass die sich zum Teil widerspre¬ 
chenden Aussagen der Polizisten eine ju¬ 
ristische Aufklärung unmöglich machen 
würden. Daneben spielt der Rassismus 
bei der Polizei eine ebenso tragende 
Rolle. Dies zeigte sich beim Vorgehen 
der Beamten in Dessau, sowie den Aus¬ 
sagen vor Gericht. Allerdings berufen 
sich die Polizisten bei ihren rassistischen 
Taten auf Gesetze, die von Weißen ge¬ 
macht wurden, weshalb es zu kurz grei¬ 
fen würde, allein auf den Rassismus der 
Polizei abzustellen. Eine grundlegende 
Untersuchung des gesamten Rechtssys¬ 
tems auf rassistische Auswüchse lohnt 
daher. 

UZ: Die Staatsanwaltschaft Dessau-Roß- 
lau hat im Frühjahr ein Ermittlungsver¬ 
fahren gegen Unbekannt wegen des Ver¬ 
dachts auf Mord eingeleitet. Setzen Sie 
Hoffnungen in dieses Verfahren? 

Kristina Tieck: Im Grunde sind in die 
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft 
Dessau keine Hoffnungen mehr zu set¬ 
zen. Zwei Verfahren haben gezeigt, wie 
wenig daran gelegen ist, den Fall gründ¬ 
lich aufzuarbeiten. Dass noch ein Ver¬ 
fahren wegen Mordverdacht eröffnet 
wurde, ist offensichtlich der Veröffent¬ 
lichung des unabhängigen Brandgut¬ 
achtens und der damit einhergehenden 
Berichterstattung geschuldet. Ob dieses 
Verfahren fortgeführt wird, hängt daher 
wohl auch davon ab, wieviel öffentliches 
Interesse auch weiterhin an der staatsan- 
waltschaftlichen Arbeit bestehen wird. 

UZ: Also gehen Sie nicht davon aus, dass 
der Fall Jalloh noch aufgeklärt werden 
wird und die Schuldigen bestraft werden? 

Kristina Tieck: Dass einer juristischen 
Aufklärung Grenzen gesetzt sind, ha¬ 
ben die vergangen Prozesse gezeigt. Al¬ 
lerdings sind entscheidende Fragen im¬ 
mer noch nicht geklärt und so wurde von 
Seiten der Nebenklage auch nicht ausge¬ 
schlossen, noch den Weg zum Bundes¬ 
verfassungsgericht oder zum Europäi¬ 
schen Gerichtshof zu suchen. Mit dem 
letzten BGH-Urteil ist der Fall Oury 
Jalloh damit noch nicht an sein Ende 
gelangt. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Weckruf an die Linken 

Castkommentar von Herbert Mies 



Demonstrant auf der Kundgebung „Break the silence - Gegen rassistische 
Staatsgewalt, Vertuschung und Straflosigkeit“ am i. April 2006 in Dessau 


































































Einkreisung 

NATO-Osterweiterung und Ukraine 




D ie NATO spielt in der gegenwär¬ 
tigen Ukraine-Krise eine beson¬ 
dere Rolle im Konzept der Ein¬ 
kreisung Russlands und der Durchset¬ 
zung der Interessen der USA und der 


Nato-Mitgliedsstaaten Ende 1990 in Europa einschließlich derTürkei (weiße Flächen). Island 
verfügt offiziell über keine eigenen Streitkräfte. 

anderen Hauptkräfte der NATO (siehe 
auch Seite 1,6 und 7). 

Nur einige aktuelle Fakten: Gegen 
den Protest Russlands starteten die 
Ukraine und mehrere NATO-Bünd- 
nispartner im Schwarzen Meer am An¬ 
fang der Woche ein gemeinsames See¬ 


manöver. Ziel der dreitägigen Übung 
„Sea Breeze 2014“ sei das „Gewähr¬ 
leisten der maritimen Sicherheit in ei¬ 
nem Krisengebiet“, teilte das Verteidi¬ 
gungsministerium in Kiew mit. An der 


Übung nehmen die USA, Kanada, Ru¬ 
mänien, Spanien und die Türkei teil. 
Das Manöver findet vor der südwest¬ 
lichen Schwarzmeerküste der Ukrai¬ 
ne statt und damit unweit der im März 
von Russland annektierten Halbinsel 
Krim. Die russische Seite verlegte den 


Lenkwaffenkreuzer „Moskwa“ ins Mit¬ 
telmeer. 

In diesen Tagen beginnt ein Manö¬ 
ver der NATO in der Westukraine. Das 
polnische Verteidigungsministerium 
teilte mit, an der Übung 
vom 13. bis 26. Septem¬ 
ber auf einem Truppen¬ 
übungsplatz in der Nähe 
von Lwiw würden Sol¬ 
daten aus zwölf Ländern 
teilnehmen. Das Manö¬ 
ver Rapid Trident 14 un¬ 
ter weiterer Beteiligung 
Polens, Rumäniens, Mol¬ 
daus, Bulgariens, Spani¬ 
ens, Estlands, Großbritan¬ 
niens, Litauens und Nor¬ 
wegens sei seit Längerem 
geplant. 

Gegenwärtig gehö¬ 
ren 28 Mitglieder zur am 
4. April 1949 in Washing¬ 
ton von damals 12 Staa¬ 
ten gegründeten NATO. 
Unter diesen 28 Mit¬ 
gliedstaaten sind sechs 
europäische Länder der 
ehemaligen Warschauer 
Vertragsstaaten, drei frü¬ 
here Teil-Republiken der 
ehemaligen Sowjetunion 
und zwei frühere Teilre¬ 
publiken des ehemaligen 
Jugoslawiens. Am 1. Ap¬ 
ril 2009 wurden Albanien 
und Kroatien als jüngs¬ 
te NATO-Mitglieder 
Nr. 27 und 28 aufgenommen. 

Nach der Auflösung des Warschauer 
Vertrages hatte die Allianz offiziell auf 
ihrem Rom-Gipfel im November 1991 
den Ost-West-Konflikt für beendet er¬ 
klärt. Ihr eigentlicher Daseinszweck 
existiere nicht mehr. Die eigene Auf¬ 
lösung kam jedoch nicht 
infrage. Im Gegenteil, die 
Ostausdehnung des Pak¬ 
tes verlief schneller als 
jene der EU. 

Auf dem NATO-Gip- 
fel in Madrid 1997 am 
8. und 9. Juli 1997 wur¬ 
de den Staaten Polen, 
Ungarn und Tschechi¬ 
en ein NATO-Beitritt 
angeboten und mit der 
Ukraine eine NATO- 
Ukraine-Charta über 
eine besondere Partner¬ 
schaft vereinbart. Be¬ 
reits 1999 wurden Polen, 
Tschechien und Ungarn 
aufgenommen; fünf Jah¬ 
re später folgten die drei 
baltischen Republiken, 
Bulgarien, Rumänien, die 
Slowakei und Slowenien, 
2009 schließlich noch Al¬ 
banien und Kroatien. 

Im Mai 2001 fand 
zum ersten Mal in der 
Geschichte ein NATO- 
Treffen auf dem Boden 
der ehemaligen Sowjet¬ 
union statt. UZ 



Bilder: Proteste gegen den NATO-Gipfel (Bild ganz oben links: Die Politiker aus 
den NATO-Staaten bei Beobachtung der Flugschau) und die NATO gab es in 
der vergangenen Woche nicht nur in Newport bzw. Großbritannien, sondern 
auch(Bild ganz unten) beispielsweise in Berlin. 




Nato-Mitgliedsstaaten 2014 in Europa einschließlich derTürkei 
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Herr Gauck, ich empfinde Brechreiz 

Das Massaker von Sant’Anna di Stazzema: Wie auch „Kleines Russland“ in Italien von den Nazis brutal liquidiert wurde 



LA VER51LIA TUTTA 
COMMEMQfcANDO J SUOI MART1R1 
INNALZA QUESTO MONÜMENTO 
PER ESPRIMERE AMORE E FERDQNQ 
F LA R IS POSTA ALLA POLLE IRA 
CHE 51 ABBATTE COME FOLOORE 
SU 560 INNOCENT1 


Foto: HpSchaefer/ wikimedia.com/ CC BY-SA 3.0 


Teil des Mahnmals in SantÄnna di Stazzema 


A m frühen Morgen des 12. August 1944 über¬ 
fielen Einheiten der 16. SS-Panzer-Grena- 
dierdivision „Reichsführer SS“ die Ort¬ 
schaft SantÄnna di Stazzema in der Toskana, am 
Südrand der Apuarischen Alpen unweit von Lucca 
gelegen. Die Bilanz der Massenmörder um 10 Uhr 
dieses grauenvollen Tages: 560 getötete „Partisa¬ 
nen“ - fast ausnahmslos Greise, Frauen und Kin¬ 
der. Das jüngste war 20 Tage alt. Gegen Mittag war 
das unvorstellbare Gemetzel - fast - beendet: 53 
Überlebende wurden noch als Geiseln verschleppt 
und am 19. August 1944 in Bardine San Terenzo 
ermordet. 

Enio Mancini, der das Massaker als Kind überlebt 
hatte, berichtet in dem Buch über rund 60 Seiten 
präzise und unglaublich sachlich über die Vernich¬ 
tungsorgie, die die Mörder in den einzelnen Bau¬ 
ernschaften wahnhaft zelebriert hatten. Nur ein 
Beispiel, in dem ein Zeitzeuge den so tugendhaf¬ 
ten deutschen Soldaten beschreibt: Er sah, „dass 
man der Frau den Bauch auf geschnitten und den 
Fötus in ihre Arme gelegt hatte. Die beiden Toten 
waren noch durch die Nabelschnur verbunden. Zur 
Sicherheit hatte man dem armen Kind mit einer 
Pistole in den Kopf geschossen und es im Augen¬ 
blick der Geburt getötet.“ Dieses eine Beispiel soll 
an dieser Stelle genug sein. 

Die größte und bevölkerungsreichste Siedlung 
der Ortschaft SantÄnna heißt Sennari. Hier wur¬ 
de Enio Mancini geboren, hier verbrachte er Jahre 
seiner Kindheit und Jugend. Die Bevölkerung von 
Sennari hatte schon früh dem Faschismus die Stirn 
geboten. Dafür bekam es die Bezeichnung „Klei¬ 
nes Russland“. Mord und Verwüstung auch hier. 400 
Täter sollen aktiv gewesen sein. Und Enio Mancini 


berichtet von Ausnahmeerscheinungen: „Nur einer 
(Soldat) blieb bei uns zurück, er war noch sehr jung, 
fast noch ein Junge. Als der Trupp fort war, sprach 
er mit uns, aber wir verstanden nichts. Er machte 
uns drängende Zeichen, und wir begriffen, dass wir 
still sein und umkehren sollten. Wir drehten uns 
um, um nach Hause zu gehen. Nach wenigen Me¬ 
tern hörten wir das Geräusch einer automatischen 
Waffe in unserem Rücken. Es war der Junge, der 
in die Luft schoss und dann fort ging.“ 

Die Täter vor Gericht? 1947 in Venedig: Pro¬ 
zess gegen Generalfeldmarschall Albert Kesselring 
vor einem britischen Militärgericht wegen Geisel¬ 
erschießungen und „Bandenbekämpfung“: Todes¬ 
strafe, lebenslange Haft, 1952: vorzeitige Haftent¬ 
lassung. Keine Anklage wegen SantÄnna. General 
Max Simon, Generalleutnant der Waffen-SS und 
Kommandant der 16. SS-Panzergrenadierdivision: 
zum Tode verurteilt, Gefängnis, 1954 Begnadigung. 

In Italien verschwanden 2 000 Akten beim Mi¬ 
litärgeneralstaatsanwalt in Rom im „Schrank der 
Schande“. Schweigen für einen NATO-Verbünde- 
ten. Wende 1999: Christiane Kohl von der Süddeut¬ 
schen Zeitung und Prof. Dr. Carlo Gentile decken 
Einzelheiten auf. Beide sind mit eigenen Beiträ¬ 
gen in dem Buch vertreten. 22. Juni 2005: Das Ge¬ 
richt in Italien urteilt: lebenslange Haft für zehn 
Angeklagte. 8. November 2007 Bestätigung durch 
das Oberste Gericht Italiens. - Deutschland: kein 
Täter wurde bis auf den heutigen Tag verurteilt. 
Dieses Verhalten der Justiz über fast 70 Jahre ist 
unentschuldbar. 

Bundespräsident Joachim Gauck begnügt sich 
am 24. März 2013 in SantÄnna damit, die Ge¬ 
schichte ein Urteil sprechen zu lassen. Das hat 


er auch in Lyngiades in Griechenland getan, in 
Oradour (Frankreich), Lidice (Tschechien). Herr 
Gauck, bei dieser Form der „Entschuldigung“ für 
die Täter empfinde ich Brechreiz. Um eine Ankla¬ 
ge wegen Beleidigung des Staatsoberhauptes (§ 90 
StGB) und dafür eine Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren zu vermeiden, will ich hier nicht zusätzlich 
eine Charakterbeschreibung abliefern. 

★ 

Zu zwei Personen soll hier, über das Buch hin¬ 
ausgehend, aber noch etwas gesagt werden: SS- 
Untersturmführer Gerhard Sommer ist der letzte 
Überlebende aus dem Kreis der Täter. Er muss 
mit einer Anklage in Hamburg rechnen, weil er 
seinen Wohnsitz in der Hansestadt hat. Rechts¬ 
anwältin Gabriele Heinecke vertritt mehr als 30 
Überlebende und Angehörige von Getöteten, in 
der Regel Kinder, in der Nebenklage. Dem Buch 
steuert sie einen fundierten rechtshistorischen Ex¬ 
kurs bei: „Rechtsgeschichtliche Verarbeitung des 
Massakers von SantÄnna di Stazzema in Italien 
und Deutschland“. 

Gabriele Heinecke teilte dem Verfasser mit: 
„Nach der Drucklegung erging am 5.8.2014 der 
Beschluss des Oberlandesgerichts Karlsruhe, mit 
dem die Einstellungsverfügungen der Staatsan¬ 
waltschaft Stuttgart und der Generalstaatsanwalt¬ 
schaft Stuttgart aufgehoben und argumentiert 
wurde, dass es einen hinreichenden Verdacht ge¬ 
gen Gerhard Sommer für die Anklageerhebung 
gibt und dass eine Verurteilung angesichts der vor¬ 
liegenden Beweislage überwiegend wahrschein¬ 
lich sei. Da der einzige noch lebende Beschuldigte, 
gegen den das Klageerzwingungsverfahren für zu¬ 
lässig erachtet wurde (ein weiterer Beschuldigter 
lebt, wurde aber - trotz Geständnis - nicht als Be¬ 
schuldigter, sondern als Zeuge vernommen. An¬ 
lässlich einer späteren Beschuldigtenvernehmung 
verweigerte er die Aussage) Herr Sommer ist, ist 
die Staatsanwaltschaft Hamburg für das weite¬ 
re Verfahren zuständig. Da das OLG Karlsruhe 
aufgrund der Tatsache, dass Justiz Ländersache 
ist, die Staatsanwaltschaft Hamburg nicht anwei¬ 
sen kann, die Anklage zu erheben, sind die Akten 
nach Hamburg zur Entscheidung über die Ankla¬ 
geerhebung geschickt. Hier sind sie vorletzte Wo¬ 
che angekommen. Die Staatsanwaltschaft hat an¬ 
gekündigt, die Sache sehr schnell zu bearbeiten 
und Mitte/Ende September 2014 eine Tendenz 
mitzuteilen, ob Anklage erhoben werden wird 
oder nicht.“ Die UZ wird berichten, ob es nach 
70 Jahren nun doch noch zu einer Anklageerhe¬ 
bung kommt. 

Die zweite Person ist der SS-Unterscharfüh- 
rer Alfred Schöneberg aus Düsseldorf. Er war wie 


Gerhard Sommer am 22. Juni 2005 vom italieni¬ 
schen Militärgericht in La Spezia wegen Kriegs¬ 
verbrechen (Mord) zu lebenslanger Haft und Zah¬ 
lung einer Entschädigung verurteilt worden. Das 
Gericht erkannte, dass es sich um eine vorsätzliche 
Mordaktion an der Zivilbevölkerung gehandelt 
habe. Er wurde von der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land jedoch nicht an Italien zum Strafantritt aus¬ 
geliefert. Die bundesdeutsche Justiz weigerte sich 
ihrerseits, Klage gegen Schöneberg zu erheben. 

Nach dem Motto „Die Mörder sind unter uns“ 
sollte am 6. Mai 2006 vor seinem Haus eine Mahn¬ 
wache der VVN stattfinden. Die Mahnwache wur¬ 
de vom damaligen Düsseldorfer Polizeipräsiden¬ 
ten verboten. Es wurde sogar darauf aufmerksam 
gemacht, dass Schöneberg nicht als Mörder oder 
Kriegsverbrecher bezeichnet werden dürfe, denn 
er sei in Deutschland nicht als solcher verurteilt 
worden. Wenn diese Begriffe dennoch verwendet 
würden, könne dies als Straftat bewertet werden. 
Strafmaß: Geldstrafe oder Gefängnis bis zu zwei 
Jahren. Die Mahnwache durfte nur außerhalb ei¬ 
ner „Schutzzone mit einem Radius von ca. 300“ 
Metern Abstand vom Wohnsitz Schönebergers 
durchgeführt werden. Es gab aber Gelegenheit, 
trotz der „Bannmeile“ die Nachbarschaft genau zu 
informieren, wer im Hause Waldenburger Weg 2 
wohnte. Die VVN hatte die Auflage bekommen: 
„Sie beschränken sich bei Ihren versammlungs¬ 
immanenten Äußerungen in Wort und Schrift 
auf reine Faktenwiedergabe.“ Sogar der Titel der 
Mahnwache wurde von der Obrigkeit geändert: 
„Gegen angebliche Kriegsverbrecher“. Im verord- 
neten „Schutz seiner Privatsphäre“ ist Schöneberg 
zwischenzeitlich friedlich entschlafen. 

Urteil: Unbedingt lesenswert. 

Uwe Koopmann 
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Internet - Digitale Diktatur 
und reale Befreiung 

Das Schwerpunktthema der neuen Marxistischen Blätter - vorgestellt von Lothar Geisler 


Alle reden über Snowden und die NSA. Aber auch 
über Google und den Datenrausch all der anderen 
Sammler und Jäger, die -ob aus privatkapitalisti¬ 
schem oder staatlichem Interesse- wirklich alles 
sammeln, selektieren und so verwerten, dass aus 
Daten ein nicht nur strategischer Rohstoff wird, 
der allein ihren Verwertungsinteressen dient, ih¬ 
ren Profit steigert und ihre Herrschaft sichert. 
Kaum ein kritischer Beitrag, der nicht Aldous 
Huxley’s gruselige „Schöne neue Welt“ oder Geor¬ 
ge OrwelTs düstere Vision von „1984“ bemüht. Es 
ist komplizierter. „Die Normierungsprozesse des 
21. Jahrhunderts gestalten sich nicht mehr, wie von 
Huxley oder Orwell gedacht, im Modus der Unter¬ 
drückung.“ (FAS, 10.8.2014) „Nicht nur“ im Modus 
der Unterdrückung, wäre präziser formuliert. Weil 
Freiwilligkeit, Spaß an Technik, Spiel und Selbstop¬ 
timierung die Datengeschäfte im Dunkeln -Unter¬ 
drückung inklusive- nur erleichtern. Das macht’s 
nicht leichter und zwar für alle, die den Status Quo 
verändern wollen. 

Ja, wir müssen reden. Über unsere Zukunft in 
einer digitalisierten, total vernetzten Welt voll neu¬ 
er Chancen und großer Gefahren. Über eine erst 
am Anfang stehende digitale Revolution, von der 
wir noch gar nicht genau wissen wie, sondern nur 
dass sie Arbeit und Leben auf diesem Planeten in 
vielerlei Hinsicht radikal verändert. 

Konkret müssen wir reden über eine exponen¬ 
tiell beschleunigte Produktivkraftentwicklung, hin¬ 
ter der die gesellschaftlichen Verhältnisse und alle 
Regulierungsversuche -wenn sie denn überhaupt 
gewollt sind- hoffnungslos hinterherhinken, zeitlich 
wie inhaltlich. Über eine dramatisch gewachsene 
und weiter wachsende Asymmetrie der Eigentums¬ 
und Machtverteilung in der Welt, die -online wie 


offline- überwunden werden muss, wenn z.B. aus 
Forderungen nach Schutz der Privatsphäre, digita¬ 
len Menschenrechten und digitalem Humanismus 
Veränderung folgen soll, wenn aus technischem 
Fortschritt gesellschaftlicher werden soll, der al¬ 
len nützt. 

Wir wissen, dass wir derzeit keineswegs an der 
Spitze einer solchen Zukunftsdebatte stehen, auch 
wenn wir nicht bei Null anfangen und eine Menge 
einzubringen haben. Wir wissen auch, dass der Ver¬ 
such, zu überholen ohne einzuholen, höchst prob¬ 
lematisch ist. Und wir wissen, dass wir als Marxis¬ 
tinnen in wichtigen Debatten nur wahrgenommen 
werden, wenn wir auch wahr- und ernstnehmen, 
was andere einbringen, z.B. ernüchterte, desillu- 
sionierte „digitale Idealisten“ und besorgte IT- 
Spezialisten, die mit Marxismus (noch) nicht viel 
am Hut haben. „Nötig ist Gemeinschaftsarbeit!“, 
schrieb Robert Steigerwald als Schlusssatz einer 
Rezension der „Dialektik der Natur und Naturer¬ 
kenntnis“ im letzten Heft der Marxistischen Blät¬ 
ter und meinte das ganz grundsätzlich. Von all dem 
haben sich die Macher bei der Erarbeitung dieses 
Heftes leiten lassen. 

In den aktuellen Marxistischen Blättern sind 
die Beiträge einer Tagung der Marx-Engels-Stif- 
tung dokumentiert. Thomas Hagenhofers Vortrag 
„Das Internet zwischen Fortschrittspotentialen und 
Destruktivkraft“; Dietmar Daths Essay, „Zeitge¬ 
winn und Produktion. Wie man radikale ökono¬ 
mische Demokratie rechnet“; Helmut Dunkhases 
stark gekürzter Vortrag „Alternativen aus dem 
Rechner“ dessen Langfassung als MASCH-Skript 
im Internet nachzulesen ist; Thomas Gebels nach¬ 
gereichter Beitrag „Kybernetik, Internet und neue 
soziale Medien als Grundlage für einen partizipati- 


ven Sozialismus“ und Holger Meulers Diskussions¬ 
beitrag aus gewerkschaftlicher Sicht: „Die Verän¬ 
derung der Arbeitswelt durch die Digitalisierung“. 

Diese Tagungsbeiträge sind ergänzt um zahlrei¬ 
che Rezensionen und Buchtipps zum Thema sowie 



drei Positionen. 1. Der Züricher Professor für Digi¬ 
tale Kultur und Theorien der Vernetzung, Felix Stal- 
der, sieht in seinem Beitrag „Krieg der Daten gegen 
die Kommunikation“ die Internetrevolution in ei¬ 


ner „gegenrevolutionären Phase“, bei der die Ziele 
und Methoden von Facebook, Google und Co. von 
denen der Geheimdienste nicht sehr verschieden 
seien. Der Ausgang dieses Krieges stehe noch nicht 
fest. Aber ohne angepasste, demokratische Infra¬ 
strukturen werde die Kommunikation unterliegen. 

2. Das Philosophenpaar Helga und Herbert 
Hörz geht der Frage nach, worin die neue Qualität 
technischer Gestaltungsmittel besteht und welche 
Qualität gesellschaftlicher Verantwortung, quali¬ 
tativ neue technische Entwicklungen heute und 
in Zukunft erfordern. Als „Beigabe“ zum Schwer¬ 
punktthema haben Helga und Herbert Hörz den 
Marxistischen Blättern für ihre Webseite freundli¬ 
cherweise auch ihren Beitrag „Transhumanismus. 
Ist der zukünftige Mensch ein Avatar?“ als Masch- 
Skript zur Verfügung gestellt. 

3. Während bürgerliche Wissenschaftler im Zu¬ 
sammenhang mit Big Data - selbst im bürgerlichen 
Lager nicht unumstritten - vom „Ende der Theo¬ 
rie“ reden, befasst sich Thomas Metscher in seinem 
Beitrag „Denken einer neuen Kultur“ mit der Be¬ 
freiungsperspektive und der Herausforderung, „die 
Identität und Integrität des Marxismus zu wahren 
und in gleichzeitig zu einer universalen Theorie aus¬ 
zuarbeiten.“ In „Acht Gesichtspunkten“ skizziert er 
u. a. die Kardinale Rolle der Wissenschaften, Phi¬ 
losophie und Künste. Er fordert ein „radikal ver¬ 
ändertes Verhältnis zur technologischen Produk- 
tivkraftentwicklung“ und „eine von ihren kapita¬ 
listischen Deformationen befreite, gesellschaftlich 
geplante Produktivkraftentwicklung. Das ist eine 
solche, die die kapitalistisch entfesselten Produk¬ 
tivkräfte der universal vergesellschafteten Mensch¬ 
heit, einer kollektiven Planung unterwirft.“ 

„Wir hoffen, dass dieser Dreisprung aus Ta¬ 
gungsbeiträgen, Bücherschau und Positionen 
trotz - oder besser wegen - vorhandener Lücken 
und Widersprüche die nötige Gemeinschaftsarbeit 
für diese Zukunftsdebatte anstößt, anregt und ver¬ 
breitert. Das wäre ein guter Neu-Start.“ heißt es 
im Editorial des Schwerpunktthemas, das Lothar 
Geisler und Thomas Hagenhofer, gemeinsam ge¬ 
staltet haben. 
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Der Tod und das Mädchen 

Lili Grün, österreichische Dichterin und Schauspielerin der 30er Jahre, wird wiederentdeckt. 



D as Leben der Elisabeth Grün, 
die sich als Autorin und Schau¬ 
spielerin Lili Grün nannte, ist 
schnell erzählt. In Wien geboren, hatte 
sie früh ihre Eltern verloren, wuchs in 
bescheidenen Verhältnissen auf und 
ließ sich als Kontoristin ausbilden, be¬ 
vor sie erste Engagements, etwa auf 
der Bühne der Sozialistischen Arbei¬ 
terjugend Wien, fand. Ende der 20er 
Jahre ging sie nach Berlin, wo sie im 
Frühjahr 1931 zum linken Kabarett- 
Kollektiv „Die Brücke“ gehörte. Ne¬ 
benbei veröffentlichte sie Gedichte 
und Kurzprosa. 1933 lebte sie teils in 
Prag, teils in Paris. Der Schriftsteller 
Robert Neumann förderte ihr Ro¬ 
mandebüt, „Herz über Bord“ (1933). 
1935 folgte „Loni in der Kleinstadt 4 , 4 
ein letzter Roman erschien 1937 nur 
noch in einer Tageszeitung. Verarmt 
und lungenkrank, konnte oder wollte 
sie nach dem „Anschluss“ Österreichs 
nicht emigrieren und üel 1942 als Jü¬ 
din dem Holocaust zum Opfer. 

Der Berliner AvivA Verlag, der 
sich besonders für Frauenliteratur 
der 20er Jahre engagiert, hat 2009 und 
2011 die beiden genannten Romane 
unter den Titeln „Zum Theater!“ und 
„Alles ist Jazz“ neu herausgegeben. 

Sie fanden freundliche Aufnahme, 
sodass sich der Verlag nun entschlos¬ 
sen hat, einen Band mit Gedichten 
und kleiner Prosa folgen zu lassen, 
die Lili Grün von 1929 bis 1937 in den 
verschiedensten Zeitungen und Zeit¬ 
schriften untergebracht hat. 

Mascha Kaleko, die drei Jahre jün¬ 
gere, berühmtere- und, mit Verlaub, 
bedeutendere- Kollegin, hatte eben¬ 
falls 1929 erste Gedichte veröffent¬ 
licht. 1933 erschien ihre bis heute er¬ 
folgreiche Sammlung, „Das lyrische 
Stenogrammheft“. Grüns trauriges 
„Lied der Stenotypistin“ hätte sie aus 
eigener Erfahrung mitsingen können. 

Lili Grün thematisiert die Sorgen 
berufstätiger Frauen, Eintönigkeit 
im Job, Arbeitslosigkeit und Geld¬ 
not. Das titelgebende Gedicht „Mäd¬ 
chenhimmel!“ listet Träume kleiner 
Büroangestellter von einem faulen 
Luxusleben auf. 

Andauernde Beziehungsquere¬ 
len, etwa die Enttäuschung über ei¬ 
nen herzlosen Partner, geben Anlass 
zu immer neuen kessen Phantasi¬ 
en- wie der, sich zukünftig mit einem 
Volksschullehrer oder besser noch, 
mit einem Landpastor zusammen¬ 
zutun. Die Quintessenz bei solchen 
Problemen lautet: „Das haben wir 
uns furchtbar zu Herzen genommen/ 
Und sind darüber hinweggekommen.“ 
Die Einsamkeit in der Großstadt 
wird auf eigene Art zur Sprache ge¬ 
bracht. Auch das neue weibliche 
Selbstverständnis wird reflektiert 
und parodiert. Erscheinen Grüns 


Lili Grün, 1904-1942 


Verse zunächst nur banal und „nett 44 
bieten sie sich rasch als Projektions¬ 
fläche für eigene, womöglich ähnliche 
Erfahrungen an und erschmeicheln 
sich Sympathie nicht nur mit Charme 
und Grazie, sondern mehr noch durch 
die offenkundige Bescheidenheit und 
Verletzlichkeit der Autorin. Intellek¬ 
tuell anspruchslos, vermeidet ihre 
Lyrik zugleich emotionale Erschüt¬ 
terung. 

Das „Mädchen“, das sie da am ei¬ 
genen Modell vorführt, war eine Er¬ 
findung der 20er Jahre: berufstätig, 
in praktischer Kleidung, kurzen Rö¬ 
cken, mit „Bubikopf“, oft sportlich 
aktiv- und in Beziehungen einerseits 
sehr „modern“, nämlich erotisch auf¬ 
geschlossen, unkompliziert und pro- 
miskuitiv, andererseits genauso an 
der „großen Liebe“ interessiert wie 
die Frauen der Generationen vor und 
nach ihr. Das ist der Erfahrungspool, 


aus dem Kaleko, Grün und ihre Kolle¬ 
ginnen geschöpft und die sie zum Ver¬ 
gnügen ihrer Leserinnen und wohl 
auch Leser in teils amüsante, teils me¬ 
lancholische Verse gebracht haben. 

Es ist ihr Vor- wie ihr Nachteil, 
dass Lili Grün diesen doch relativ en¬ 
gen Erfahrungshorizont nicht über¬ 
schreitet. Politische Haltung bleibt 
konsequent außen vor. Und darin 
hegt eben der gravierende Unter¬ 
schied zu Autoren wie Brecht, Tu¬ 
cholsky und Kästner. 

Sei es, dass es jungen Frauen da¬ 
mals eher doch nicht zugestanden 
wurde, sich politisch-lyrisch einzumi¬ 
schen, sei es, dass Zeitungen und Ma¬ 
gazine Derartiges nicht wünschten, 
sei es, dass Lili Grün so naiv und un¬ 
politisch war, wie sie sich gab. Den¬ 
noch ist nicht zu übersehen, dass dies 
stets so nett plaudernd- dichtende 
„Mädchen“ mit seinem Liebeskum¬ 


mer, seinen kleinen und großen Sor¬ 
gen, seinen schelmischen Episoden 
bei aller biographischen „Authenti¬ 
zität“ nichts anderes ist als eine zeit¬ 
genössisch-literarische Konstrukti¬ 
on. Das ganze Buch, betitelt „Mäd¬ 
chenhimmel! 44 in Pink und Orange 
mit einem koketten Foto aufge¬ 
macht, reproduziert eine gefällige 
Halbwahrheit, die in dem Moment 
zur Lüge wird, wo sich der Leser und 
die Leserin mit dem gesellschaftli¬ 
chen Hintergrund konfrontiert. Mit 
den entsetzlichen Jahren voller Ter¬ 
ror und Tod - und mit dem Ende 
der Dichterin selbst, die Anfang 
Juni 1942 in dem Vernichtungslager 
Maly Trostinez bei Minsk ermordet 
wurde. Erschossen als eine von tau¬ 
send Gefährten ihres Transports aus 
Wien, direkt am Graben, in den die 
Leichen stürzten, und in dem sie ver¬ 
scharrt wurden. 

Lili Grün war 1934 dreißig Jahre 
alt geworden - kein Mädchen mehr, 
eine junge Frau. Trotzdem dichtete sie 
unverdrossen weiter ihre „Mädchen¬ 
lyrik 44 im flotten, unbekümmerten 
Stil der „goldenen“ Zwanziger Jahre, 
und die Prager und Wiener Zeitungen 
druckten sie ab - ein bisschen Nost¬ 
algie und „heile Welt“ für die Leser¬ 
schaft? 1937 endeten Grüns Publi¬ 
kationsmöglichkeiten. Man mag sich 
nicht ausmalen, dass sie, der versteck¬ 
ten Logik der vorliegenden Ausgabe 
folgend, noch während der Depor¬ 
tation, auf dem Weg in die Vernich¬ 
tung, eines ihrer harmlosen Liedchen 
geträllert hätte. 

Nur aus dem 1937 veröffentlich¬ 
ten Gedicht „Gespräch mit meinem 
Spiegelbild 44 klingt, wenn auch unspe¬ 
zifisch und unkämpferisch, eine Ab¬ 
rechnung mit der Gegenwart: „Ach, 
ich hab gelernt zu resignieren,/Liebe, 
Glauben, Hoffnung zu verlieren./Hab 
gelernt, mich anzupassen./Zu benei¬ 
den und zu hassen./Grau und trostlos 
ist das Heute ...“ 

Der umfangreiche „Kommentar 44 
der Herausgeberin zu den von ihr zu¬ 
sammengetragenen Gedichten und 
Prosastücken besteht vor allem aus 
überflüssigen Fremdworterklärun¬ 
gen, die teilweise unfreiwillig komisch 
erscheinen. Stattdessen hätte so aus¬ 
führlich wie möglich über die Autorin 
selbst berichtet werden müssen. Auch 
erläutert die Herausgeberin nicht, 
nach welchen Kriterien und wie sys¬ 


tematisch sie diverse Zeitungen und 
Zeitschriften der 20er und 30er Jah¬ 
re durchsucht hat. Die vorliegenden 
Beiträge, die, wie sie schreibt, „weit 
verstreut 44 und „nicht ohne weiteres 
auffindbar“ waren, entstammen Zeit¬ 
schriften wie „Tempo“ und „Uhu“ 
(Berlin), „Simplicissimus“ und „Ju¬ 
gend“ (München) sowie dem „Pariser 
Tageblatt“ und dem „Prager Tagblatt“. 
Erste Gedichte wurden in der „B.Z. 
am Mittag 44 entdeckt. 

Ist es Zufall, dass kein Abdruck 
aus einer linken Zeitschrift oder Zei¬ 
tung der Weimarer Republik vorliegt, 
oder kann man davon ausgehen, dass 
Lili Grün dort nicht publiziert hat? 
Wie repräsentativ ist also das Bild, 
das diese Ausgabe zeichnet? 

Da ihr Nachlass verschollen, zu¬ 
mindest bis heute unauffindbar ist, 
wissen wir nicht, ob Grün neben all 
den Nettigkeiten nicht doch ein paar 
böse Kommentare zur naziverseuch¬ 
ten Gegenwart, Klagen über ihre ei¬ 
gene Situation und die ihrer Nächsten 
verfasst hat. Ihr Lebensgefährte, der 
österreichische Autor Ernst Spitz, war 
eine Zeitlang Mitglied der Kommu¬ 
nistischen Partei gewesen und blieb 
zeitlebens politisch engagiert. 1940 
wurde er im KZ Buchenwald erschos¬ 
sen. 

In einer Erzählung von 1932 hatte 
Lili Grün ebenso lakonisch wie treff¬ 
sicher angemerkt: „Man hat sich ein 
schlechtes Geburtsdatum ausgesucht, 
seit wir leben, sind die Zeiten groß, 
aber unangenehm“ 

Fast makaber mutet es an, wenn 
ihre unpolitische Gefälligkeit heute 
begeistert in den Feuilletons gefeiert 
wird und ihr schreckliches Ende dabei 
eher wie ein zusätzlicher Reiz ihrer 
„Mädchenbiographie“ erscheint. 

In Wien erinnert seit 2007 ein Stol¬ 
perstein in der Heinestraße 4 an Lili 
Grün, und 2009 wurde ein neu ge¬ 
stalteter Platz im Bereich Klanggas- 
se/Castellezgasse im 2. Bezirk nach 
ihr benannt. 

Auf dem Straßenschild steht üb¬ 
rigens nicht „Dichterin“ oder „Au¬ 
torin 44 . Da steht nur „Opfer des NS- 
Regimes“. 

Cristina Fischer 

Lili Grün: Mädchenhimmel! Gedichte und Ge¬ 
schichten. Hrsg, und mit einem Nachwort v. 
Anke Heimberg, AvivA Verlag Berlin 2014,192 
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Flüchtige Flächen, bewegliche Immobilien 

Der Korruptionsherd Bau- und Liegenschaftsbetrieb-NRW • Von Klaus Stein 


I m Mai 2009 gab es Aufregung im 
Düsseldorfer Landtag. Landtags¬ 
abgeordnete von SPD, Grünen und 
CDU forderten Aufklärung über einige 
Grundstücksgeschäfte. Um Abteilun¬ 
gen der Fachhochschule von Deutz in 
die Kölner Südstadt verlagern zu kön¬ 
nen, hatte der landeseigene Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb (BLB) begon¬ 
nen, Grundstücke auf dem Gelände 
der ehemaligen Dom-Brauerei von 
der Bauwens-Gruppe zu kaufen. Ge¬ 
schäftsführer der Bauwens-Gruppe 
sind die Adenauer-Enkel Paul Bau- 
wens-Adenauer und Patrick Adenau¬ 
er. Das Land hatte allein für ein Teil¬ 
stück 33,4 Millionen Euro gezahlt, das 
die Bauwens-Gruppe wenige Wochen 
vorher für rund 23 Millionen Euro hat¬ 
te erstehen können. Dem Skandal zum 
Trotz erwarb der BLB aber noch bis 
zum 4. Januar 2010 insgesamt neun Lie¬ 
genschaften mit einer Fläche von rund 
87 000 qm für 87,13 Millionen Euro, ob¬ 
wohl eine verbindliche Nutzungszusa¬ 
ge nicht vorlag. Es war auch keine ent¬ 
sprechende Standortentscheidung für 
die Fachhochschule getroffen worden. 
Allemal handelte es sich um einen un¬ 
erlaubten Vorratskauf im Sinne von Pa¬ 
ragraf 9 Satz 1 Bau- und Liegenschafts¬ 
betriebsgesetz (BLBG). 

Auch die Staatsanwaltschaft Wup¬ 
pertal interessierte sich für dieses Ge¬ 
schäft. Finanzminister Walter-Borjans 
musste bald „Verstöße gegen die Lan¬ 
deshaushaltsordnung“ eingestehen. 
Gegenwärtig arbeitet sich ein Unter¬ 
suchungsausschuss gemächlich an die 
Frage heran, wie der Beschluss zur Ver¬ 
lagerung der FH zustande gekommen 
ist und „wer letztendlich in welcher 
Form von dem beschriebenen Ablauf 
des Verfahrens profitiert hat.“ Zu die¬ 
sem Detail hatte am 21. Mai 2009 der 
Kölner Stadtanzeiger mitgeteilt: „Be¬ 
reits Anfang Mai 2008 soll es ein zwei¬ 
tes Werkstattgespräch im Zusammen¬ 
hang mit der Erstellung des städtebau¬ 
lichen Masterplans gegeben haben, den 
IHK-Präsident Paul Bauwens-Adenau¬ 
er initiiert hat und der die Neubauten 
für die Fachhochschule im Kölner Sü¬ 
den vorschlägt.“ 

IHK-Präsident und CDU-Mitglied 
Bauwens-Adenauer ist Initiator weite¬ 
rer Projekte in Köln. Mittels Master¬ 
plan lässt er langfristig angelegte Bau¬ 
projekte durch Albert Speer entwickeln 
und privatisiert gewissermaßen die 
Stadtplanung in Köln. Mittlerweile sind 
Landesregierung und Kölner Stadtrat 
übereingekommen, die Fachhochschu¬ 
le in Deutz zu lassen. Das Grundstück 
war zu teuer. Zudem gab es keine Wirt¬ 
schaftlichkeitsuntersuchungen für den 
Neubau der FH Köln durch den BLB. 
Im Gegenteil, der BLB hatte in dem 
Zeitraum ab August 2008 stattdessen 
noch umfangreiche Sanierungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen im Be¬ 
reich des Ingenieurwissenschaftlichen 
Zentrums der FH veranlasst. 

Es gingen einige Jahre ins Land. 
Erst am 4. Juni 2014 rügt der Landes¬ 
rechnungshof in einem ausführlichen 
Sonderprüfungsbericht den BLB und 
mangelnde Aufsicht (Kölnische Rund¬ 
schau 6. Juni 2014). Der BLB hätte un¬ 
ter anderem erkennen müssen, dass 
mindestens 42 000 qm der 87 000 qm 
als Grünfläche minderen Wertes im 
Masterplan ausgewiesen waren. Aber 
auch diese Wiese ging für einen Quad¬ 
ratmeterpreis von 1 000 Euro über den 
Ladentisch. Allenfalls 20 Euro wären 
angemessen gewesen. Dem Steuerzah¬ 
ler sei durch den Ankauf des Dombrau¬ 
ereigeländes ein Schaden von mindes¬ 
tens 36 Millionen Euro entstanden. 
Der Rechnungshof kritisiert auch die 
damalige schwarz-gelbe NRW-Landes- 
regierung: Sie habe den landeseigenen 
Baubetrieb BLB während der Ankäufe 
zwischen 2008 und 2010 nicht in gebo¬ 
tenem Maße kontrolliert. Und immer 
noch existiere keine wirksame Kon¬ 
trolle des BLB bei Grundstückskäufen. 

Der Landesrechnungshof sieht in¬ 
dessen eine Chance, den Kauf der 
Domgärten in der Kölner Südstadt 
rückgängig zu machen. Einzelne Ver¬ 
träge, die das Land abgeschlossen hat, 


könnten „wegen Wuchers nichtig sein“ 
(Kölner Stadtanzeiger 3. Juli 2014). 

Der BLB ist noch nicht sehr alt. 
Das BLBG ist am 12. Dezember 2000 
verabschiedet worden, wenige Mona¬ 
te, nachdem Wolfgang Clement, da¬ 
mals noch SPD, als Ministerpräsident 
wiedergewählt worden war. Nach die¬ 
sem Gesetz hat der BLB „die Aufgabe, 
Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte für Zwecke des Landes nach 
kaufmännischen Grundsätzen zu er¬ 
werben, zu bewirtschaften, zu entwi¬ 


ckeln und zu verwerten und dabei die 
baupolitischen Ziele des Landes zu be¬ 
achten.“ (Paragraf 2,1 BLBG). 

Solche Sätze enthüllen schon den 
Zielkonflikt, der prompt zu Auffällig¬ 
keiten des Geschäftsgebarens führt. 
Denn in Form und Inhalt auf Privati¬ 
sierung gerichtete Unternehmenszie¬ 
le sind kaum noch unter dem Feigen¬ 
blatt „baupolitische Ziele des Landes“ 
zu verbergen. Sie geraten zwangsläufig 


Auch diese Wiese ging für 
einen Quadratmeterpreis von 
7 ooo Euro über den Ladentisch. 
Allenfalls 20 Euro wären 
angemessen gewesen 


zur Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
der Haushaltsführung in Widerspruch. 
Es fallen enorm hohe Kosten beim 
Duisburger Landesarchiv, dem Erwei¬ 
terungsbau des Polizeipräsidiums Köln- 
Kalk, der Fachhochschule Köln und 
dem Kauf des Schlosses Kellenberg 
an - und im Dezember 2010 auch auf. 

Die Wuppertaler Staatsanwalt¬ 
schaft ermittelt gegen führende BLB- 
Mitarbeiter wegen des Verdachts der 
Bestechlichkeit und Untreue. Die Er¬ 
mittler gehen von einem dreistelligen 
Millionen-Schaden für das Land aus. 
Im Mai 2011 wird ein Untersuchungs¬ 
ausschuss vom Landtag eingesetzt, der 
die Geschäfte des BLB und die Kos¬ 
tensteigerungen bei den genannten 
Bauobjekten untersuchen soll. Bis zur 
Auflösung des Landtags am 14. März 
2012 kann er noch keine Ergebnisse 
vorlegen. Nach den Neuwahlen im Mai 
2012 setzt der Landtag am 13. Dezem¬ 
ber 2012 erneut einen Untersuchungs¬ 
ausschuss ein. Sein Aufgabenkatalog 
muss erweitert werden, jetzt geht es um 
weitere Vorgänge wie beim Vodafone- 
Hochhaus in Düsseldorf und dem Lan¬ 
desbehördenhaus Bonn. 

Drei Jahre nach der Konstituie¬ 
rung des ersten BLB-Untersuchungs- 
ausschusses steckt die Untersuchung 
immer noch in den Anfängen. Die 
Kölnische Rundschau bemerkt am 
21. Dezember 2013: „Bestandteile der 
Ermittlungsakten stehen nicht zur Ver¬ 
fügung, andere sind als vertraulich ein¬ 
gestuft, und die entscheidenden Figu¬ 
ren der Affäre können sich ohnehin 
auf ihr Schweigerecht berufen.“ Ange¬ 
sichts der Skandale geben sich CDU 
und FDP besorgt und formulieren An¬ 
träge, die den Privatisierungskurs ret¬ 
ten sollen. 

Der Antrag der FDP vom 24. Juni 
2014 ist getitelt: „Korruptionsanfäl¬ 


ligkeit und Misswirtschaft beenden - 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb (BLB) 
in neue Strukturen überführen“. Der 
Landesrechnungshof habe sich in den 
letzten Jahren ausführlich mit einer 
Vielzahl von Projekten des BLB-NRW 
kritisch auseinandergesetzt und regel¬ 
mäßig in seinen Jahres- und Sonderbe¬ 
richten horrende Kostensteigerungen 
sowie gravierende systematische Män¬ 
gel beim BLB-NRW diagnostiziert. 

Die FDP bezieht sich namentlich 
auf den Bericht des Landesrechnungs¬ 


hofes über die Kölner Domgärten. Die 
Konstruktion des BLB-NRW sei nach 
heutigem Stand der Erkenntnisse auf 
ganzer Linie gescheitert. Bloße kos¬ 
metische Veränderungen innerhalb des 
BLB-NRW reichten daher nicht aus, 
um die horrende Verschwendung von 
Steuergeldern zu stoppen. Es bedürfe 
vielmehr einer Überführung des BLB- 
NRW in grundlegend neue Strukturen 
und einer Neukonzeption der Immobi¬ 
lienbewirtschaftung des Landes. 

Die FDP fordert ein Kompetenz¬ 
zentrum, das die Anforderungen an 
die Bereitstellung von Liegenschaften 
durch optimale Ausschreibungen am 
Markt und wettbewerbliche Vergaben 
an Dritte umsetze. Das operative Ge¬ 
schäft sei extern zu organisieren und 
durchzuführen. Kurzum: Teufel und 
Beelzebub, Regen und Traufe. Wenn 
es nach der FDP ginge, würde der Aus¬ 
verkauf von Immobilien und Grund¬ 
stücken beschleunigt werden. 

Auch die CDU verlangt in ihrem 
Antrag vom 1. April 2014 neue Struk¬ 
turen beim Bau- und Liegenschafts¬ 
betrieb. Wie die FDP schildert sie die 
skandalösen Vorgänge, bevor sie for¬ 
dert, dass der BLB zu einer Anstalt 
des öffentlichen Rechts weiterentwi¬ 
ckelt und der bisherige Verwaltungs¬ 
rat in einen parlamentarischen Beirat 
umgewandelt werde. Ein Aufsichts¬ 
rat, angereichert mit „immobilienwirt¬ 
schaftlichen Fachleuten“, soll den BLB 
lenken. Denn auch die CDU hält die 
Gelegenheit günstig zur Forcierung des 
Privatisierungskurses. 

Am 28. August kommt es zu einer 
öffentlichen Anhörung von Sachver¬ 
ständigen im Landtag. Martin Chau- 
met, seit dem 1. Juli Geschäftsführer 
des BLB und Nachfolger von Rolf 
Krähmer, schildert unter anderem das 
umfangreiche „Immobilienportfolio“ 
des BLB: 4 604 Gebäude, Mietflächen 
von insgesamt 10,5 Mio qm und ein 
Mietumsatz von 1,2 Mio Euro 2013. 
Gemessen an diesen Kennzahlen stün¬ 
de der BLB-NRW als Immobilienun¬ 
ternehmen an zweiter Stelle im EP- 
RA-Index der europäischen Immobili¬ 
enunternehmen. Wert: neun Milliarden 
Euro. 

Die Vertreter der Deutschen Steu¬ 
ergewerkschaft (DStG) NRW, Fach¬ 
gruppe „BLB in der DStG“ und der 
entsprechenden Verdi-Fachgruppe be¬ 
klagen, dass in der öffentlichen Wahr¬ 
nehmung Skandale im Vordergrund 
stünden. Es reiche nicht aus, „eine 
wirtschaftliche Flächen- und Immo¬ 
bilienverwaltung einzufordern, wenn 
die Nutzer der Immobilien ausschließ¬ 
lich Behörden sind, die gleichfalls ex¬ 


tremen Sparzwängen ausgesetzt sind.“ 
Stetig werde Personal und damit Fach¬ 
verstand abgebaut. Das BLB verfüge 
gegenwärtig nur über 1 672 besetzte 
Stellen. Allein im Jahr 2013 seien er¬ 
neut 74 Stellen abgebaut worden. Der 
Personalabbau seit 2001 betrage damit 
mehr als ein Drittel der Stellen. Das 
führe dazu, dass die Eigenleistungs¬ 
quote sinke. Der Personalabbau lasse 
sich nur noch mit einer weitgehenden 
Privatisierung der Planungs- und Bau¬ 
herrenleistung bewältigen. Die Zahl 


der Beschäftigen sei seit 2001 um ein 
Drittel reduziert worden, im gleichen 
Zeitraum habe sich aber der Arbeits¬ 
aufwand um ein Drittel erhöht, ergänzt 
der ver.di-Vertreter Röwekamp: „Um 
dem Zuwachs des Bauvolumens bei 
der drastischen Personalreduzierung 
im Geschäftsbereich Planen und Bau¬ 
en begegnen zu können, folgte die da¬ 
malige Regierung dem Zeitgeist pri¬ 
vat vor Staat’ und verordnete das Ziel 
steigender, Fremd vergaben? 4 Es wurde 
eine Fremdvergabequote von 70 Pro¬ 
zent verordnet. Dabei lägen die Kos¬ 
ten für die Eigenerledigung von Pla¬ 
nungsleistungen bei 18 Prozent, bei der 
Fremdvergabe hingegen bei eklatanten 
38 Prozent der Baukosten. Damit er¬ 
höhten sich die Mieten um mindestens 
40 Millionen Euro. 

Der Senkung der Personalkosten 
um 25,5 Mio Euro stehe die Kostener¬ 
höhung der Fremdvergabe um 98 Mio 


Mit steigenden „Fremdvergaben“ 
erhöhten sich die Mieten um 
mindestens 40 Millionen Euro 


Euro gegenüber. Zu den „Vorfällen, 
die zu staatsanwaltlichen Ermittlungen 
und dem Untersuchungsausschuss ge¬ 
führt haben“, verweist die Landesfach¬ 
gruppe von ver.di darauf, dass der BLB 
damit nicht allein befasst war. Immer 
sei das Finanzministerium, die jewei¬ 
lig zuständigen Ressorts und die Poli¬ 
tik „nicht nur informativ, sondern auch 
bestimmend“ beteiligt gewesen. 

Beim Thema Rechtsformänderung 
verweist die ver.di-Fachgruppe auf Er¬ 
fahrungen bei den Kliniken. Im Janu¬ 
ar 2011 musste sich der Landtagsaus¬ 
schuss für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie über Ver¬ 
stöße gegen arbeitsrechtliche Vor¬ 
schriften, über Ausgründungen, Tarif¬ 
flucht, Niedriglohn, Leiharbeit, hohe 
Krankenstände und das Fehlen von 
Mitbestimmung als Folge der Um¬ 
wandlung der Kliniken in Anstalten 
des öffentlichen Rechts aufklären las¬ 
sen. Da zeige sich ein Wildwuchs, der 
nicht mehr kontrollierbar sei. Die Lan¬ 
desfachgruppe wende sich folglich ge¬ 
gen eine Rechtsformänderung. Die 
aktuellen Probleme seien ohne sie zu 
beheben. 

Herr Zelljahn vom Landesrech¬ 
nungshofberichtet, dass eine marktüb¬ 
liche Miete nie habe realisiert werden 
können. Die kostenorientierte Miete 
führe zwar auch zu Verlusten, sei aber 
praktikabel. Er plädiert für eine Unter¬ 
bringungsrichtlinie. Ein weiteres Prob¬ 


lem stelle die Konkurrenz zweier Kon- 
trollinstanzen dar: Verwaltungsrat und 
Finanzministerium. Der Verwaltungs¬ 
rat sei nicht effektiv. 

In den Wirtschaftlichkeitsüberle¬ 
gungen müssten die Interessen der 
Mieterseite im übergeordneten Lan¬ 
desinteresse berücksichtigt werden. 
Insofern biete das Vermieter-Mie- 
ter-Modell kein hinreichendes Steue¬ 
rungsmodell. Stattdessen habe sich der 
BLB an die Vorgaben der Paragrafen 
24 und 54 der Landeshaushaltsordnung 
für Baumaßnahmen zu halten. Danach 
dürfen Ausgaben und Verpflichtungs¬ 
ermächtigungen für Baumaßnahmen 
erst veranschlagt werden, wenn Pläne, 
Kostenermittlungen und Erläuterun¬ 
gen vorliegen, aus denen die Art der 
Ausführung, die Kosten der Baumaß¬ 
nahme, des Grunderwerbs und der 
Einrichtungen sowie die vorgesehene 
Finanzierung und ein Zeitplan ersicht¬ 
lich sind. Baumaßnahmen dürfen erst 
begonnen werden, wenn ausführliche 
Entwurfszeichnungen und Kostenbe¬ 
rechnungen vorliegen. 

Offenbar ist das nicht mehr Usus. 
Der Landesrechnungshof fordert auch 
eine Kontrolle bei Grundstückskäufen. 
Zwar ist die entsprechende Verordnung 
im vergangenen Jahr geändert worden 
und regelt jetzt in Artikel 6 die Kom¬ 
petenzen des BLB, aber der Artikel 4.3 
(AnwVOBLB) bestimmt nach wie vor: 

„Über Grundstücksankäufe, de¬ 
ren Wert 100 000 DM übersteigt, 
sowie über Grundstücksverkäufe, 
deren Wert 100 000 DM übersteigt, 
ist der Verwaltungsrat in der nächst¬ 
folgenden Sitzung des Verwaltungs¬ 
rates zu unterrichten.“ Nach Auffas¬ 
sung des Landesrechnungshofes sei 
eine derartige - nachträgliche - Un¬ 
terrichtung des Verwaltungsrats bei 
Grundstücksankäufen „nicht sach¬ 
gerecht“. In den Fällen Schloss Kel¬ 
lerberg und Kölner Domgärten habe 
das zu erheblichen wirtschaftlichen 
Nachteilen für das Land NRW ge¬ 
führt. Der Landesrechnungshof emp¬ 
fiehlt eine exekutive und eine parla¬ 
mentarische Kontrolle des BLB und 
hält die Änderung der Rechtsform 
nicht für zielführend. 

In seiner Stellungnahme charakte¬ 
risiert er die korruptiven Hebel, die im 
BLBG und den Verordnungen des Fi¬ 
nanzministeriums eingebaut sind, und 
deutet an, dass weder das Finanzminis¬ 
terium noch die Leitung des BLB auf 
dieser Basis Immobilien und Flächen 
wirtschaftlich und sparsam zu verwal¬ 
ten in der Lage sind. Auch der Landes¬ 
rechnungshof wendet sich gegen eine 
Änderung der Rechtsform. 
Unmittelbar nach dieser öffentlichen 
Anhörung teilt Finanzminister Walter- 
Borjans dem Finanzausschuss mit, dass 
er die Grundstückskäufe des Landes 
auf dem Kölner Domgärten-Gelände 
nicht rückgängig machen werde. Das 
Finanzministerium hatte einer Auffor¬ 
derung des Landesrechnungshofes Fol¬ 
ge geleistet und ein Rechtsgutachten in 
Auftrag gegeben. Das Gutachten habe 
aber eine Rückabwicklung als voraus¬ 
sichtlich nicht möglich eingestuft. Nach 
Paragraf 138 BGB ist ein Rechtsge¬ 
schäft, das gegen die guten Sitten ver¬ 
stößt, zwar nichtig. „Nichtig ist insbe¬ 
sondere ein Rechtsgeschäft, durch das 
jemand unter Ausbeutung der Zwangs¬ 
lage, der Unerfahrenheit, des Mangels 
an Urteilsvermögen oder der erhebli¬ 
chen Willensschwäche eines anderen 
sich oder einem Dritten für eine Leis¬ 
tung Vermögensvorteile versprechen 
oder gewähren lässt, die in einem auf¬ 
fälligen Missverhältnis zu der Leistung 
stehen“ (Paragraf 138,2 BGB). 

Zwar sei ein solches Missverhältnis 
anzunehmen. Zusätzlich zur objektiven 
Äquivalenzstörung verlangt der Bun¬ 
desgerichtshof als Voraussetzung einer 
Rückabwicklung aber noch subjektive 
Faktoren. Regelmäßig müsse noch die 
verwerfliche Gesinnung des Begünstig¬ 
ten zu bejahen sein. Die sei aber laut 
Rechtsgutachten nicht zu beweisen. In 
diesem wie in allen anderen einschlä¬ 
gigen Fällen. So ist nun mal die Klas¬ 
senjustiz. 
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Die Last des Kommunismus 

Mit deutschen Elitestudenten in Kiew 



Der Maidan. Die „Demokratieaktivisten“ dort tragen gerne T-Shirts mit Nazisym¬ 
bolen. 


K iew, Ende August 2014. Zusam¬ 
men mit 25 Studierenden aus 
Deutschland nehme ich an einer 
Stadtführung teil. Studierende einer 
Elite-Universität aus Kiew, die das Ziel 
haben, in den diplomatischen Dienst zu 
gehen, zeigen uns die Stadt. Am Mai¬ 
dan berichten sie von ihren Erfahrun¬ 
gen - von „brutaler Polizeigewalt“ von 
den „Scharfschützen des Janukowitsch- 
Regimes“ vom „ukrainischen Volk 4 ,‘das 
gegen den „Despoten“ aufgestanden 
sei. Sie zeigen Bilder von leeren Fla¬ 
schen, die sie zum Maidan gebracht ha¬ 
ben, um damit Molotow-Cocktails zu 
bauen. Das Werfen haben sie natürlich 
anderen überlassen. Und immer wie¬ 
der betonen sie: In der Ukraine gibt 
es keine Faschisten, die sind eine Er¬ 
findung Putins, wie so vieles andere 
auch. Das ukrainische Volk habe sich 
nun aber endlich von Russland gelöst 
und „die Last des Kommunismus“ ab¬ 
geworfen. Nun müsse endlich die Nato 
kommen, damit der Krieg gewonnen 
werden kann. 

Dass diese Geschichten von Men¬ 
schen stammen, die es sich in Kiew 
leisten können, Zehntausende Euro 
im Jahr für ihr Studium zu bezahlen, 
ist nur einer der Gründe, sich all das 
etwas genauer anzuschauen. 

Studienstiftung 

Stipendiaten der Studienstiftung des 
deutschen Volkes haben diese Reise 
organisiert. Diese Stiftung schreibt sich 
die „Begabtenförderung“ auf die Fah¬ 
ne, dementsprechend einheitlich waren 
die sozialen und politischen Hinter¬ 
gründe der Teilnehmer. Im Laufe einer 
Woche sollten wir uns mit Vertretern 
der deutschen Botschaft, politischen 
Stiftungen, mit Wirtschaftsberatern, 
Aktivisten des Maidan, Vertretern von 
Religionsgemeinschaften, der Delega¬ 
tion der europäischen Kommission, des 
ukrainischen Außenministeriums und 
anderen treffen, um uns ein „eigenes“ 
Bild der Lage in Kiew zu machen. Die 
deutsche Botschaft hat jegliche Veröf¬ 
fentlichung über ihre Aussagen unter¬ 
sagt - und sie hat gute Gründe dafür. 

Maidan 

„Stronger together“ (Gemeinsam stär¬ 
ker) steht auf einem Großtransparent 
an der Außenseite der deutschen Bot¬ 
schaft. Gemeint ist die Bindung der 
Ukraine an die EU, das Ziel ist die Un¬ 
terstützung der Proteste. 

Das Bild, das uns von den Maidan- 
protesten im Laufe der Woche vermit¬ 
telt wird, ist schlicht: Ende 2013 gehen 
zunächst Studenten auf die Straße, 
um gegen die Aussetzung des Asso¬ 
ziierungsabkommens mit der EU zu 
protestieren. Infolge brutaler Angriffe 
durch die Polizei erhebt sich das ukra¬ 
inische Volk. Ganz spontan organisiert 
sich der Protest. Und plötzlich, spon¬ 
tan und unvorbereitet entstehen eigene 
Küchen, eine medizinische Versorgung 
und ein koordiniertes Vorgehen gegen 
die Polizei. „Es ging alles von heute auf 
morgen, es lief ziemlich schnell. Der 
Maidan war top organisiert: Müllab¬ 
fuhr, medizinische Versorgung, Polizei.“ 
So erklärte es zumindest der deutsche 
evangelische Pfarrer Haska, der nach 
eigener Aussage schon in der DDR an 
der „friedlichen Revolution“ beteiligt 
war, während der Proteste organisato¬ 
rische Hilfestellungen gab und auch in 
den deutschen Medien immer wieder 
für ein Eingreifen des „Westens“ warb. 

Faschisten 

Zurück bei der Stadtführung. Wir stei¬ 
gen am Maidan aus dem Bus, vor uns 
ein Mann in T-Shirt mit weißem Toten¬ 
kopf und der Aufschrift „White Patri¬ 
ot“. Damit ist er nicht alleine: Verkaufs¬ 
stände bieten T-Shirts mit dem Symbol 
des Asow-Bataillons an. Das Bataillon 
sieht sich in der Tradition der SS und 
nutzt die Wolfsangel, ein Symbol der 
Faschisten, als Erkennungszeichen. 
Wieder andere tragen T-Shirts mit der 
schwarzen Sonne - ebenfalls ein Sym¬ 
bol der Faschisten. Auf der Rückseite 
der T-Shirts sind Hammer und Sichel, 


ein roter Stern, Putin und Janukowitsch 
durchgestrichen zu sehen. 

Doch wer durch die Straßen Kiews 
geht, dem fallen nicht nur diese T-Shirts 
auf. Kaum ein Straßenzug ohne Haken¬ 
kreuze oder andere faschistische Sym¬ 
bole an der Wand, viele Hauptstraßen 
sind voll mit Swoboda-Plakaten. Über¬ 
all Plakate, die für den Krieg werben, 
ein Krieg, der durch brutale faschisti¬ 
sche Bataillone ausgetragen wird. Pas¬ 
send dazu wird die ganze Stadt in Blau- 
Gelb, den ukrainischen Nationalfarben, 
gestrichen. „Endlich gibt es wieder ein 
Erstarken des ukrainischen Nationalis¬ 
mus“, hieß es dazu von offizieller Seite. 

Rechtsstaatlichkeit 

Die Entwicklung von Rechtsstaat¬ 
lichkeit ist ein inhaltlicher Schwer¬ 
punkt der Konrad-Adenauer-Stiftung 
(KAS). Unter der Regierung Januko¬ 
witsch hätten sich Oligarchen Urteile 
kaufen können, insgesamt sei die Justiz 
nach wie vor durch Korruption geprägt. 
Pfarrer Haska fasst zusammen: „Wenn 
man sich Gerichtsurteile kaufen kann, 
ist das Recht für diejenigen da, die ge¬ 
nug Geld haben. Das gibt es in diesem 
Land immer noch.“ Die Putschistenre¬ 
gierung hat ein Verbotsverfahren gegen 
die Kommunistische Partei der Ukrai¬ 
ne eingeleitet - ist das keine politische 
Justiz? Wir bekommen erklärt: Die 
KPU hatte in der Ostukraine immer 
am meisten Stimmen, das lässt darauf 
schließen, dass sie nun auch die „Sepa¬ 
ratisten“ praktisch unterstützt, was als 
Verbotsgrund ausreiche. 

„Diese Terroristen sind diejenigen, 
die höchstwahrscheinlich MH-17 abge¬ 
schossen haben“, so noch einmal Haska. 
Und deshalb müsse man sie „beseiti¬ 
gen“, „vernichten“ - so der Tenor aller 
Treffen. Belege für die Anschuldigun¬ 
gen sucht man vergebens. Die KAS 
ließ verlauten: „Scharfschützen vom 
Maidan, Odessa, MH-17, man wird nie 
herausfinden, wer das war.“ Aber von 
offizieller Seite konnte man in Kiew 
erfahren, was der Vertreter der Kon¬ 
rad-Adenauer-Stiftung nicht ausspre¬ 
chen wollte: Einzelne Scharfschützen 
seien ermittelt worden, Anklage wird 
jedoch nicht erhoben. Der Grund: Es 
würde Soldaten von der Front betref¬ 
fen. Das Risiko, die Kampfmoral wei¬ 
ter zu schwächen oder sich gar mit den 
Faschisten anzulegen, will man offen¬ 
bar nicht eingehen. Um die Front zu 
unterstützen, wurde eine Organisation 
gegründet, die Stahlhelme und Schutz¬ 
westen für die „Ostkämpfer“ zu sam¬ 
meln. Pfarrer Haska unterstützt diese 
Organisation. 

Russland 

Russland hat Teile der Ukraine annek¬ 
tiert und ist der Aggressor, während die 
EU nur ein Interesse an einer souve¬ 
ränen, wohlhabenden und demokrati¬ 
schen Ukraine hat. Putin ist wie Hitler, 
ein psychopathischer Diktator, mit dem 
man nicht mehr reden kann. Das sind 
die Erklärungsmuster, die wir bei allen 
Treffen präsentiert bekamen. Hinter 
dem „russischen Überfall“ stehen nicht 
etwa ökonomische Interessen, es geht 


allein um eine Auseinandersetzung 
zwischen Putin und dem ukrainischen 
Volk. Putin stehe dabei in schlechter 
Tradition und setze die Politik Stalins 
fort, die auf Unterdrückung, Korrup¬ 
tion, sozialer Not und Mangel basiere. 

Imperialismus 

„Wir müssen endlich handeln“, das war 
die erste Reaktion vieler Teilnehmer 
nach der erneuten Meldung einer an¬ 
geblichen russischen Invasion. In die 
gleiche Richtung ging der Vertreter 
der Europäischen Kommission: In Mali 
habe man mit dem französischen Ein¬ 
greifen eine schnelle Lösung gefunden, 
im Einflussbereich Russlands sei das 
leider schwieriger - eine militärische 
Lösung sei eigentlich nötig. In dieser 
Woche wurde das Bild von der demo¬ 
kratischen, friedliebenden, wohlstands¬ 
schaffenden EU vermittelt, die sich ge¬ 
gen die russische Diktatur durchsetzen 


muss, um eine souveräne Ukraine zu 
schaffen. Der Vertreter der Europäi¬ 
schen Kommission war hier nicht der 
einzige, der den Wunsch nach einem 
Eingreifen der NATO äußerte. 

Die Stipendiaten der Studienstif¬ 
tung haben hier Grund, von „unserem 
Eingreifen“ zu reden. Sicher wird ein 
nennenswerter Teil dieser Stiftung ir¬ 
gendwann Führungsaufgaben in die¬ 
sem Staat übernehmen. In dieser Wo¬ 
che in Kiew hat man anschaulich vorge¬ 
führt bekommen, wie richtig es ist, was 
wir grundsätzlich über die Entwick¬ 
lung in der Ukraine schreiben. Zehn¬ 
tausende Menschen gehen auf die Stra¬ 
ße, teils mit durchaus berechtigten so¬ 
zialen Forderungen, aber ohne eigene 
Organisation. Die verschiedenen impe¬ 
rialistischen Staaten, insbesondere die 
EU und die USA, nutzen die Gunst 
der Stunde und lenken mit Stiftungen, 


„Nichtregierungsorganisationen“, mit 
direkter Gewalt und faschistischen Or¬ 
ganisationen den Protest in ihrem Sin¬ 
ne. Dabei gehen sie nicht einheitlich 
vor. Das gemeinsame Interesse, die Uk¬ 
raine aus russischem Einflussbereich zu 
lösen, tritt in dem Moment zurück, in 
dem es bereits um eine Neuaufteilung 
unter den westlichen imperialistischen 
Staaten geht. Dabei ist Russland nicht 
weniger eine imperialistische Macht. 
Nur: Russland ist nicht der Aggressor 
in diesem Konflikt. 

Propagandamaschine 

„Willkommen in unserem Medienkrieg 
gegen Russland“ - so empfängt man 
uns im Krisenmedienzentrum, einem 
neu gegründeten „Nachrichtenzent¬ 
rum“. Finanziert wird es maßgeblich 
von George Soros, einem US-amerika¬ 
nischen Großkapitalisten. Das ist aber 
selbstverständlich kein Problem, denn 
„Unwahrheit verkauft sich nicht“ - zu¬ 
mindest nicht in funktionierenden De¬ 
mokratien mit einem freien Markt, so 
die Erklärung der Mitreisenden. Letzt¬ 
lich folgt daraus: Nur private Medien 
sind gut - wenn ein privater Medien¬ 
konzern eine Nachricht verkauft, dann 
muss sie auch wahr sein. 

Das Medienzentrum hat allerdings 
andere Sorgen: „Wir haben leider nicht 
so viel Geld wie Russland, um gefälsch¬ 
te Nachrichten zu produzieren und zu 
verbreiten.“ Hätte das beim ersten 
Mal noch als Versprecher durchgehen 
können, so wurde im Verlauf des Ge¬ 
sprächs klar: Es war durchaus ehrlich 
gemeint. Am Tag des Abschusses von 
MH 17 habe das Zentrum den ganzen 
Tag damit zu tun gehabt, zu vermit¬ 
teln, dass Russland das Flugzeug abge¬ 
schossen habe. Das Medienkrisenzen¬ 
trum macht also, was es der russischen 
Regierung vorwirft: Behauptungen in 
die Welt setzen, von denen bekannt 


ist, dass sie nicht stimmen. Wenn sich 
Unwahrheit in Deutschland nicht ver¬ 
kauft, ist die Bild -Zeitung folglich der 
Hort der Wahrheit. Diese Schlussfol¬ 
gerung haben Vertreter von HRO- 
MADSKE-TV auf den Punkt gebracht. 
Dieser „unabhängige“ Fernsehsender 
wurde im Anschluss an die Maidan- 
Proteste gegründet und empfiehlt als 
bestes Nachrichtenmedium, um sich in 
Deutschland über den Ukrainekonflikt 
zu informieren - die Bild- Zeitung. Fi¬ 
nanziert wird er unter anderem von der 
deutschen Botschaft. 

Geschichte 

„Ich bin Politikwissenschaftler. Ich 
habe keine Ahnung von Wirtschaft. 
Deshalb wird es in meinem Referat 
vor allem um Verfassungsgeschichte 
gehen.“ Bestandteile der Exkursion 
waren auch Referate der Teilnehmer. 


Deutlich wird allein an dieser Refe¬ 
ratseinleitung das Geschichtsver¬ 
ständnis, das die meisten Teilnehmer, 
aber auch alle Referenten gemein¬ 
sam hatten. Geschichte wird hier zu 
einer Aneinanderreihung von Daten, 
psychologische Erklärungen ersetzen 
wirtschaftliche und politische Analy¬ 
sen. Fakten werden so verändert, wie 
es in die eigene Weltanschauung passt. 
So wurde zwar beim Referat über den 
Holodomor, den angeblich von der 
Sowjetmacht organisierten Hunger¬ 
tod von Millionen von Menschen in 
der Ukraine, sogar noch deutlich ge¬ 
macht, dass die bürgerlichen Theori¬ 
en dazu mehr als umstritten sind. Nur 
eines sei klar: Stalin hat in der Ukrai¬ 
ne zwischen drei und zehn Millionen 
Menschen umgebracht. Dementspre¬ 
chend wurde die Ukraine nicht durch 
die Rote Armee befreit, sondern be¬ 
setzt. Schließlich erhält man das Er¬ 
gebnis, dass Putin in der expansiven 
Tradition der UdSSR stehe, mit der 
jetzt endlich Schluss gemacht wer¬ 
den müsse. Der Sprecher vom ukrai¬ 
nischen Außenministerium sagt dazu: 
„Wenn man den Krieg nicht führen 
würde, würde es den Menschen in der 
Ostukraine noch schlechter gehen“ - 
schließlich würden sich dann Verbre¬ 
chen wie der Holodomor wiederho¬ 
len. 

Wirtschaftsberatung 

Die soziale Not in der Ukraine nimmt 
zu. Renten zwischen 70 und 100 Euro 
im Monat, Löhne oft in ähnlicher 
Höhe, steigende Preise, Arbeitsplatz¬ 
abbau und die Angst vor einem kalten 
Winter wegen mangelnder Gasversor¬ 
gung. Laut einem Sprecher des ukra¬ 
inischen Innenministeriums werden 
seit mehr als zwei Monaten im öffentli¬ 
chen Dienst keine Gehälter mehr aus¬ 
gezahlt. Das Geld fließt in den Krieg. 
Vertreter der deutschen Wirtschaft in 
der Ukraine und Wirtschaftsberater 
im Auftrag der Bundesregierung sol¬ 
len der ukrainischen Wirtschaft auf 
die Sprünge helfen. Ihre Vorschläge: 
Umfassende Privatisierungen (hier sei 
Janukowitsch viel zu nachlässig gewe¬ 
sen), flexiblere Beschäftigungs Verhält¬ 
nisse und Abbau von sozialen Rech¬ 
ten. So gebe es in der Ukraine noch 
so „überkommene“ Rechte wie das 
auf eine kostenlose Gesundheitsver¬ 
sorgung und ein umfassendes Arbeits¬ 
recht zum Schutz der Beschäftigten. 
Deutsche Unternehmen könnten un¬ 
ter diesen Bedingungen nicht investie¬ 
ren, da man sich an das Gesetz halten 
wolle, unter diesen Bedingungen aber 
nicht könne. Gleichzeitig seien aber 
Löhne von im Schnitt bis zu 200 Euro 
sehr attraktiv. Die Beratungsgruppe 
tut ihr Bestes, um die Ukraine für aus¬ 
ländische Investoren vorzubereiten. 
Ihr Chef ist Dr. Ricardo Giucci. Auf 
die Frage, wie denn seine Maßnahmen 
(z.B. Kurzarbeit) mit der notwendigen 
Linderung der sozialen Not vereinbar 
seien, antwortet er: Darum gehe es bei 
der Kurzarbeit erst einmal nicht. 

Oligarchen 

Bis vor kurzem hatten in der Ukraine 
Oligarchen das Sagen, haben sich Par¬ 
teien gekauft, ihre Interessen mit al¬ 
len Mitteln durchgesetzt, so unsere In¬ 
formanten. Das ist jetzt völlig anders. 
Dass Präsident Poroschenko selbst ei¬ 
ner dieser Oligarchen ist, spielt dabei 
keine Rolle. Eine Teilnehmerin hebt in 
ihrem Referat bemerkenswerterwei¬ 
se hervor, dass Janukowitsch gerade in 
dem Moment abgesetzt wurde, als ihm 
ebendiese Oligarchen die Unterstüt¬ 
zung entzogen hatten. Sie finanzieren 
den Krieg, bezahlen einzelne Batail¬ 
lone und rüsten sie aus, um ihre öko¬ 
nomischen Interessen zu sichern. Aber 
selbst die deutschen Wirtschaftsbera¬ 
ter hoben hervor: „Ein Oligarch ist 
ja zunächst einmal nichts Schlechtes, 
sondern vor allem ein Unternehmer, 
der durch Leistung reich geworden ist. 
Wir hatten ja in Deutschland zum Bei¬ 
spiel auch die Aldi-Brüder.“ 

Max Matthes 
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Am 13. September wird unsere Genossin 

Sonja Kaufhold 

85 Jahre 

Liebe Sonja , 

zu Deinem Geburtstag gratulieren wir Dir ganz 
herzlich und wünschen Dir alles Gute. Als Du 1946 
der KPD beigetreten bist , konntest Du nicht ahnen, 
dass der Kampf um Frieden und Sozialismus ein so 
langer Kampf sein würde. Du hast in den 68 Jah¬ 
ren viel für die Sache der Arbeiterbewegung gege¬ 
ben. Als Betreuerin „Frohe Ferien für alle Kinder (< 
und bei den „Pionieren (( . Deine künstlerischen Fä¬ 
higkeiten hast Du für die Internationale Solidarität 
eingesetzt. 

Deine Gesundheit lässt es leider nicht mehr zu, dass 
Du am politischen Leben teilnehmen kannst. Wir 
möchten Dir danken für Deine Verbundenheit mit 
unserer Partei und für Deinen Einsatz für eine ge¬ 
rechte Welt. 

Wir wünschen Dir vor allem bessere Gesundheit. 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP 
Bezirk Bremen 



PRESSEFEST 

HELFERPARTY 


Wir laden alle Helferinnen und Helfer, die zum Gelingen des 18. UZ- 
Pressefestes in Dortmund beigetragen haben, herzlich zur Helferparty ein: 

Samstag, 11. Oktober 2014, ab 17 Uhr 

Sitz des DKP-Parteivorstandes, Hoffungstraße 18,45127 Essen 

Wir bitten um Anmeldung mit der Angabe, ob ein Schlafplatz benötigt wird: 


dkp.pv@t-online.de 


Jetzt bestellen: 

UZ-Extra zur Arbeiterjugendpolitik 

Zum Aktionstag der IG-Metall-Jugend am 27. September in Köln, der unter 
dem Motto „Bildung. Macht. Zukunft“ steht, erscheint eine UZ-Extra mit 
dem Schwerpunkt Arbeiterjugendpolitik. Sie soll auf dem Aktionstag und dem 
SDAJ-Kongress „Jugend braucht Perspektiven - Her mit dem Ausbildungs¬ 
gesetz!“ , der am Tag darauf ebenfalls in Köln stattfindet, verteilt werden. 

Die UZ-Extra eignet sich aber auch darüber hinaus für die Verteilung vor Be¬ 
rufsschulzentren und Betrieben, aber auch für Infotische. Es handelt sich also 
um ein Material mit längerer Haltbarkeit! 

Das Leitmotiv der Ausgabe lautet „Ausbildung - Übernahme - Zukunft: Dafür 
lohnt es sich zu kämpfen!“ Dabei wird mit möglichst vielen O-Tönen Arbei¬ 
terjugendlicher gearbeitet. 


Themen u.a.: 

★ „Revolution Bildung“ - Kampagne der iG Metall 

★ „Ausbeuter outen -Ausbildung erkämpfen “ - Kampagne der SDAJ 

★ Was ist das Ausbildungsgesetz? 

★ Der Mindestlohn-Schwindel 

★ DKP und Gewerkschaften 

Die UZ-Extra erscheint im halben UZ-Format und hat 8 Seiten. Kostenbetei¬ 
ligungen für DKP und SDAJ-Gruppen: 

70 Stück: 10,00 Euro; 140 Stück: 14,00 Euro; 200 Stück: 20,00 Euro; 
400 Stück: 30,00 Euro; 650 Stück: 40,00 Euro; 1300 Stück: 5,00 Euro; 

2000 Stück: 110,00 Euro 

Bestellungen bitte mit Versandadresse und Rechnungsempfänger an: 
vertrieb@unsere-zeit.de, Tel.: 0201 177889-23/24 oder 
Gustl Ballin 0911 8 019991 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 13 ./ 14 . September 2014 

Queer Politik 

in Zusammenarbeit mit der Kommission DKP-Queer 

Die gegenwärtige Instrumentalisierung von Homophobie in Russland 
als Baustein für eine mediale Kampagne gegen dieses Land macht 
aktuell deutlich, wie wichtig unsere eigene - an Selbstbestimmung, 
Emanzipation und Gleichberechtigung ausgerichtete - Beschäfti¬ 
gung mit diesem Thema ist. 

Die Frage, was das „Geschlecht“ von Menschen bedeutet und wel¬ 
che Haltung wir zu der Einteilung von Menschen nach verschiede¬ 
nen „Geschlechtern“ haben, ist dabei eine auch in unserer Partei 
umstrittene Frage. 

Es erscheint uns wichtig, eine Gelegenheit zu schaffen, die Diskussi¬ 
on hierzu über den bei DKP-Queer aktiven Kreis hinaus in der Partei 
zu führen. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann bereits 
Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn: Samstag 10.30 
Uhr. Ende: Sonntag gegen 14 Uhr. 



Jetzt Aktionen planen und UZ bestellen. 

Die UZ wird im 2. Halbjahr 2014 mehrere Schwerpunktthemen aufgrei¬ 
fen. Diese Ausgaben eignen sich hervorragend zum Verteilen auf Demos, 
Veranstaltungen und Kundgebungen und zur Durchführung von Infostän¬ 
den und Aktionen der DKP: 

UZ 26.9.2014: Zentraler Aktionstag der IGM-Jugend 
in Köln „Revolution Bildung“ 

UZ 07.10.2014: 65. Jahrestag der DDR-Gründung 
UZ 24.10.2014: DGB-Betriebsrätetag 
UZ 14.11.2014: Blockupy-Festival vom 20. - 23.11.2014 
Frankfurt 

UZ 05.12.2014: Kunst - Musik - Literatur 

UZ-Aktionspreise: 

bis 14 Exemplare: 10.- € bis 70 Exemplare: 20.- € 

bis 140 Exemplare: 30.- € bis 300 Exemplare: 60.- € 
weitere Preise auf Anfrage 

Nutzt bitte dieses Angebot auch an anderen Wochenenden, um die Be¬ 
kanntheit der UZ zu erhöhen und viele neue Leserinnen für unsere Wo¬ 
chenzeitung zu gewinnen! Bestellungen bitte bis spätestens am Montag¬ 
vormittag in der Erscheinungswoche per E-Mail an: 

vertrieb@unsere-zeit.de 

Tel.: Verlag 0201 17788923 oder Gustl Ballin 0911 8019991 


Internet 


Digitale Diktatur und reale Befreiung 


— 

n 


x 


Das Internet zwischen Fortschrittspotentialen und 
Destruktivkraft Th. Hagenhofer*Zeitgewinn und Pro¬ 
duktion. Wie man radikale ökonomische Demokra¬ 
tie rechnet D. Dath ★Alternativen aus dem Rechner H. 
Dunkhase^ Kybernetik, Internet und neue soziale Medi¬ 
en als Grundlage für einen partizipativen Sozialismus 
Th. Gebel^Krieg der Daten gegen die Kommunikation F. 
Stalder^Die Veränderung der Arbeitswelt durch die Di¬ 
gitalisierung H. Meuler^Werden wir der Verantwortung 
für den Einsatz moderner Technologien gerecht? M. 
Hörz^Denken einer neuen Kultur Th. Metscher 


Weitere Themen u. a.: 

U. Gellermann, U-Boote der Staatsräson | U. Avnery, Begegnung 
im Tunnel | J. Grässlin, Gewehre - Massenvernichtungswaffen 
des 20. und 21. Jahrhunderts | A. Rieger, Gewerkschaften auf 
dem Kriegspfad? | J. Lloyd, Geschichte von Klassenkämpfen 
- verhandelt im Bundestag im Juli 2014 | G. Pohl, Argentiniens 
Schulden | J. Abourezk, Israels Rückkehr zu alten Kolonialt¬ 
aktiken | L. Elm, Deutsche Professoren im Kriegseinsatz | Ph. 
Becher, Die reaktionäre Subversion. Faschismusdeutung der 
italienischen Kommunisten | G. Fülberth, Die vier Leben des 
Emil Carlebach 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 


ermäßigtes Abo 32,00 € 

Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201 -23 67 57 


•öcinicö 



Gasthof Heimes 
Hauptstraße 1 

57392 Schmallenberg-Grafschaft 

Tel. 0 29 72 / 97 80 - 0 
Fax: 0 29 72 / 97 80 - 97 

e-mail: mail@gasthof-heimes.de 

www.gasthof-heimes.de 




Entschleutilgung: 

Ruh* & ft&rur iiiri ii'r'i MÜritE- 
TfiitJui^pürk. 2 FeWü j£ 2-3 Fera. 
HftüsjGJboÄ in Kr^lwb^^-Crairari- 
IIWftl 1 , Boot & Red. 

Info: ww.trLno irfa .Jg 
T*d_: 033VS 7Q796 jAB] 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Anzeigen 
helfen 
der UZI 



Beispiel 
Privatanzeige 
45,-€ plus ^ 
MWSt 1 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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unsere zeit 


Aggressive Äußerungen sind 
fehl am Platze 

Betr.: Rede von Gauck am 
1. September 2014 in Polen 

Mit seinen feindseligen Worten gegen¬ 
über Russland am Antikriegstag (!!) 
hat Bundespräsident Gauck nicht nur 
das Amt des Präsidenten und das des 
Pfarrers beschädigt, sondern zugleich 
Wege zu erneuten militärischen Akti¬ 
onen gegen dieses Land geebnet. Hat 
Deutschland vergessen, welche Ver¬ 
brechen es in diesem und gegen dieses 
Land in den Jahren 1941 bis 1945 be¬ 
gangen hat? Ralph Giordano hat ein¬ 
mal gesagt: „Was wäre aus Deutsch¬ 
land geworden, wenn die Russen nach 
der Regel Auge um Auge, Zahn um 
Zahn gehandelt hätten?“ 

Was soll Russland davon halten, dass 
die NATO nach der Wende immer 
näher und direkt an seine Grenzen 
rückt (Finnland und Georgien stehen 


als weitere Länder auf der Wartelis¬ 
te) und jetzt mit verstärkten Militär¬ 
maßnahmen droht? Die völkerrecht¬ 
lich umstrittene Wiedereingliederung 
der Krim nach Russland, das dort ei¬ 
nen Marinestützpunkt, den einzigen 
mit Zugang zum Mittelmeer hat, wird 
von daher verständlich. 

Es muss jetzt beim Ukraine-Konflikt 
um Deeskalation und um Beförde¬ 
rung von Gesprächen gehen. Alle 
aggressiven Äußerungen wie die des 
Bundespräsidenten sind fehl am Plat¬ 
ze und widersprechen dem Geist des 
Grundgesetzes. 

Hartmut Drewes, Pastor LR. 

So ist das nicht nur in Gera.... 

Betr.: „Privatisieren durch 
Insolvenz“, UZ vom 5.9.2014, S. 3 

So ist das (nicht nur) in Gera. Was 
mich aber am meisten aufregt: Alle 
diese kommunalen Unternehmen, ob 


Stadtwerke AG oder andere, haben 
Aufsichtsräte, nämlich unsere Stadt¬ 
räte etc. Seit Jahren beaufsichtigen 
„unsere gewählten Verteter“ (...) die¬ 
se Unternehmen und kassieren dafür 
Sitzungsprämien etc. Und keine/r hat 
was gemerkt? Die ganzen Jahre nicht? 
Dann haben sie keine Ahnung und ge¬ 
hören ausgewechselt - oder sie haben 
es gewusst und geschwiegen - dann 
gehören sie vor Gericht! 

Dieter Bauke, Gera 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Am 14. September Kommunisten wählen! 

DKP kandidiert zur Landtagswahl in Brandenburg 


Am kommenden Sonntag wird in Bran¬ 
denburg ein neuer Landtag gewählt. Zu 
diesen Wahlen tritt auch die DKP mit 
einer Landesliste an. Die UZ stellt hier 
zwei der Kandidatinnen vor. 

Dagmar Radzieja ist gelernte 
Druckvorlagenherstellerin, ist 48 Jah¬ 
re jung, verheiratet und hat drei Kinder. 
Sie lebt in Jüterbog, ist in der Grund¬ 
organisation Teltow-Fläming der DKP 
Brandenburg organisiert und kandi¬ 
diert auf Listenplatz 2. 

Dagmar Radzieja: „Innerhalb einer 
Wahl den persönlichen Unmut über die 
herrschende Poli¬ 
tik mittels Stimm¬ 
zettel auszudrü¬ 
cken ist richtig. 

Aber nicht „ die 
Ausländer, Asyl¬ 
bewerber, Hartz 
IV-Empfänger, 
die Griechen, 
die Spanier“ (die 
Liste wäre wohl beliebig fortzusetzen) 
sind schuld an der Misere des deut¬ 
schen Arbeitsmarktes, der Zerstörung 
des Sozialstaates, dem Demokratieab¬ 
bau etc. 

Wir sind nicht das Sozialamt der 
Welt, wie es allerorts so braun tönt; 
nein, wir sind vielmehr ein Sozialamt 
für private Unternehmer in deren Ta¬ 
schen unzählige Millionen Steuergel¬ 
der verschwinden - jämmerliche Löh¬ 
ne aufgestockt mit öffentlichen Gel¬ 
dern - die private Gewinnmaximierung 
und Bereicherung funktioniert bestens. 

Protestwählen heißt also nicht ir¬ 
gendetwas zwischen NPD, AfD oder 
Ähnlichem zu wählen, sie sind ledig¬ 


lich eine Nische, ein Teil der kapitalis¬ 
tischen Diktatur. Protestwählen heißt 
die bestehenden Besitzverhältnisse 
samt den daraus resultierenden Macht¬ 
verhältnissen in Frage zu stellen, wie¬ 
der in Zusammenhängen zu denken, 
um schlussendlich die Nutznießer von 
Krieg und Verelendung sowie deren 
Helfershelfer klar zu erkennen. 

Wer profitiert wirklich von der Ar¬ 
beitslosigkeit? 

Wer macht im Kriegsfälle den Rei¬ 
bach? 

Wem nutzen TTIP und CETA? 

Den Millionen Europäern bei¬ 
spielsweise, die die Ungeheuerlichkei¬ 
ten dieser Geheimpakte anschließend 
auszubaden haben, sicherlich nicht!“ 

Dieter Frielinghaus ist Theologe 
und evangelisch-reformierter Pastor 
im Ruhestand. Er studierte in Göttin¬ 
gen evangelische Theologie und wurde 
zum Pfarrer der Reformierten Kirche 
berufen. Mit einer wissenschaftlichen 
Arbeit promovierte er zum Doktor 
der Theologie. Er bekam früh Zugang 
zu sozialistischen und kommunisti¬ 
schen Gruppen, engagierte sich gegen 
die Wiederbewaffnung Westdeutsch¬ 
lands und in der Friedensbewegung 
der Bundesrepublik. 1957 ging er auf 
Wunsch des gesamtdeutschen Bundes 
reformierter Gemeinden nach Dres¬ 
den. Am 9. November 1957 wurde 
er ordiniert und Pfarrer der dortigen 
reformierten Gemeinde. 1975 zog er 
nach Bergholz (heute Landkreis Ue¬ 
cker-Randow) und war bis zu seiner 
Pensionierung 1993 Pfarrer der refor¬ 
mierten Gemeinde des Dorfes. Von 
1984 bis 1990 war er Vorsitzender des 


Moderamens der Reformierten Ge¬ 
meinden in der DDR und vertrat diese 
in der berlin-brandenburgischen Kir¬ 
chenleitung. 

Dieter Frielinghaus: „Am Ende des 
2. Weltkrieges war ich sechzehneinhalb 
Jahre alt. Da war ich schon einein¬ 
halb Jahre Soldat gewesen. Also Kin¬ 
dersoldat. 
Aber das 
bezeich- 
nete da¬ 
mals kein 
Bürger¬ 
licher so. 
Ich emp¬ 
fand den 
Mai 1945 als Befreiung trotz Hunger 
und Trümmer. Befreiung von der Angst 
vor Bomben und noch mehr vor einem 
„falschen“ Wort, das den Tod bringen 
konnte. 

Schon bald wollte Adenauer wie¬ 
der eine Armee. Das hat mich politi¬ 
siert. Dabei lernte ich, dass viele Bür¬ 
gerliche die Rüstung ablehnten, aber 
nichts dagegen taten, nicht einmal mit 
ihrer Stimme bei der Wahl. So fragte 
ich, wer die Kommunisten eigentlich 
sind, und so kam ich schließlich in die 
DDR. Dort durfte man noch unwis¬ 
send sein und sich doch schon an der 
Gesellschaft beteiligen. Erst hier habe 
ich Einsicht in das gesellschaftliche 
Leben gelernt. Friedensrat, Nationale 
Front - ich war bei vielen dabei und 
ich habe viele Kämpfer für Frieden und 
Gerechtigkeit kennengelernt. Es war 
eine schwierige, aber ehrliche Heimat. 
In der schweren Zeit heute bleibt uns 
der marxistisch-leninistische Verstand.“ 




termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 12. SEPT 


Cottbus: „Wozu brauchen wir Gewerk¬ 
schaften?“ Vortrag und Diskussion mit 
Rainer Perschewski (DKP Berlin) über 
Notwendigkeit gewerkschaftlicher Arbeit 
und erzielte Erfolge. Brandenburger Hof, 
18.00 Uhr._ 

Düsseldorf: „16 Jahre unschuldig in US- 
Gefängnissen - Freiheit für die Miami 
Five“, Aktionstag der Kuba-Solidaritäts¬ 
bewegung. Bertha-von-Suttner-Platz, ab 
11.00 Uhr._ 

Lübeck: Mitgliederversammlung der DKP. 
Haus der Kulturen, Parade 12,19.30 Uhr. 


SO ★ 14. SEPT 


Hamburg: Führung durch die Ausstel¬ 
lung „NS-Zwangsarbeit in Hamburg“ in 
den ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken. 
Willi-Bredel-Gesellschaft, Wilhelm-Raabe- 
Weg 23,14.00 bis 17.00 Uhr._ 

Bremen: Der Opfer von Faschismus und 
Krieg gedenken - Veranstaltung der WN- 
BdA. Ostertorwache, ab 11.00 Uhr. 


MO ★IS. SEPT 


Gerresheim: „Stolpersteine für die ermor¬ 
deten KPD-Genossen“, anschließend Pla¬ 
nung weiterer Stolpersteine. Treffpunkt am 
Stolperstein für Walter Schmitz, Torfbruch- 
straße 91,18.30 Uhr._ 

Hamburg: „Schlafwandler oder Kriegs¬ 
treiber. Deutsche Wege in den Krieg 1914, 
1939 - und heute?“ Diskussionsveran¬ 
staltung der DKP Langenhorn-Fuhlsbüttel, 
Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter Land¬ 
straße 41,19.00 Uhr. 


DO ★18. SEPT 


Frankfurt: Die Situation im Irak - Diskussi¬ 
on mit einem Vertreter der Irakischen Kom¬ 
munistischen Partei. Haus Gallus, Franken- 
allee 111,19.00 Uhr._ 

Essen: „Gaza-Krieg: Ist Frieden möglich?“ 
Diskussion mit George Rashmawi, Demo¬ 
kratische Front für die Befreiung Palästinas 
(DFLP), Kulturzentrum GREND, Westfalen- 
straße 311,19.00 Uhr._ 

Bremen: Lesung von Gedichten und Pro¬ 
sastücken von Klabund - Veranstaltung der 


WN-BdA. Stadtbibliothek West, Lindenhof¬ 
straße 53,19.00 Uhr. 


SA ★ 20. SEPT 


Schweinfurt: Diskussion mit Patrik Kö- 
bele, Vorsitzender der DKP: „Kommunisti¬ 
sche Partei neuen Typs - aktueller denn 
je“. Büro der DFG-VK, Gabelsberger Stra- 
ße 1,14.00 Uhr._ 

München: Aktionskonferenz „Stop G7!“. 
Brudermühlstraße 2,11.00 bis 17.00 Uhr, 
Fortsetzung Sonntag, 11.00 bis 15.00 Uhr. 


Ml ★ 24. SEPT 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP. 
Haverkamp 8,19.30 Uhr. 

Stadtlohn: Mitgliederversammlung 
der DKP, Referat und Diskussion zu 
TTIP. Vredenerstraße 54 (bei Tenbusch), 
19.15 Uhr. 


DO ★ 25. SEPT 


Berlin: TTIP - das transatlantische Ge¬ 
heimprojekt. Diskussion mit Dr. Stormy-An- 
nika Mildner (BDI), Dr. Michael Efler (Mehr 
Demokratie e.V.), Moderation: Eckart Spoo. 
Haus der Demokratie und Menschenrechte, 
Greifswalder Straße 4,19.00 Uhr. 


SA ★ 27. SEPT 


Bochum: 65 Jahre Gründung der DDR - 
Festveranstaltung des DDR-Kabinetts Bo¬ 
chum, Anmeldung unter info@ddr-kabi- 
nett-bochum.de, 11.00 bis 17.00 Uhr. 

Darmstadt: „Vom Maidan in den Bürger¬ 
krieg. Die Ukraine im Fadenkreuz der Groß¬ 
mächte“ .Veranstaltung des ver.di-Bezirks 
Südhessen mit der Journalistin Susann 
Witt-Stahl. DGB-Haus, Rheinstraße 50, 
16.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Spenden für das UZ-Pressefest 


bitte auf das Pressefest-Konto der DKP: 
DKP-Parteivorstand 
Konto-Nr. 4002 4875 01 
bei der GLS Bank Bochum 
BLZ: 43060967 

IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC: GEN0DEM1GLS 
Stichwort: UZ-Pressefest 





Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 


Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 


Impressum 

unsere zeit (UZ) - Zeitung der DKP 


Herausgeber: 

Parteivorstand der DKP 

Erscheint wöchentlich 
Redaktion: 

Nina Hager (0201/1778-8914, Chef¬ 
redakteurin, v.i.S.d.P.), Paul Kranefeld, 
Manfred Idler, Werner Sarbok 

Für Beiträge, die mit vollem Namen ge¬ 
kennzeichnetsind, übernehmen allein die 
Autor/inn/en die Verantwortung. Für un¬ 
verlangt eingesandte Manuskripte kann 
keine Haftung übernommen werden. 

Telefon: 0201/225447 
Internet: www.unsere-zeit.de 
E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de 

Anschrift der Redaktion 

Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

Druck 

Union Druckerei Berlin GmbH 


(ISSN 0943-4216) 

Verlag 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 
Geschäftsführer: August Ballin 
Telefon: 0201/177889-23/26 
Fax: 0201/177889-28 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Abo-Service und 
Anzeigenbetreuung 

Walter Herbster/Ben Richter 
Telefon: 0201/177889-23/26 
Fax: 0201/177889-28 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Anzeigenschluss 

Jeweils Montag, 12.00 Uhr 
(für die kommende Ausgabe). 

Bankverbindung 

Postbank Köln (BLZ 37010050) 
Konto-Nr.: 417 099 507 
IBAN: DE34370100500417099507 
BIC: PBNKDEFF 


Spendenkonten des DKP-Parteivorstandes: 

Für zentrale Arbeit: 

GLS Bank, Bochum, BLZ 43060967, Konto-Nr. 4002487500 
IBAN: DE904306 096740024875 00, BIC: GENODEM1GLS 
Für internationale Solidarität: 

Postbank Köln, BLZ 37010050, Konto-Nr. 253525502 
IBAN: DE933701 00500253525502, BIC: PBNKDEFF 
























































16 Freitag, 12. September 2014 


Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 30. August bis 5. September 


Bei anderen gelesen 


Katholiken empfangen Kommunisten 


GERRESHEIM Der Fußball im Stadtteil war lange 
nach Milieus aufgeteilt. Heute ist das anders. 
Trotzdem wird das morgige Derby zwischen 
den Sportfreunden und dem TuS hitzig. 


Von Bernd Schwkfccfath 


Wenn es einen gibt, der die Riva¬ 
lität zwischen Gerresheims bei¬ 
den großen rußballvereinen am 
eigenen Leib erfahren hat. dann 
ist es Jürgen Löppenberg. Es war 
in den 70er Jahren, als der heute 
58-Jährige beim TuS Gerresheim 
keine Zukunft mehr sah. Zwar 
hatte er seit der Kindheit dort 
gekickt, doch dann gab es keinen 
Platz mehr für ihn im Team. Also 
ging er. Und nicht irgendwo hin. 

„Ich bin einer der Ersten, die 
es gewagt haben, vom TuS zu 
den Sportfreunden zu gehen", 
erinnert sich der Gerresheimer, 
für den die Monate danach nicht 
einfach waren. Kör¬ 
perlich angegan¬ 
gen wurde er 
zwar nicht, doch 
den ein oder an¬ 
deren Spruch 
musste er sehr 
wohl ertragen. 

Immer wieder. 

Die Bezie¬ 
hung zwischen 
den Sport¬ 


net. dass die Clubs ein ..sauberes 
Verhältnis“ (Löppenberg) und 
eine .gesunde Konkurrenz“ 
(TuS-Vorsitzender Günther He¬ 
ring) zueinander hätten. Aber 
ganz so einfach ist es nicht. 

TuS verkauft T-Shirts, die die 
Sportfreunde argem sollen 

Das zeigt sich allein schon am 
Merchandising. „TuS Gerres¬ 
heim - Mehr als nur Sportfreun¬ 
de“ steht da auf dem T-Shirt ge¬ 
schrieben, das die Mitarbeiter 
des TuS-Vereinsheims an der 
Heyestraße dieser Tage aus 
Überzeugung tragen. 


brochen haben, ui den vergange¬ 
nen drei Saisons immer die Nase 
vom hatten und der TuS das nun 
wieder umdrehen will. Und ge¬ 
nerell, well es um nichts weniger 
als die fußballerische Krone ei¬ 
nes ganzen Stadtteils geht. 

Die hatte seit Beginn des ver¬ 
gangenen Jahrhunderts eigent¬ 
lich immer der TuS auf, der in 
den höchsten Klassen spielte 
und sogar Nationalspieler her¬ 
vorbrachte. Ein echter Vergleich 
war allerdings nicht möglich, da 
sich die beiden Teams bis nach 
dem zweiten Weltkrieg nicht be¬ 
gegneten. Zu unterschiedlich 
waren die Milieus, dass die 
... beiden Clubs 
T nicht mal im sel- 
ben Verband 
spielten. 

Auf der einen 


der TuS, der den Arbeitern der 
Glashütte - meist Kommunisten 
und Sozialdemokraten - eine 
sportliche Heimat gab. Ein Ver¬ 
ein, der neben Fußball auch im 
Handball, Ringen und Boxen die 
Gerresheimer Arbeiter begeis¬ 
terte. Auf der anderen Seite die 
Sportfreunde, die bis in die 50er 
Jahre ausschließlich aus Katholi¬ 
ken der Gemeinde St. Margareta 
bestanden und sich von Beginn 
an dem christlichen DJK-Ver- 
band anschlossen - und dort 
auch zur Spitze gehörter.. 

Überall repräsentierten die Clubs 
die gesellschaftlichen Gegensätzen 

Gerresheim war kein Einzelfall. 
Überall war der Sport bis 1933, 
bis die Terrorherrschaft der Na¬ 
zis begann, von den gesellschaft¬ 
lichen Gegensätzen geprä 



vitäten der Gemeinde-Mitglie¬ 
der in den 20er Jahren sogar im¬ 
mer wieder von kommunisti¬ 
schen Separatisten gestört, die 
für ein unabhängiges Rheinland 
kämpften. Ob daran auch TuS- 
Mitglieder beteiligt waren, ist 
zwar nicht bekannt, aber ausge¬ 
schlossen ist es nicht. 

Das änderte sich erst mit der 
NS-Zeit. Die DJK-Vereine wur¬ 
den verboten, der TuS verlor sei¬ 
ne besten Spieler und stürzte ab. 
Erst nach dem Zweiten Welt¬ 
krieg bauten die übrig gebliebe¬ 
nen Mitglieder ihre Clubs wieder 
auf. Und änderten sie. Die Mi¬ 
lieus weichten immer mehr auf. 
Sportfreunde und TuS guckten 
nicht mehr auf die Herkunft ih¬ 
rer Mitglieder, jeder durfte über¬ 
all mltmachen. 

Trotzdem war der 
alte Glashütten¬ 
verein sportlich 
weiter eine Klas¬ 
se für steh. Vor 
allem dank sei- 
_. ner Jugendab¬ 
teilung, in der 
auch der heutige 
Vorsitzende Günther Hering in 
den 50er und 60er Jahren kickte. 

„Ich bin in den Glanzzeiten 
groß geworden - der TuS war 
immer oben, die Sportfreunde 
immer unten“, erinnert sich He¬ 
ring lachend, der aber unum- 
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■ DAS MORGIGE DERBY 

ERÖffNUMGSSPlEL Der Fußballkreis 
hat das Gerresheimer Derby nicht 
ohne Grund auf den ersten Spiel- | 
tag gelegt. Zum ersten Mai will er 
ein o*fifleües Eröffnungsspiel mit 1 
Rahmenprogramm veranstalten, > 
um etwa 500 Zuschauer anzulo¬ 
cken. Deswegen gibt es ein Vor¬ 
spiel zwischen einer Schiedsrkh- 1 
terauswahl und einer Altherrerv- 
Mannschaft. Außerdem treffen ' 
sich alle Trainer und Kapitäne der 1 
Kreisiga A zu erver Besprechung. { 
Das Derby beginnt um 1930 Uhr. 


TuS und Sportfreunde längst 
nicht mehr verfeindet sind und 
sich im Handball mit der HSG 
Gerresheim sogar zusammenge¬ 
schlossen haben. Das würde sich 
Jürgen Löppenberg, der beide 
Vereine von innen kennt, auch 
für den Fußball wünschen. 
„Wenn es nur einen großen Ger¬ 
resheimer Verein geben würde,, 
wären wir viel stärker“, sagt er. 
Aber er weiß, da» das gerade 
den alten Mitgliedern wohl- 
schwer zu vermitteln wäre. 

Gerade in den Tagen vor dem 
Derby, tin SDieJ, auf das er sich 
das ganze Jahr freue. „Ich werde 
jetzt verdammt oft darauf ange¬ 
sprochen. Die Leute in den Knei¬ 
pen reden drüber“, sagt Löppen- 
Lerg. der morgen auch nicht viel 
von Freundschaft hält und sich 
natürlich einen Sieg für die 
Sportfreunde wünscht. Auch 
Günter Heering vom TuS kennt 

Ci. A n . .... -»J< i„u 


Ausschnitt eines Artikels der „Westdeutschen Zeitung“ vom 21.8.2014, Düsseldorf (siehe unten). 


„Katholiken“ vs. „Kommunisten“ 

Traditionsderby in Gerresheim 


Mittwoch 

Die Laudatio hätte Joachim Gauck in Ros¬ 
tock halten können, so von Ehrendoktor 
zu Ehrendoktor Gauck am Rednerpult 
im Auditorium Maximum der Universität 
Rostock, den Ehrendoktorhut von 1999 
auf dem Kopf, vor sich die Honoratioren; 
hinter sich die Leinwand, auf der Edward 
Snowden als neuer Ehrendoktor zu sehen 
ist, im kalten Moskauer Exil, Wasser und 
Zwieback auf dem Tisch, Putins Bild mit 
dem bösen Blick an der Wand, links und 
rechts zwei Beamte des Geheimdienstes, 
doch im Vordergrund der wärmende Eh- 
ren-Talar und der glänzende Doktorhut. 
Es hat nicht sollen sein. 

Welche Chance wurde hier vertan, das 
ganze Elend und die Aggressivität des 
russischen Imperiums der ganzen Welt zu 
präsentieren. Schuld sind der Rektor der 
Universität Rostock, Wolfgang Schareck 
und Mecklenburg-Vorpommerns Bil¬ 
dungsminister Mathias Brodkorb (SPD) 
mit ihrem Einspruch gegen die Verlei¬ 
hung. Schande über sie. 

Donnerstag 

Obwohl das Parlament in einem urdemo- 
kratischen Akt den Beschluss des urde- 
mokratischen Sicherheitsrates nein, nicht 
abnickt, sondern irgendwie begleitet hat, 
bleibt Urdeutschland eine Demokratie 
ohne passendes Volk. 

Entgegen dem eindeutigen Willen der 
Herrschenden, Waffen in Krisengebiete zu 
liefern, hält etwas Volk an überholten Auf¬ 
fassungen fest. Obwohl das Kernvolk mit 
38 Prozent beinahe geschlossen die Maß¬ 
nahmen der Regierung gutheißt, sammeln 
sich an den Rändern des eigentlich gesun¬ 
den Volkskörpers Fremdelemente von 56 
Prozent, die gegen die deutschen Interes¬ 
sen votieren. 

Wie kann das sein? Wo bleiben die 
öffentlich-rechtlichen, wo die privaten 


Zwischen dem 22.6. und dem 29.8.1944 
befreite die Rote Armee Weißrussland 
und zerschlug die Heeresgruppe (HG) 
Mitte, die größte Formation der faschis¬ 
tischen Wehrmacht. Am Ende war bis 
auf die baltischen und einige Territori¬ 
en im Süden das Staatsgebiet der Sow¬ 
jetunion befreit. 

Mit der Operation hatte sich zu¬ 
gleich die alliierte Zusammenarbeit be¬ 
währt. Der Angriff der Roten Armee 
verhinderte wie gemeinsam geplant, 
dass Truppen aus dem Osten zur Ab¬ 
wehr der anglo-amerikanischen Inva¬ 
sion als Verstärkungen herangezogen 
werden konnten; wie umgekehrt auch 
keine Truppen von der Westfront abge¬ 
zogen werden konnten. 

Im Vorfeld des sowjetischen An¬ 
griffs hatte der deutsche Nachrichten¬ 
dienst „Abt. Fremde Heere Ost“ mit 
dem Hauptschlag weiter südlich im 
Raum Kovel (nord-westliche Ukrai¬ 
ne) gerechnet. Das deutsche Oberkom¬ 
mando des Heeres (OKH) hatte sich 
dieser Einschätzung angeschlossen. 
Im genannten Raum stand die Hee¬ 
resgruppe Nord-Ukraine, der aufgrund 
der falschen Lagebeurteilung alle ver¬ 
fügbaren Reserven zugeteilt wurden. 
Diese kamen auch von der Heeresgrup¬ 
pe Mitte, der u. a. das gesamte LVI. Pan¬ 
zerkorps entzogen wurde. Zwei Drittel 
der Panzer- und motorisierten Kräfte 
der Ostfront standen damit südlich des 
sowj etischen Angriffsschwerpunktes. 

Auf deutscher Seite wurde vor al¬ 
lem bezweifelt, dass die Rote Armee 
im riesigen Gebiet der Pripjat-Sümpfe 
einen Angriff würde vortragen können. 
Die Unterschätzung der operativen Fä¬ 
higkeiten der Roten Armee war wohl 
eine Hauptursachen der deutschen Ka¬ 
tastrophe. Diesem nach den Erfahrun¬ 
gen von Stalingrad und Kursk kaum 
erklärbaren Hochmut folgte der tiefe 
Fall. 

Das Überraschungsmoment kam 
am 22.6. voll zum Tragen. Bereits nach 
zehn Tagen waren drei der vier HG-Ar¬ 
meen fast vollständig aufgerieben, die 
Verluste der Deutschen beliefen sich 
auf 350 000 bis 400 000 Mann an To¬ 
ten, Verwundeten und Gefangenen. In 


Sender? Was ist mit Blöd, was mit dem 
Rest des Springer-Konzerns? Frau Mer¬ 
kel soll sich tief enttäuscht über den nicht 
ausrottbaren Pazifismus auf deutschem 
Territorium geäußert haben. Kämpferisch 
meinte sie, solche falschen Auffassungen 
dürften nicht mehr lange von deutschem 
Boden aus gehen. „Jawoll, meine Kanzle¬ 
rin“ stammelte Friedensmacherin von der 
Leyen gerührt. 

Freitag 

Kriege, Bürgerkriege, Feldzüge jeder Art 
sind neben allem anderen immer eins - 
verdammt teuer. Woher das Geld kommt 
ist egal - Heroin und Kokain dien(t)en 
zur Finanzierung so manchen Konfliktes; 
wenn es den kriegführenden Parteien ge¬ 
lang den Stoff auf den Markt zu bringen, 
der vorzugsweise im „Freien Westen“liegt 
und lag. Dass das oft gut funktioniert(e), 
war/ist ohne Duldung der westlichen Be¬ 
hörden schwer denkbar. 

Wie finanziert eigentlich die ISIS ihre 
Feldzüge? Dem Vernehmen nach mit 
dem Erdöl, das ihr mit syrischen und 
irakischen Quellen in die Hände gefal¬ 
len ist. Die Rede ist von einem „Schwar¬ 
zen Markt“ und Vermittlern aus der Tür¬ 
kei, Syrien und dem Irak. Irgendjemand 
muss den „ Stoff“ aber auch noch kaufen. 
Wer kann das anders sein, als die großen 
Abnehmerjunkies in Europa, Asien und 
Amerika? 

Dieser Deal läuft schon eine ganze 
Zeit und ist den G7 unbekannt geblieben? 
Wohl kaum. Wo bleiben die Aufrufe zum 
Wirtschaftsboykott gegen die Vermittler¬ 
staaten? Wo bleibt ein Handelsembargo? 
Wo bleibt das Verbot, das Blutöl zu kau- 
fen? 

Die ISIS mag eine terroristische Orga¬ 
nisation sein, in diesem Spiel ist sie nicht 
die einzige. 

Adi Reiher 


der Mitte der Ostfront klaffte ein nicht 
verteidigtes Loch von 400 Kilometern 
Breite und die Rote Armee griff wei¬ 
ter an. Erst nach acht Wochen kam die 
sowjetische Offensive an der Weichsel 
zum Stehen. Der schnelle Vormarsch 
hatte die Kraft der Soldaten erschöpft. 
Die Einheiten mussten aufgefüllt und 
neues Material herangeschafft werden. 

Eine der größten und erfolgreichs¬ 
ten Operationen des Zweiten Welt¬ 
krieges war abgeschlossen. Im Süden 
hatten andere Truppen bereits ab Mit¬ 
te Juli die Heeresgruppe Nordukraine 
angegriffen, die im Folgenden eben¬ 
falls zerschlagen wurde. Damit wurden 
die Voraussetzungen für die Befreiung 
Südosteuropas geschaffen. 

Die außerordentlichen Erfolge der 
Roten Armee stehen außer Frage. Bri¬ 
tische Historiker wie Tooze, Mirell und 
Murray sprechen noch in jüngster Zeit 
von der „beeindruckendsten Boden¬ 
operation des Krieges“. Um so über¬ 
raschender ist die Bewertung, die das 
Militärgeschichtliche Forschungsamt 
(MGFA) im achten Band (München, 
2007) des Standardwerkes „Das Deut¬ 
sche Reich und der Zweite Weltkrieg“ 
abgibt. Oberst Dr. Karl-Heinz Frieser 
spricht (S. 602) von einer „verpass¬ 
ten sowjetischen Chance zur vorzeiti¬ 
gen Beendigung des Krieges“. Ausge¬ 
rechnet den falschen Erwartungen des 
OKH folgend hätte die Rote Armee 
den Hauptstoß von Kovel aus bis zur 
ostpreußischen Küste vortragen sollen. 
Die Ostfront wäre zusammengebro¬ 
chen, der Weg nach Berlin frei gewesen. 

Diese Einschätzung ist rein spe¬ 
kulativ. Die deutsche Militärmaschi¬ 
ne verfügte immer noch über mehrere 
Millionen Soldaten. Die deutsche Wirt¬ 
schaft produzierte auf Rekordniveau. 
Nichts spricht dafür, dass das Heer aus¬ 
gerechnet nach einem Angriff, auf den 
das OKH sich vorbereitet hatte, zusam¬ 
mengebrochen wäre. 

Frieser und das MGFA sprechen 
dem einstigen Gegner damit die strate¬ 
gische Planungsfähigkeit ab. Die Über¬ 
heblichkeit - wenn nicht Schlimmeres - 
des OKH von 1944 feiert fröhliche Ur¬ 
ständ. AR 


Die Westdeutsche Zeitung in Düs¬ 
seldorf stellte jüngst die vierspaltige 
Überschrift oben auf die Seite: „Ka¬ 
tholiken empfangen Kommunisten“ (s. 
obigen Ausschnitt). Es ging allerdings 
nicht um die Feier der Kommunion; 
„Brot und Wein“ gemäß der katho¬ 
lischen Glaubenslehre wurden nicht 
gereicht. Es ging um das Auftaktspiel 
in der Kreisliga A, Gruppe 2, bei dem 
Schimanski, nicht der aus Duisburg, 
sondern Kevin von TuS Gerresheim, 
die als „Kommunisten“ apostrophier¬ 
ten Kicker zunächst in Führung brach¬ 
te. Die Halbzeitführung reichte dann 
aber doch nicht, denn „die Katholi¬ 
ken“ von „Sportfreunde Gerresheim“ 
glichen in der 49. Minute aus und leg¬ 
ten zwei Minuten später noch einen 
drauf. Der Kulturkampf blieb fried¬ 
lich. Auch nach 90 Minuten hatte der 
Spielbericht keinen Hinweis auf eine 
rote Karte oder eine Exkommunika¬ 
tion. In der Zwischenzeit hat sich das 
Tabellenbild für „die Kommunisten“ 
wieder gewendet: TuS schob sich nach 
dem 2. Spieltag auf Platz 5, zwei Plätze 
vor „die Katholiken“. 

„Die Katholiken“ heißen mit gan¬ 
zem Namen „DJK Sportfreunde Ger¬ 
resheim 1923 e.V“ spielten schon vor 
1923 zusammen als „Jüko St. Margare¬ 
ta“. Dieser Vorgängerverein löste sich 
allerdings schon 1921 wieder auf. Mit¬ 
glieder konnten damals nur Katholi¬ 
ken werden. Gegen „die Kommunis¬ 
ten“ spielte man nicht. Die waren in 
einer anderen Liga. Die „Jüko“ hatten 
ihre Wurzeln im Kulturkampf zwischen 
Preußen und der katholischen Kirche 
(1871 bis 1887). Preußen wollte die 
Trennung von Kirche und Staat, die 
katholische Kirche suchte nach einer 
Vorherrschaft der Religion gegenüber 
Staat und Wissenschaft. Zu den kirch¬ 
lichen „Truppen“ gehörte die Jüko: 
Jünglingskongregation. Die Abkürzung 
„Jüko“ ist bei den Sportfreunden noch 
heute bekannt. In der Aufstellung der 
Spieler fehlt das Wort „Jünglingskon¬ 
gregation“ allerdings. Der „katholische 
Fußball“ wurde zur „theologischen Be¬ 
sitzstandwahrung“ gegen den Arbeiter¬ 
sport etabliert. Ähnliche Funktion hat¬ 
ten die Christlichen Gewerkschaften in 
Konkurrenz zu den sozialistisch orien¬ 
tierten Gewerkschaften. 

Die Sportfreunde traten der katho¬ 
lischen Deutschen Jugendkraft (DJK) 
bei, die 1935 von den Nazis verboten 
wurden. Es gab Spielverbot auf dem 
Platz. Der Reichsführer der DJK, Adal¬ 
bert Probst aus Düsseldorf, war schon 
im Juli 1934 von den Nazis ermordet 
worden. Der Düsseldorfer Priester Dr. 
Joseph Rossaint kooperierte mit den 
Kommunisten in der Nähe von Ger¬ 
resheim. 

TuS Gerresheim entstammt der 
Tradition der Arbeitersportvereine. 
Der Verein ist mehr als 100 Jahre alt. 
Seine Aushängeschilder sind zweifellos 
die ehemaligen Nationalspieler Klaus 
und Thomas Allofs. Das soziale Zen¬ 


trum von TuS war über Jahrzehnte die 
Gerresheimer Glashütte, deren Arbei¬ 
ter mehrheitlich kommunistisch orien¬ 
tiert waren und sich in verschiedenen 
Sparten des Arbeitersports organisier¬ 
ten: Handball, Ringen, Boxen. 

Beide Vereine stehen - wie 1 000 
andere - vor der Situation, dass der 


Sport kommerzialisiert wurde, dass 
Spieler weggekauft werden. Biswei¬ 
len wird über einen Zusammenschluss 
nachgedacht. Aber dann würde ein 
Highlight in der Saison fehlen: das 
Spiel zwischen Kommunisten und Ka¬ 
tholiken. 

UweKoopmann 



TuS Gerresheim trägt das Logo der Gerresheimer Glashütte, das blaue „G“ mit 
Krone, als Zeichen seiner Herkunft im Vereinsemblem. Einer der Urväter des 
Vereins war Konrad Skrentny (KPD), Mitglied des Stadtrates, des Reichstages, des 
preußischen Landtages und nach 1945 Vizepräsident des NRW-Landtages. 

Unser Bild zeigt den Eingang des Vereinsgeländes. 


Der rote Kanal 


Spiel mir das Lied vom Tod, 
l/USA 1968 

Viel mehr als ein Western - die Ge¬ 
schichte der Landnahme im Westen 
der USA, die mörderischen Praktiken 
der Eisenbahngesellschaften, die Ent¬ 
wicklung des US-Kapitalismus im aus¬ 
gehenden 19. Jahrhundert. Außerdem 
atemberaubend spannend. Sergio Le- 
ones Meisterwerk. 

Sa., 14.9., 0.20-3.00 Uhr, arte 

Fleisch vom Fließband 

Massentierhaltung und Turboproduk- 
tion von Billigfleisch gefährden unsere 
Gesundheit auf vielfältige Weise. 

Mo., 15.9., 22.15-22.45 Uhr, rbb 

The Help, USA 2011 

Am Mississippi hat sich 150 Jahre nach 
dem Bürgerkrieg und 50 Jahre nach 
der Ermordung Martin Luther Kings 


nicht viel geändert. Afro-Amerikaner 
sind Menschen zweiter Klasse. Tate 
Taylors Spielfilm beschäftigt sich mit 
dem gebotenen Ernst und erfreulich 
gewitzt mit der Problematik. 

Mi., 17.9., 0.50-3.05 Uhr, zdf 

Hostess, DDR 1976 

Das Beziehungsdrama schwankt zwi¬ 
schen Tragödie und Komödie. Zur gu¬ 
ten Unterhaltung trägt auch die Musik 
der jungen Nina Hagen bei. 

Do., 18.9., 23.50-1.25 Uhr, mdr 

Geld macht Geld 

Warum werden die Reichen immer 
reicher, während viele Löhne kaum 
zum Überleben reichen? 3sat ver¬ 
spricht Antworten. Schaun wer mal. 

Fr., 19.9., 21.00-21.30 Uhr, 3sat 


Zerschlagung der Heeresgruppe Mitte 

Sommer 1944 























